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Vorwort

Vorwort

Die familiengerichtlichen Verfahren 
über das Sorge- oder Umgangsrecht for-
dern alle Beteiligten. In kaum einem ande-
ren Bereich wird der Eingriff in die Lebens-
wirklichkeit des Ein zelnen und der Familien 
als so einschneidend empfunden. Die Er-
fahrungen haben gezeigt, dass dem Wohl 
der Kinder am besten gedient ist, wenn 
die Elternkompetenz wieder gestärkt zur 
Wirkung kommen kann. Deshalb hat das 
zum 1. September 2009 in Kraft getretene 
Gesetz über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit den Fokus neu 
ausgerichtet. Elemente der Streitschlich-
tung und Konfliktlösung sowie der sozial-
pädagogischen Hilfs- und Unterstützungs-
möglichkeiten werden stärker betont. 

Die neuen Anforderungen stellen alle 
am familiengerichtlichen Verfahren betei-
ligten Professionen (Familiengerichte, Ju-
gendämter, Beratungsstellen, Rechtsan-
wälte und Sachverstän dige) vor neue 
Herausforderungen.

Das Land Niedersachsen hat hier früh-
zeitig Hilfestellung angeboten: 

Das Ministerium für Soziales, Frauen, 
Familie, Gesundheit und Integration und 
das Niedersächsischen Justizministerium 
haben bereits 2008 die Fortbildungs reihe 
„Zusammenarbeit der Professionen im 
familiengerichtlichen Verfahren“ ins Leben 
gerufen. In zwei Fortbildungsmodulen 
wurden das Zusammenwirken und die 
verschiedenen Blickwinkel der beteiligten 
Fachleute beleuchtet und verschiedene 
Aspekte der künftigen Zusammenarbeit 
erörtert.

In der nun vorliegenden Broschüre wer-
den der Ablauf des familiengerichtlichen 
Verfahrens in den sogenannten Kind-
schaftssachen und die Schnittstellen bei 
der Kooperation praktisch und anschaulich 
erörtert. Sie soll für alle Professionen einen 
schnellen Einstieg in die wichtigsten Infor-
mationen ermögli chen.

Aygül Özkan
Niedersächsische Ministerin für 
Soziales, Frauen, Familie, Gesund-
heit und Integration Bernd Busemann 

Niedersächsischer Justizminister
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Einführung

„Im Prinzip finde ich es gut, dass es 
solche beschleunigten Verfahren gibt, 
dass der Kontakt zwischen Eltern und 
Kindern nicht länger unterbrochen 
wird. Wenn also ein Elternteil den 
Kontakt zum Kind wirklich verhindern 
möchte, aus welchen Gründen auch 
immer, dass wirklich die Kinder nicht 
darunter leiden, dass sie den Vater 
oder die Mutter nicht sehen können, 
weil die Eltern miteinander Konflikte 
haben. Von daher finde ich das wirk-
lich gut, dass so etwas schnellstmöglich 
geregelt wird. Dass die Kinder da im 
Vordergrund stehen.“ (Elternstimme)

Am 01.09.2009 trat mit dem FGG-
Reformgesetz das Gesetz über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den 
 Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit (FamFG) in Kraft. Das neue 
Gesetz wurde von der Praxis mit Span-
nung erwartet, da die bisherigen Regelun-
gen des aus dem Jahr 1898 stammenden 
FGG mit seinen Hin- und Herverweisun-
gen zwischen FGG und ZPO als sehr un-
übersichtlich angesehen wurden. Auch 
die Zielrichtung des FamFG in Kind-
schaftssachen, das Wohl des Kindes in 
den Mittelpunkt des Verfahrens zu 
 rücken, findet allseits Zustimmung. 

Die auch vorhandene Skepsis unter 
Praktikerinnen und Praktikern gilt u. a. der 
Ressourcenfrage: Wie lässt sich von Ge-
richtsseite flächendeckend der „frühe 
erste Termin“ gewährleisten, ohne dass 
andere Verfahren – wie lange dann – lie-
gen bleiben? Wie kann die Jugendamts-
seite rechtzeitig vorbereitet sein auf Fälle 
von Trennung und Scheidung, die vorher 
im Amt noch gar nicht bekannt waren? 

Wie bei allen Reformen wird zunächst 
eine Zeit des Einarbeitens und des Erpro-
bens der Umsetzung der Neuregelungen 
erforderlich sein. Die neue Systematik des 
FamFG, das die bisher im 6. Buch der ZPO, 
dem FGG, der Hausratsverordnung und 
weiteren Gesetzen enthaltenen Regelun-
gen zum familiengerichtlichen Verfahren 
zusammenfasst, stellt die Praxis vor die 
Herausforderung, sich in einem bisher 
unbekannten Regelungssystem zurechtfin-
den zu müssen. Die deutlich herausge-
stellte Ausrichtung des FamFG auf Koope-
ration der professionellen Akteure und die 
Orientierung am Kindeswohl verlangen 
das Aufeinanderzugehen und eine Umstel-
lung der Arbeitsweisen.

Durch das neue Gesetz werden sich 
zudem die den professionellen Beteiligten 
zugedachten Rollenbilder ändern. Die An-
waltschaft vertritt nicht mehr Klage- und 
Beklagtenpartei, sondern wird ihre Rolle 
an der Seite der „Beteiligten am Verfah-
ren“ neu ausloten müssen. Dem Familien-
gericht kommt nach der Intention des 
Gesetzes nicht mehr allein die Rolle des 
„Entscheiders“ zu, das die Beteiligten 
möglicherweise nur einmal im Termin 
sieht, aufgrund der Aktenlage und der 
Anhörung im Termin eine Entscheidung 
trifft und erwartet, dass die Beteiligten 
nun mit dieser Entscheidung zurechtkom-
men. Es soll die Familie vielmehr über ei-
nen längeren Zeitraum begleiten und den 
Beteiligten im Idealfall behilflich sein – mit 
der Unterstützung des Gerichts – selbst zu 
einer einvernehmlichen Regelung zu ge-
langen. Sachverständige, Verfahrensbei-
stände und Jugendamt sind dabei zu einer 
konstruktiven und professionellen Bezug-
nahme aufeinander aufgefordert, die Platz 
lässt für unterschiedliche Kompetenzen 
und Perspektiven.

Einführung
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Einführung

Die Kinder- und Jugendhilfe wird durch 
die Neuregelungen zu einer aktiveren 
Mitge staltung des familiengerichtlichen 
Verfahrens aufgerufen, während das Fami-
liengericht die Beteiligten z. B. zur Inan-
spruchnahme von Beratungsleistungen 
verpflichten kann, sodass das Verfahren 
verstärkt mit Jugendhilfeleistungen ver-
zahnt wird. In diesem Zusammenhang ist 
häufig von der „Verantwortungsgemein-
schaft zwischen Familiengericht und Ju-
gendamt“ die Rede. Es gilt allerdings, eine 
solche Verantwortungsgemeinschaft sensi-
bel und mit Blick auf die jeweiligen Verant-
wortungsbereiche auszugestalten: So 
muss etwa aus Sicht der Richterinnen und 
Richter die richterliche Unabhängigkeit 

gewahrt bleiben, aus Sicht der Kinder- und 
Jugendhilfe die fachliche Verantwortung 
für die Leistungsgewährung und Gestal-
tung der Hilfen respektiert werden. 

In der Kinder- und Jugendhilfe ist bei 
einer Umstellung auf den frühen Termin in 
Verfahren wegen Trennung und Scheidung 
mit einer erhöhten Nachfrage nach Bera-
tungsleistungen zu rechnen. Die dafür 
erforderliche Bereitstellung der notwendi-
gen Ressourcen wird – bei engen Finanz-
spielräumen – zu einer Herausforderung 
für die Kommunen werden. Die Bera-
tungsstellen werden Konzepte zur  Be - 
ratung von Eltern, die aufgrund gerichtli-
cher Verpflichtung zu ihnen kommen, 
(weiter)entwickeln müssen. Es ist eine ver-
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Einführung

mehrte Auseinander setzung mit der Frage 
nach einer Integration der Mediation in die 
Angebots palette der Beratungs- und Un-
terstützungsleistungen des SGB VIII zu 
erwarten.

Die Bereitschaft vorausgesetzt, sich 
vorurteilsfrei auf das neue Gesetz einzulas-
sen, bieten die Neuregelungen jedoch 
große Chancen. Sowohl die Verantwor-
tungsgemeinschaft zwischen Jugendamt 
und Familiengericht als auch die neuen 
Ansätze zur Deeskalation von Konflikten 
und zur Rückgewinnung der Selbststeue-
rungskompetenzen sowie Einigungsfähig-
keit der Beteiligten können erheblich dazu 
beitragen, das familiengerichtliche Verfah-
ren in einer für Kinder ohnehin belasten-
den Situation kindeswohldienlich 
auszugestalten. 

Anliegen der Broschüre

Die vorliegende Broschüre soll dabei 
helfen, sich mit den Neuregelungen ver-
traut zu machen, und gleichzeitig gegen-
seitiges Verständnis für die jeweilige Sicht-
weise der professionellen Akteure wecken, 
denn die mit der Einführung des FamFG 
verbundenen Ziele können nur in Koope-
ration und im Verständnis einer gemeinsa-
men Verantwortung für das Wohl der be-
troffenen Kinder erreicht werden.

Die Darstellungen beschränken sich auf 
die für Kinder häufig besonders belasten-
den Verfahren wegen Trennung und 
Scheidung auf der einen und Verfahren 
wegen Kindeswohlgefährdung auf der 
anderen Seite. 

Wenn Eltern sich trennen, stellt sich 
regelmäßig die Frage, wie Sorge- und Um-
gangsrecht für die gemeinsamen Kinder 
geregelt werden sollen. Können die Eltern 
sich hierüber nicht einigen, rufen sie ggf. 
das Familiengericht an. Die eingeleiteten 
Verfahren sind dann häufig von Konflikten 
auf der Elternebene bestimmt, was zu 
Verfahrensverzögerungen und -erschwer-
nissen führen kann. In Verfahren wegen 
Trennung und Scheidung steht deshalb die 
Stärkung der Selbststeuerungskompeten-
zen und der Einigungsfähigkeit der Betei-
ligten im Vordergrund. 

Bei Verfahren wegen Kindeswohlge-
fährdung geht es dagegen nicht in erster 
Linie darum, einen Konflikt zwischen den 
Eltern aufzulösen sondern vielmehr darum, 
eine bestehende oder drohende Gefähr-
dung des Kindes so schnell und effektiv 
wie möglich abzuwenden. 

Trotz dieser Unterschiede liegt den Neu-
regelungen des Verfahrens in Kindschafts-
sachen eine einheitliche Philosophie zu-
grunde: 
Im Vordergrund steht das – möglichst zeit-
nahe – Finden von kindeswohldienlichen 
Antworten, nicht die Entscheidung über 
Sieg und Niederlage der am gerichtlichen 
Verfahren Beteiligten.
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Das FamFG: Neuerungen im Überblick

Die wesentlichen Neuerungen des Geset-
zes sollen im Folgenden kurz skizziert 
werden:
–  Schon auf den ersten Blick auffällig ist 

die Einführung neuer Begrifflichkeiten. 
So heißt es zukünftig Beteiligte statt 
Parteien, Antrag statt Klage, Verfahren 
statt Prozess und Verfahrenskostenhilfe 
statt Prozesskostenhilfe, einheitlich Be-
schluss statt Urteil oder Beschluss. Be-
reits durch diese Begrifflichkeiten soll 
deutlich gemacht werden, dass das Ver-
fahren in Kindschaftssachen kein streiti-
ges Verfahren ist, bei dem sich zwei geg-
nerische Parteien gegenüberstehen, 
sondern eine am Kindeswohl orientierte 
Lösung die grundlegende Leitlinie sein 
soll. 

–  Der Begriff „Kindschaftssachen“ wird 
neu definiert. Er umfasst nun alle Ver-
fahrensgegenstände, die die elterliche 
Sorge, das Umgangsrecht, die Kindes-
herausgabe, die Vormundschaft, die 
Pflegschaft oder gerichtliche Bestellung 
einer Vertretung für Minderjährige oder 
ungeborene Kinder, Unterbringungssa-
chen für Minderjährige oder familienge-
richtliche Aufgaben nach dem Jugend-
gerichtsgesetz (JGG) betreffen (§ 151 
FamFG). Diejenigen Verfahren, bei denen 
es um die Beziehung zu und Verantwor-
tung für die Person des Kindes oder das 
Vermögen sowie die Vertretung Minder-
jähriger geht, sind also durch den Begriff 
„Kindschaftssachen“ zusammengefasst. 
Die familiäre Zuordnung, um die es in 
Abstammungs- (§§ 169 ff FamFG) und 
Adoptionssachen (§§ 186 ff FamFG) 
geht, sowie Kindesunterhaltssachen 
fallen dagegen nicht (mehr) unter den 
Begriff Kindschaftssachen. 

–  In Verfahren wegen Trennung und Schei-
dung wird das auch bisher schon beste-
hende Ziel einvernehmlicher Lösungen 
noch stärker betont. Das Gericht soll auf 
Angebote der Beratung, Mediation und 
andere Formen der Streitschlichtung 
offensiv hinweisen und kann ggf. auch 
Beratung anordnen (§ 156 Abs. 1 
FamFG). Vereinbarungen sollen als ge-
richtlich gebilligter Vergleich aufgenom-
men werden, wenn dies dem Kindes-
wohl nicht widerspricht (§ 156 Abs. 2 
FamFG). 

–  Dringliche Kindschaftssachen müssen 
vorrangig und beschleunigt bearbeitet 
werden (§ 155 Abs. 1 FamFG). Hierdurch 
soll die Verfahrensdauer verkürzt und 
dem kindlichen Zeitempfinden Rechnung 
getragen werden. 

–  Die Voraussetzungen der Beteiligtenstel-
lung werden in § 7 FamFG nun aus-
drücklich geregelt. 

–  Die Beteiligungs- und Mitwirkungsrechte 
des Kindes werden gestärkt. In den 
meisten Fällen wird ihm zukünftig ein 
Verfahrensbeistand zur Seite gestellt 
werden. 

–  Die Rolle des Jugendamts wird deutlicher 
herausgearbeitet. Es ist in Kindschaftssa-
chen anzuhören und erhält ein eigenes 
Beschwerderecht. Das Jugendamt hat 
die Möglichkeit, über seine Mitwirkungs-
aufgabe hinaus eine formelle Beteilig-
tenstellung zu beantragen (§ 162 Abs. 2 
FamFG). 

–  Die Regelungen zum einstweiligen 
Rechtsschutz sind neu gefasst (§§ 49 ff 
FamFG). Der Erlass einer einstweiligen 
Anordnung setzt nicht mehr die Anhän-
gigkeit einer Hauptsache zum gleichen 
Verfahrensgegenstand voraus. 

Das FamFG: Neuerungen im Überblick
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Das FamFG: Neuerungen im Überblick

–  Das FamFG hat ein einheitliches Rechts-
mittel in Form der Beschwerde geschaf-
fen (§§ 58 ff FamFG). 

–  Das BGB enthält nunmehr die ausdrück-
liche Regelung, bei dauerhafter und 
wiederholter erheblicher Verletzung der 
Wohlverhaltenspflicht eine Umgangs-
pflegschaft einzurichten. Die Umgangs-
pflegerin oder der Umgangspfleger er-
hält das Recht zu verlangen, dass das 
Kind den festgesetzten Umgang wahr-
nehmen kann, und das Recht, den Auf-
enthalt während der Umgangskontakte 
zu bestimmen (§ 1684 Abs. 3 BGB). 

Aufbau des Gesetzes 

Das FamFG ist in neun Bücher unter-
teilt, die wiederum in mehrere Abschnitte 
und Unterabschnitte untergliedert sind. 
Relevant für die Ausgestaltung des ge-
richtlichen Verfahrens in Familiensachen 
sind die Bücher 1 (Allgemeiner Teil) und 2 
(Verfahren in Familiensachen), die insge-
samt 273 Vorschriften umfassen. In den 
weiteren Büchern geht es um andere Ver-
fahrensgegenstände, wie z. B. Betreuungs- 
oder Nachlasssachen. 

In Buch 1 sind diejenigen Regelungen 
„vor die Klammer“ gezogen, die als allge-
meine Vorschriften für alle weiteren Bü-
cher des FamFG gelten. Dies betrifft bspw 
die Regelung der Beteiligtenstellung (§ 7 
FamFG), der Verfahrensfähigkeit (§ 9 
FamFG), des einstweiligen Rechtsschutzes 
(§§ 49 ff FamFG), der Rechtsmittel (§§ 58 
ff FamFG) sowie der Vollstreckung (§§ 86 
ff FamFG). Diese allgemein geltenden Re-
gelungen werden durch die Sonderrege-
lungen in den folgenden Büchern ergänzt 
oder auch modifiziert. 

Das Buch 2 enthält sämtliche Vorschrif-
ten, die das Verfahren in den verschiede-
nen Familiensachen betreffen. Zu beach-
ten ist, dass dieses 2. Buch des FamFG 
zwischen „Familiensachen“ und „Famili-
enstreitsachen“ unterscheidet. Zu den 
Familienstreitsachen gehören Lebenspart-
nerschaftssachen und sonstige Familiensa-
chen, die die Geltendmachung materieller 
Ansprüche – d.h. im Wesentlichen die 
Zahlung von Geldbeträgen – betreffen. 
Auf diese finden die Vorschriften der Zivil-
prozessordnung (ZPO) und damit insbe-
sondere die Parteimaxime und der Beibrin-
gungsgrundsatz Anwendung. Dies 
bedeutet, dass das Gericht in diesen Ver-
fahren grundsätzlich nur den Tatsachen-
vortrag und die Beweismittel berücksichti-
gen darf und muss, die von den 
Beteiligten vorgebracht werden. 

Die hier interessierenden Kindschaftssa-
chen gehören hingegen ausnahmslos zu 
den Familiensachen iSd § 111 Nr.. 2 
FamFG. Für sie gilt das FamFG uneinge-
schränkt und damit auch der Amtsermitt-
lungsgrundsatz des § 26 FamFG. Das Fa-
miliengericht ist somit – anders als im 
Zivilprozess – nicht an das Vorbringen und 
die Beweisanträge der Beteiligten gebun-
den, sondern von Amts wegen verpflich-
tet, den Sachverhalt umfassend 
aufzuklären.
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Die professionellen Akteure in Kindschaftssachen

Familiengericht

„Also für mich war das wirklich eine 
unschöne Situation, dass es überhaupt 
so weit kommen musste, weil wir das 
als Eltern wirklich besser selber hätten 
regeln sollen. Nur leider waren wir 
dazu nicht in der Lage. Und von daher 
fand ich das einfach sehr traurig, ich 
war auch ganz schön erschrocken, dass 
das übers Gericht laufen musste.“ 
(Elternstimme)

„Also ich fand es sehr wichtig, dass 
– trotz unserer einvernehmlichen Re-
gelung – so praktische Fragen (wann 
konkret der Umgang stattfinden soll 
etc.) mit einer offiziellen Stelle gere-
gelt wurden. Allein mit dem Vater 
hätte ich das nicht machen können. 
(…) Das war in dem Verfahren vor 
drei Jahren ganz anders: Da hat der 
Richter gesagt, ‚So, die Tochter bleibt 
weiterhin bei der Mutter, das ent-
scheiden wir hier, und alles Weitere 
mögen Sie bitte in einer Trennungsbe-
ratung regeln.’ Das hieß, ich musste 
mich noch Wochen, Monate danach 
regelmäßig mit dem Vater treffen und 
da die ganzen Sachen regeln.“ 
(Elternstimme)

Ein familiengerichtliches Verfahren 
kommt immer dann in Gang, wenn die 
Entscheidungskompetenzen des Familien-
gerichts gefragt sind. Das kann der Fall 
sein, wenn Eltern in Trennung für ihre wei-
tere gemeinsame Elternschaft keine ein-
vernehmlichen Regelungen finden, aber 
auch wenn die Anrufung des Familienge-
richts zur Initiierung für Hilfen und Schutz 
eines Kindes erforderlich ist. 

Familiengerichte sind in beiden Fällen in 
erster Linie Entscheidungsinstanzen. Diese 
grundlegende Zielrichtung bestimmt den 
zentralen Fokus der familienrichterlichen 
Arbeit: Sie haben auf Entscheidungsreife 
hinzuwirken und in der Folge (abschlie-
ßende) Entscheidungen zu treffen. Das 
FamFG nimmt allerdings die Familienge-
richte in die Pflicht, auch nach der Ent-
scheidung verantwortlich zu bleiben   
und die einmal gefällte Entscheidung zu 
überprüfen und ggf. auch abzuändern 
(§ 166 FamFG, § 1696 BGB).

„Was ich gut fand war, dass wir 
dann direkt einen zweiten Termin ver-
einbart haben, um dann nochmal nach 
einem halben oder dreiviertel Jahr mal 
zu gucken, läuft’s oder läuft’s nicht. 
Dass dann eben nicht einfach gesagt 
wurde, so jetzt habt ihr euch geeinigt 
und jetzt ist’s chic. (…) Und wenn es 
läuft, das wurde auch direkt gesagt, 
dann sollten wir einfach nur anrufen 
und sagen: ‚Es läuft, wir kommen 
prima klar.’“ (Elternstimme)

Das Vorgehen der Gerichte in Kind-
schaftssachen ist entscheidend durch das 
Amts ermittlungsprinzip bestimmt (  Was 
besagt der Amtsermittlungsgrundsatz?): 
Danach entscheidet die Richterin oder der 
Richter grundsätzlich in eigener Regie, 
welche Sachverhaltsermittlungen in wel-
cher Form (Anhörung, Ermittlung, Beweis-
erhebung) für notwendig erachtet wer-
den. Darüber hinaus steuert und 
strukturiert das Gericht das Verfahren im 
Verhältnis zur beteiligten Familie, aber 
auch zu den anderen professionellen Ak-
teuren. Dazu gehören klare Terminabspra-

Die professionellen Akteure  
in Kindschaftssachen
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chen, die Formulierung von Fragen an 
Sachverständige und andere professionelle 
Beteiligte, Beratung und/oder Anordnung 
von Zwischenlösungen. Richtschnur für 
diese Steuerungsverantwortung ist stets 
das Kindeswohl (§ 1697a BGB).

Familienrichterinnen und Familienrichter 
werden durch das FamFG in besonderer 
Weise zu einer raschen Verfahrensführung 
angehalten. Das Vorrang- und Beschleuni-
gungsgebot fordert sie nicht nur bei der 
Organisation und Durchführung des frü-
hen ersten Termins heraus, sondern ist 
auch bei der Verfahrensgestaltung und im 
Entscheidungsfindungsprozess insgesamt 
als Leitprinzip zu berücksichtigen (  Das 
Vorrang- und Beschleunigungsgebot). 
Gleichzeitig haben sie jedoch im Blick zu 
behalten, dass diese Beschleunigung nicht 
auf Kosten einer sorgfältigen Sachverhalts-
aufklärung geht oder sogar hinderlich bei 
der Entwicklung einer angemessenen Re-
gelung durch die Beteiligten wirkt.

Familienrichterinnen und Familienrich-
ter bringen einen juristischen Hintergrund 

mit und sind in ihrer Entscheidungsfin-
dung daher grundlegend auf das Einbrin-
gen der fachlichen Expertise aller anderen 
professionellen Akteure angewiesen. So 
benötigen sie nicht nur konkrete Fakten, 
sondern vor allem auch fachliche Einschät-
zungen zur familiären Situation und zu 
geeigneten und erforderlichen familienge-
richtlichen Entscheidungen. 

Als unabhängige und neutrale Entschei-
dungsinstanz darf das Familiengericht im 
Verfahren vorgetragene Einschätzungen 
und Wertungen nicht einfach überneh-
men, sondern muss eine eigene Bewertung 
des Sachverhalts vornehmen. Divergie-
rende Einschätzungen zwischen Familien-
gericht und dem mitwirkenden Jugendamt 
können allerdings zu Schwierigkeiten füh-
ren. Mangels Anweisungsmöglichkeit zur 
Leistungsgewährung gegenüber dem Ju-
gendamt können dem Familiengericht im 
Hinblick auf die Durchsetzung seiner Ent-
scheidung faktisch die Hände gebunden 
sein. Daher sollte ein Auseinanderfallen der 
gerichtlichen und jugendamtlichen Ent-
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scheidungen möglichst vermieden werden. 
Das ist nur möglich durch eine offene 
Kommunikation zu notwendigen und ge-
eigneten Hilfemaßnahmen zwischen Fami-
liengericht und Jugendamt. Sind auch da-
durch unterschiedliche Einschätzungen 
nicht auszuräumen, muss eine Alternativlö-
sung gesucht werden, im Rahmen derer 
für die Bedenken beider Seiten hinreichend 
Platz ist.

Das Verständnis für die Notwendigkeit 
zu einer solchen Verständigung kann 
durch die Kooperation in lokalen Arbeits-
kreisen bzw. Netzwerken gefördert wer-
den. Familienrichterinnen und Familien-
richter sind in ihrer richterlichen 
Unabhängigkeit nicht tangiert, wenn sie 
als Kooperationspartner in solchen fall-
übergreifenden Arbeitskreisen mitwirken. 
Insbesondere im Hinblick auf die zu erwar-
tenden Herausforderungen im Umgang 
mit den neuen Verfahrensinstrumenten 
(früher erster Termin, Erörterung der Kin-
deswohlgefährdung etc.) kann der Aus-
tausch mit den anderen professionellen 
Akteuren sehr gewinnbringend sein.

Jugendamt 

„Ich fand den Beratungstermin 
beim Jugendamt sehr hilfreich, sehr 
professionell und die ganze Atmo-
sphäre war irgendwie davon getragen, 
dass wir uns einigen können. Einfach 
sehr sachlich und ruhig. Und ich 
glaube, dass es vor Gericht anders ge-
wesen wäre, weil ich glaube, dass Ge-
richtstermine eher dazu geeignet sind, 
dass man sich da noch ein bisschen 
mehr festfährt in seinen Positionen 
und jeder auch dazu geneigt ist, dar-
auf zu beharren, was er denn durch-
setzen möchte. Weil da sitzt jeder im 
Gerichtssaal sich gegenüber, jeder mit 
seinem Anwalt an seiner Seite. Das ist 
einfach etwas anderes, als wenn man 

im Jugendamt bei einer Tasse Tee zu-
sammensitzt.“ (Elternstimme)

„Also, aus meiner Sicht war der 
Kontakt zum Jugendamt sehr stark 
eine Parteinahme für die Mutter. Also 
ich hatte das Gefühl, da sind zwei ge-
gen einen.“ (Elternstimme)

Das Jugendamt ist – häufig neben der 
Beratungsstelle – im Unterschied zu den 
anderen Akteuren im Verfahren in der 
besonderen Situation, dass das familienge-
richtliche Verfahren meist nur ein Aus-
schnitt eines längeren Hilfeprozesses ist. 
Die Fachkräfte des Jugendamts stehen in 
der Verantwortung, die geeigneten und 
notwendigen Hilfen nicht nur vor und 
während eines gerichtlichen Verfahrens 
anzubieten, sondern gerade auch nach 
einer gerichtlichen Entscheidung Hilfen zu 
initiieren, zu gewähren und (weiter) zu 
begleiten.

In familiengerichtlichen Verfahren kann 
das Jugendamt in verschiedenen Funktio-
nen vertreten sein:
–  Die klassische Rolle des Jugendamts liegt 

in der Anrufungs- und Mitwirkungsauf-
gabe (§ 50 SGB VIII). Das Jugendamt ist 
verpflichtet, das Familiengericht 
anzurufen

 –  zur Eröffnung von Hilfezugängen (§ 8a 
Abs. 3 S. 1 Halbs. 1 SGB VIII), 

 –  zur Klärung einer vermuteten Kindes-
wohlgefährdungssituation (§ 8a Abs. 3 
S. 1 Halbs. 2 SGB VIII) und 

 –  nach einer erfolgten Inobhutnahme, 
der die Eltern widersprochen haben 
(§ 42 Abs. 3 S. 2 Nr. 2, § 8a Abs. 3 
S. 2 SGB VIII).

Im Rahmen eines – sei es von ihm selbst 
oder von einem Dritten initiierten – Ver-
fahrens hat das Jugendamt das Familien-
gericht bei der Sachverhaltsaufklärung zu 
unterstützen. Dazu gehört es, die relevan-
ten, im Kontakt mit der Familie gewonne-
nen Erkenntnisse in das Verfahren einzu-
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bringen, über angebotene und erbrachte 
Leistungen zu berichten und erzieherische 
und soziale Gesichtspunkte zur Entwick-
lung des Kindes bzw. Jugendlichen vorzu-
tragen. Zur Mitwirkung gehören außer-
dem Empfehlungen zu notwendigen und 
geeigneten Hilfen, sowie Angaben über die 
konkrete Verfügbarkeit der Hilfeangebote.
In Verfahren wegen Trennung und Schei-
dung – die meist durch einen der Eltern-
teile eingeleitet werden – hat das Jugend-
amt nicht selten zuvor noch keinen 
Kontakt zur Familie gehabt. Dann besteht 
die Aufgabe der Mitwirkung vor allem 
darin, sich im frühen Termin aktiv einzu-
bringen, und zum einen dem Familienge-
richt mit Fachkompetenz beim Sondieren 
und Strukturieren der Familienproblematik 
zur Seite zu stehen, zum anderen zielfüh-
rende Übergänge in die Beratung bzw. 
Mediation zu unterstützen.
–  Eine weitere, mit der ersten eng ver-

knüpfte Rolle des Jugendamts im famili-
engerichtlichen Verfahren ist die als Sozi-
alleistungsträger. Als solches steht das 
Jugendamt in der Verantwortung, die im 
SGB VIII enthaltenen Leistungsansprüche 
von Kindern, Jugendlichen und Eltern zu 
verwirklichen. Als Sozialleistungsträger 
entscheidet das Jugendamt auf Grund-
lage der Hilfeplanung über die Geeignet-
heit und Notwendigkeit von Hilfen. 
Diese Steuerungsverantwortung des 
Jugendamts (§ 36a SGB VIII) bringt es 
mit sich, dass sich familiengerichtliche 
Anordnungen grundsätzlich nur auf an-
gebotene Leistungen des Jugendamts 
beziehen können; wenn noch keine kon-
krete Hilfe im Termin angeboten werden 
kann (z. B. weil vorab noch eine Hilfepla-
nung erforderlich ist), können die Eltern 
lediglich zur Zusammenarbeit mit dem 
Jugendamt und zur Inanspruchnahme 
angebotener – bislang noch unbenann-
ter – Leistungen verpflichtet werden. 
Eine Ausnahme von diesem Grundsatz 

der vorherigen Entscheidung des Ju-
gendamts bilden allerdings Beratungsan-
gebote, die grundsätzlich frei zugänglich 
in Anspruch genommen werden können 
(§ 36a Abs. 2 SGB VIII). Als Sozialleis-
tungsträger wird das Jugendamt auch 
die zu erwartende gesteigerte Nachfrage 
nach Beratungs- und Unterstützungsan-
geboten in Trennungs- und Scheidungs-
konflikten in den Blick nehmen müssen. 

–  Das Jugendamt wird auch als Leistungs-
erbringer aktiv. Es gewährt nicht nur, 
sondern in vielen Fällen erbringt es auch 
Leistungen, insbesondere der Beratung 
und Unterstützung bei Trennung und 
Scheidung nach §§ 17, 18 Abs. 3 
SGB VIII (oder wegen Unterhalt nach 
§ 18 Abs. 1, 4 SGB VIII). Aber auch wei-
tere (Beratungs-) Dienste oder Einrich-
tungen sind kommunal organisiert (z. B. 
kommunale Beratungsstellen oder Sozi-
alpädagogische Familienhilfe).

–  Schließlich kann das Jugendamt im  
familiengerichtlichen Verfahren in der 
Rolle der Amtsvormundschaft bzw. 
-pflegschaft als Beteiligter vertreten sein, 
wenn Gegenstand des Verfahrens ein 
auf die Amtsvormundin/-pflegerin oder 
den Amtsvormund/-pfleger übertragener 
Aufgabenkreis der Personen- oder Ver-
mögenssorge ist (vor allem Umgangs- 
oder Aufenthaltsbestimmungsrecht). 
Seitens des Familiengerichts besteht eine 
Pflicht, die mit der Vormundschaft bzw. 
Pflegschaft beauftragte Person – ggf. 
auch persönlich – anzuhören (§ 34 
Abs. 1 Nr. 1 FamFG). Zudem ist sie in 
Verfahren wegen Kindeswohlgefähr-
dung zwingend zu beteiligen (§ 7 Abs. 2 
Nr. 1 FamFG), was nicht mit der Mitwir-
kungsaufgabe des Jugendamts verwech-
selt werden darf. 

Die professionellen Akteure in Kindschaftssachen
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Verfahrensbeistand

„Zuerst sind die Eltern gefordert, 
die familiäre Situation zu klären. Aber 
Kinder brauchen auch einen neutralen 
Ansprechpartner für sich.“ (aus dem 
Protokoll eines Arbeitskreises zum fa-
miliengerichtlichen Verfahren)

Als sog. „Anwälte des Kindes“ neh-
men Verfahrensbeistände (bisher: Verfah-
renspfleger) eine wichtige Rolle ein. Mit 
der Bestellung werden sie automatisch zu 
formell Beteiligten am Verfahren (§ 158 
Abs. 3 S. 2 FamFG). Anders als bisher 
macht das FamFG die Bestellung eines 
Verfahrensbeistands für das Familienge-
richt zur Pflicht, wenn eines der in § 158 
Abs. 2 FamFG aufgeführten Regelbei-
spiele erfüllt ist, z. B. wenn das Interesse 
des Kindes zu dem seiner gesetzlichen 
Vertreter in erheblichem Gegensatz steht, 
wenn die teilweise oder vollständige Ent-
ziehung der Personensorge oder der Aus-
schluss oder eine wesentliche Beschrän-
kung des Umgangsrechts in Betracht 
kommt. Sowohl in Verfahren nach 
§ 1666 BGB als auch in Verfahren wegen 
Trennung und Scheidung dürfte eine der 
in § 158 FamFG genannten Regel-Ver-
pflichtungen in den meisten Fällen gege-
ben sein.

Verfahrensbeistände stehen Kindern 
bzw. Jugendlichen im Verfahren zur Seite, 
sind jedoch nicht ihre gesetzlichen Vertre-
ter (§ 158 Abs. 4 S. 6 FamFG). Da nach 
§ 1629 Abs. 2 S. 3 iVm § 1796 BGB das 
Familiengericht den Eltern bei erheblichen 
Interessenkonflikten mit dem Kind die 
Vertretungsmacht entziehen kann, stellt 
sich manchmal die Frage nach der Einset-
zung einer Ergänzungspflegerin oder eines 
Ergänzungspflegers und der Abgrenzung 
und dem Verhältnis zum Institut des  
Verfahrensbeistands. In der aktuellen 
Rechtsprechung ist diese Frage nicht ab-

schließend geklärt. Da das FamFG der Ver-
fahrensbeistandschaft eine besondere 
Bedeutung einräumt und auch erstmals 
eine gesetzliche Aufgabenbeschreibung 
enthält, wird jedoch davon auszugehen 
sein, dass der Gesetzgeber den Verfah-
rensbeistand im Regelfall als geeignete 
und ausreichende Begleitung und Vertre-
tung des Kindes im familiengerichtlichen 
Verfahren gesehen hat. 

Nach dem FamFG liegen die zentralen 
Aufgaben der Verfahrensbeistände darin, 
–  die kindlichen Interessen festzustellen 

und im gerichtlichen Verfahren zur Gel-
tung zu bringen, 

–  das Kind bzw. die/den Jugendliche/n in 
geeigneter Weise über das Verfahren 
(Gegenstand, Ablauf und möglichen 
Ausgang) aufzuklären und 

–  ggf. in dessen/deren Interesse Rechtsmit-
tel einzulegen. 
Zudem kann das Familiengericht diesen 

„normalen“ Aufgabenkreis um den „zu-
sätzlichen“ Auftrag erweitern, Gespräche 
mit den Eltern und weiteren Bezugsperso-
nen des Kindes zu führen sowie am Zu-
standekommen einer einvernehmlichen 
Regelung mitzuwirken (erweiterter Aufga-
benkreis). Sollen die Chancen der Verfah-
rensbeistände als echte Vertreter der 
kindlichen Interessen – die sich in den al-
lermeisten Fällen nur im Gespräch mit 
Eltern und weiteren Bezugspersonen um-
fassend feststellen lassen – tatsächlich 
genutzt werden, wird die Übertragung des 
erweiterten Aufgabenkreises eher die Re-
gel werden müssen.

Verfahrensbeistände sind enge Beglei-
terinnen oder Begleiter des Kindes im Ver-
fahren und bringen ihre Erkenntnisse zu 
dessen aktueller Situation und Erleben ein. 
Die Gesetzesbegründung hält dabei aus-
drücklich fest, dass Verfahrensbeistände 
sich nicht ausschließlich als „Sprachrohr“ 
verstehen, sondern vor allem auch eigene 
fachliche Einschätzungen zum „wohlver-

Die professionellen Akteure in Kindschaftssachen
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standenen Interesse“ des Kindes oder Ju-
gendlichen einbringen sollen.

Die Ausgestaltung der Rolle der Verfah-
rensbeistände in Verfahren nach § 1666 
BGB wird sich von der in Verfahren wegen 
Trennung und Scheidung unterscheiden. 
Ihre Aufgabe in Verfahren nach § 1666 
BGB ist es nicht in erster Linie, zusätzliche 
„Gefährdungseinschätzungen“ vorzuneh-
men, sondern Begleiterin, Ansprechpart-
nerin oder Interessenvertreter im Verfahren 
zu sein: So kann die Chance erhöht wer-
den, dass das betroffene Kind oder die/der 
Jugendliche bei der Entscheidungsfindung 
des Gerichts, die Grundlage für zukünfti-
gen Schutz und Hilfe legen soll, wirklich 
gesehen wird. In Verfahren wegen Tren-
nung und Scheidung liegen die Chancen 
ihrer Beteiligung sowohl darin, einen mög-
lichst frühzeitigen Kontakt zu dem Kind 
oder Jugendlichen gewinnen zu können, 
der bereits im frühen Termin nutzbar ge-
macht werden kann, als auch darin, im 
weiteren Kontakt und Prozess mit ihren 
Erkenntnissen spezifische entlastende An-
gebote für das Kind oder die Jugendliche 
bzw. den Jugendlichen anregen zu 
können. 

Seit dem FamFG regelt sich die Vergü-
tung der Verfahrensbeistände nicht mehr 
fallbezogen, sondern pauschal. In Form 
einer zweistufigen Fallpauschale erhalten 
sie eine Grundvergütung in Höhe von 350 
EUR, im Fall der Übertragung des erweiter-
ten Aufgabenkreises erhöht sich die Fall-
pauschale auf 550 EUR. Die Möglichkeiten 
der Aufgabenwahrnehmung sind daher 
grundsätzlich zeitlich begrenzt, was der-
zeit intensive Diskussionen sowohl hin-
sichtlich der Umstellung auf die Pauscha-
lierung als auch in Bezug auf die Höhe der 
Vergütungssätze nach sich zieht. 

Beratungsstellen

Mit der besonderen Betonung im 
FamFG, 
–  so früh wie möglich und in jeder Lage 

des Verfahrens auf Einvernehmen 
hinzuwirken

–  sowie auf bestehende Möglichkeiten der 
Beratung durch die Beratungsstellen und 
-dienste der öffentlichen und freien Trä-
ger der Jugendhilfe hinzuweisen

–  und ggf. sogar deren Inanspruchnahme 
gegenüber den Eltern anzuordnen 
(§ 156 FamFG),

rücken auch die Beratungsstellen als Ak-
teure in familiengerichtlichen Verfahren 
stärker in den Fokus.

Wird Beratung im gerichtlichen Verfah-
ren angeregt, stellt sich das Problem, wie 
eine Überleitung aus dem Verfahren in die 
Beratungsstelle sinnvoll und zielführend 
bewirkt werden kann. Dies bedarf nicht 
nur der Kenntnis aufseiten des Familienge-
richts über die jeweiligen Beratungsange-
bote, sondern auch einer guten Koordina-
tion zwischen Familiengericht, Jugendamt 
und Beratungsstelle, im Rahmen derer 
Beratungsaufträge sinnvollerweise bereits 
vorab abgestimmt werden (  Beratung im 
Kontext des familiengerichtlichen 
Verfahrens). 

Wird sogar Beratung gerichtlich ange-
ordnet, stellt das die Beratungsstellen vor 
besondere Herausforderungen. Die ge-
richtliche Verpflichtung der Eltern zur Teil-
nahme an der Beratung muss im Rahmen 
einer sorgfältigen Auftragsklärung ange-
sprochen werden, um mit ihnen zu einem 
förderlichen, zumindest sich entwickeln-
den Arbeitsbündnis zu gelangen. Zum 
anderen sind insbesondere für die Bera-
tungsarbeit im familiengerichtlichen Kon-
text die Voraussetzungen und Bedingun-
gen verlässlicher Rückmeldungen seitens 
der Beratungsstellen an das Familienge-
richt sowie ggf. an das Jugendamt auszu-

Die professionellen Akteure in Kindschaftssachen



19

handeln und zu schaffen. Dazu gehört 
auch, dass bereits in der Aushandlung des 
Beratungsauftrags mit den Eltern bespro-
chen wird, welche Informationen aus dem 
Beratungsprozess in die Rückmeldung 
eingehen werden.

Auch in Verfahren nach § 1666 BGB 
können Beratungsstellen eine wichtige 
Rolle spielen. Beratungsstellen, die über 
spezielle Kompetenzen im Kinderschutz 
verfügen, haben besondere Möglichkeiten 
darin, sich Problemen und Ressourcen in 
der Familie mit Offenheit zu nähern und 
Möglichkeiten für die Gefährdungsabwen-
dung zu erarbeiten. Insofern können sie 
als unterstützende Partner für Gefähr-
dungseinschätzungs- und Perspektivklä-
rungsprozesse wichtige Beiträge leisten. 
Gerade in solchen Fällen bedarf es jedoch 
sowohl einer klaren Information gegen-
über den Eltern über die Einbindung in 
den Schutzauftrag und die damit einher-
gehenden Rückmelde- und Handlungsver-

pflichtungen als auch einer transparenten 
und verlässlichen Vorgehensweise gegen-
über den anderen Akteuren im familienge-
richtlichen Verfahren.

Der mit dem FamFG zu erwartende 
Bedeutungszuwachs der Beratungsstellen 
wird den Ausbau und die Sicherung ent-
sprechender Beratungsangebote im Rah-
men der kommunalen Jugendhilfeplanung 
erforderlich machen. 

Sachverständige

„Die Vorstellung, die Gutachtener-
stellung dauert im Minimum ein, wenn 
nicht sogar zwei Jahre, das war für 
mich unerträglich. Wo ich mir gesagt 
habe, egal, wie das ausgeht, das kann 
gar keine Lösung sein, aus meiner Sicht 
nicht, und auch für’s Kind nicht. Was 
ist denn mit der Zwischenzeit? Da 
hängt doch alles in der Luft!“ 
(Elternstimme)

Die professionellen Akteure in Kindschaftssachen
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Zur Aufklärung des Sachverhalts und 
Unterstützung in seiner Entscheidungsfin-
dung kann das Familiengericht eine Sach-
verständige oder einen Sachverständigen 
bestellen (§§ 29, 30, 163 FamFG). Sie/Er 
soll dem Familiengericht in der Beurteilung 
einer spezifischen Fallkonstellation und 
Fragestellung mit Fach- und Sachkenntnis 
zur Verfügung stehen. Sachverständige 
wirken im familiengerichtlichen Verfahren 
nicht aktiv mit, sondern übernehmen die 
Rolle von „Dienstleistern“ für das Famili-
engericht. Dabei unterliegen sie zwar we-
der einer fachlichen noch inhaltlichen Wei-
sungsgebundenheit gegenüber dem 
Familiengericht, haben jedoch ihre Tätig-
keit unmittelbar und ausschließlich an den 
seitens des Familiengerichts konkret for-
mulierten Fragestellungen zu orientieren 
(§ 30 FamFG iVm § 404a ZPO). Wenn er-
forderlich, sollen Sachverständige bereits 
vorab eingebunden werden, um ihre Ex-
pertise schon für die Entscheidung, welche 
Fragen fachlich sinnvoll und für die Prob-
lemkonstellation zielführend erscheinen, 
nutzen zu können. 

Ihre Beauftragung ist seit dem FamFG 
und im Sinne des Prinzips der beschleunig-

ten Entscheidung mit einer Fristsetzung 
seitens des Gerichts zu verbinden. Inner-
halb des gesetzten Zeitrahmens sind Sach-
verständige aufgerufen, ein qualifiziertes 
und für das Familiengericht, die Familie 
sowie alle anderen Akteure nachvollzieh-
bares Gutachten zu erstellen, im Rahmen 
dessen allen Beteiligten insbesondere die 
Erlebnis- und Sichtweisen des Kindes na-
hegebracht werden.

Aufbauend auf einer differenzierten 
Diagnostik soll das Gutachten begründete 
Einschätzungen und Prognosen zu den 
formulierten Fragestellungen beinhalten. 
Dabei ist es für die Gutachtenerstellung 
von Vorteil, wenn Sachverständige auch 
auf Informationen über die familiären Hin-
tergründe von anderen Stellen (z. B. dem 
Jugendamt) zurückgreifen können, die 
nicht selten bereits Einschätzungen aus z.T. 
vielfachen Kontakten mit der Familie ge-
winnen konnten. Sachverständige müssen 
jedoch eigenständig nach bestem Wissen 
und Gewissen urteilen, was durchaus dazu 
führen kann, dass die Einschätzungen 
trotz Kontaktaufnahme im Ergebnis diffe-
rieren. Auch sind beim Austausch die 
Grenzen des Datenschutzes zu respektie-

Die professionellen Akteure in Kindschaftssachen
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ren (  Informationsaustausch und Daten-
schutz und im familiengerichtlichen 
Verfahren).

Mit dem FamFG wurde darüber hinaus 
die Möglichkeit geschaffen, Sachverstän-
dige im Rahmen der Gutachtenerstellung 
auch mit der Aufgabe des Hinwirkens auf 
Einvernehmen zwischen den Beteiligten zu 
beauftragen. Ziel ist, die Kompetenzen der 
Sachverständigen im Sinne eines lösungs- 
und entwicklungsorientierten Vorgehens 
zu nutzen, um bereits im Begutachtungs-
prozess neue Handlungsalternativen zu 
eröffnen. Aufgrund der damit einherge-
henden Gefahr der Vermischung von Be-
gutachtung und Vermittlung ist diese 
„Kann-Option“ zum lösungsorientierten 
Vorgehen nicht unumstritten. Im Vorder-
grund der gutachtlichen Tätigkeit sollte 
jedenfalls die Gewinnung fachlich gesi-
cherter Erkenntnisse als Basis für die Ent-
wicklung angemessener Regelungen für 
die betroffene Familie stehen. 

Sachverständige haben die Aufgabe, 
ihre Sachkunde zur Verfügung zu stellen 
und so zur Entscheidungsfindung des Fa-
miliengerichts beizutragen. Zur professio-
nellen Aufgabenwahrnehmung gehört es, 
verschiedene Interpretationsmöglichkeiten 
der gutachtlichen Ergebnisse ebenso dar-
zulegen wie mögliche Grenzen zur Aussa-
gekraft des Gutachtens. Die rechtliche und 
abschließende Würdigung der gutachtli-
chen Ergebnisse obliegt dem Familienge-
richt in eigener Verantwortung. 

Rechtsanwälte

„Mein Rechtsanwalt war für mich 
sehr wichtig. Er hat klargemacht, was 
wichtig ist, aber war auch sehr zurück-
haltend, wegen der Kinder, hat sehr 
bedacht reagiert, war nicht so ein 
Hardliner.“ (Elternstimme)

Rechtsanwältinnen und -anwälte wer-
den von ihren Mandantinnen und Man-
danten beauftragt (und bezahlt). Sie han-
deln in gerichtlichen Verfahren in erster 
Linie als Vertreter der Parteien – bzw. in 
familiengerichtlichen Verfahren nunmehr 
der Beteiligten. In dieser Funktion haben 
sie die Aufgabe, im Gespräch mit den be-
teiligten Elternteilen zunächst den Sach-
verhalt genau zu klären und in der Folge 
gerichtliche wie außergerichtliche Schritte 
vorzuschlagen. Die jeweilige Vorgehens-
weise muss dann abgesprochen sowie 
verständlich erklärt werden. Im Verfahren 
vertreten sie die Interessen ihrer Mandan-
tinnen und Mandanten. Die Prüfung, ob 
einstweilige Rechtsschutzmaßnahmen 
oder nach Erlass einer gerichtlichen Ent-
scheidung die Einlegung eines Rechtsmit-
tels angezeigt scheint, gehört ebenfalls zu 
den anwaltlichen Aufgaben. 

Alle der Anwältin oder dem Anwalt 
seitens der Mandanten anvertrauten Infor-
mationen unterliegen der Schweigepflicht, 
sodass die Weitergabe von Informationen 
in das Verfahren und an die anderen Ak-
teure grundsätzlich eines Einverständnisses 
der Mandantschaft bedarf. Die anwaltliche 
Arbeit fußt also auch auf einer starken 
Vertrauensstellung (  Informationsaus-
tausch und Datenschutz im familienge-
richtlichen Verfahren).

Neben der Funktion als Beteiligtenver-
treter sind Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte jedoch auch Organ der Rechts-
pflege, d.h., sie sind zwar in erster Linie 
ihren Mandanten verpflichtet, haben dabei 
jedoch auch die Rechtsordnung zu beach-
ten. Für ihre Beteiligung in familiengericht-
lichen Verfahren bedeutet dies, dass sie 
entsprechend der dort geltenden Prinzi-
pien und Verfahrensstrukturen auftreten 
und sich in das Verfahren einbringen. So 
tragen sie in Verfahren wegen Trennung 
und Scheidung ebenfalls Mitverantwor-
tung für ein möglichst zügiges Hinwirken 

Die professionellen Akteure in Kindschaftssachen
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auf eine einvernehmliche Lösung, wie es 
durch das FamFG gewollt wird. Ihre beson-
dere Vertrauensstellung ermöglicht es An-
wältinnen und Anwälten häufig, beteiligte 
Elternteile in familiengerichtlichen Verfah-
ren zur Inanspruchnahme von Beratungs- 
oder Mediations angeboten zu motivieren. 
Ggf. können auch entsprechende Kon-
takte etwa zu Beratungsstellen hergestellt 
werden. 

In diesem Sinne sollten anwaltliche Ver-
fahrensbevollmächtigte auch sachlich blei-
ben und den anderen Elternteil nicht durch 
polemischen Vortrag verletzen. In Verfah-
ren nach § 1666 BGB sind sie aufgefordert, 
bei der Interessenvertretung der jeweiligen 
Eltern auch das Ziel einer kindeswohlorien-
tierten Lösung in den Blick zu nehmen und 
das in ihrem Verhältnis zu den Eltern zu 

vertreten. Dazu kann der Hinweis gehören, 
dass die Wahrnehmung der elterlichen 
Verantwortung auch Pflichten mit sich 
bringt. Im Fall eines erkannten Hilfebedarfs 
sollen Anwältinnen und Anwälte zudem 
bei den Eltern sensibel für die Inanspruch-
nahme von Hilfeangeboten werben.

Gelingt es Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälten, in diesem Spannungsfeld 
– zwischen der Vertretung der elterlichen 
Interessen auf der einen und der Verpflich-
tung zu kindeswohldienlichen Verfahrens-
beiträgen auf der anderen Seite – ihre 
Rolle im familiengerichtlichen Verfahren zu 
finden, können sie das Verhältnis ihrer 
Mandantin bzw. ihres Mandanten zum 
anderen Elternteil sowie zu den anderen 
professionellen Akteuren klären und 
verbessern.

Die professionellen Akteure in Kindschaftssachen
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Wie wird ein Verfahren in Kindschaftssachen eingeleitet?

Das FamFG enthält zur Frage, wie ein 
familiengerichtliches Verfahren in Gang 
kommt, nur einige wenige Regelungen, 
deren Verständnis grundlegend, jedoch 
nicht ganz einfach ist. 

Amts- und Antragsverfahren

Entscheidend ist zunächst, zwischen 
Amts- und Antragsverfahren zu unter-
scheiden: In Amtsverfahren leitet das Ge-
richt, sobald es Kenntnis von entsprechen-
den Umständen erhält, von sich aus das 
Verfahren ein (§ 24 Abs. 1 FamFG). Bei 
Antragsverfahren ist die Voraussetzung für 
die Einleitung des Verfahrens ein Antrag 
(§ 23 FamFG). Ob ein Antrag erforderlich 
ist und wer ihn stellen darf, ergibt sich 
nicht aus dem FamFG, sondern aus dem 
materiellen Recht, d.h. in Kindschaftssa-
chen idR aus den familienrechtlichen Be-
stimmungen des BGB. Das Gericht wird in 
diesen Fällen daher nur dann tätig, wenn 
eine der dort ausdrücklich genannten Per-
sonen einen verfahrenseinleitenden An-
trag bei Gericht stellt. So setzt bspw. die 
Übertragung der elterlichen Sorge auf 
einen Elternteil (§§ 1671, 1672 BGB) den 
Antrag eines Elternteils vo raus. Auch die 
Übertragung der Alleinentscheidungsbe-
fugnis bei Meinungsverschiedenheiten der 
Eltern (§ 1628 BGB) oder die Übertragung 
von sorgerechtlichen Befugnissen auf die 
Pflegeperson (§ 1630 Abs. 3 BGB) erfolgt 
nach diesen Regelungen nur auf Antrag. 
Ein solcher Antrag soll begründet werden 
(§ 23 Abs. 1 S. 1 FamFG). Der Antragstel-
lende wird kraft Gesetzes Beteiligter  
(§ 7 Abs. 1 FamFG). 

Diejenigen Verfahren, bei denen die 
materiellen Regelungen keinen Antrag 

vorsehen, werden als Amtsverfahren be-
zeichnet. In diesen leitet das Gericht, so-
bald es – z. B. aufgrund einer Anrufung 
durch das Jugendamt – Kenntnis von ent-
sprechenden Umständen erhält, von sich 
aus das Verfahren ein (§ 24 Abs. 1 FamFG). 
In Kindschaftssachen sind Verfahren, die 
die folgenden Gegenstände betreffen, 
Amtsverfahren: 
–  Kindeswohlgefährdung (§ 1632 Abs. 4, 

§§ 1666, 1667, 1682, 1684 Abs. 4 S. 2 
BGB),

–  Einschränkung der Ausübung der elterli-
chen Sorge (§ 1687 Abs. 2, §§ 1687a, 
1687b Abs. 3 S. 2, Abs. 4, § 1688 
Abs. 3 S. 2, Abs. 4 BGB),

–  Anordnung des Ruhens der elterlichen 
Sorge (§ 1674 BGB),

–  gerichtliche Maßnahmen bei Verhinde-
rung der sorgeberechtigten Eltern 
(§ 1693 BGB),

–  gerichtliche Maßnahmen bei Ausfall des 
bisher allein sorgeberechtigten Elternteils 
(§ 1678 Abs. 2, § 1680 Abs. 2, § 1681 
Abs. 1 BGB),

–  freiheitsentziehende Maßnahmen 
(§ 1631b BGB),

–  Entscheidungen zum Umgangs- und 
Auskunftsrecht (§ 1684 Abs. 3 und 4, 
§§ 1685, 1686 BGB),

–  Anordnung oder Aufhebung einer Vor-
mundschaft/Ergänzungspflegschaft bzw. 
Bestellung oder Entlassung eines Vor-
munds/Ergänzungspflegers (§ 1629 
Abs. 2 S. 3, § 1630 Abs. 2, §§ 1697, 
1774, 1779 ff, 1796 ff, 1886 ff BGB).
In diesen Verfahren ist ein förmlicher 

Antrag nicht erforderlich. Das Gericht wird 
tätig, sobald es in amtlicher Funktion von 
der Notwendigkeit der Einleitung eines 
Verfahrens Kenntnis erlangt. Im Einzelfall 

Wie wird ein Verfahren in  
Kindschaftssachen eingeleitet? 
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Wie wird ein Verfahren in Kindschaftssachen eingeleitet?

kann das Gericht die entsprechenden 
Kenntnisse z. B. im Rahmen eines anderen 
Verfahrens, etwa eines Scheidungsverfah-
rens, erlangen. In den meisten Fällen er-
fährt das Gericht die Anhaltspunkte, die 
ein gerichtliches Einschreiten erforderlich 
machen, von Dritten. In Form einer sog. 
Anregung kann prinzipiell jedermann 
(Eltern/-teil, Nachbarin, Lehrerin, Erzieher, 
Jugendamt, Beratungsstelle etc.) die Auf-
nahme eines familiengerichtlichen Amts-
verfahrens anregen (§ 24 Abs. 1 FamFG). 

Insbesondere in Verfahren wegen Ge-
fährdung des Kindeswohls führt der häu-
figste Weg über das Jugendamt. Auch bei 
Informationen des Jugendamts handelt es 
sich grundsätzlich um Anregungen an das 
Gericht, ein Amtsverfahren aufzunehmen. 
Das gilt auch für verpflichtende Anrufun-
gen des Familiengerichts seitens des Ju-
gendamts im Fall vermuteter bzw. beste-
hender Kindeswohlgefährdungen (§ 8a 
Abs. 3 S. 1 SGB VIII) oder nach einer Inob-
hutnahme gegen den Willen der Eltern 
(§ 42 Abs. 3 S. 2 Nr. 2, S. 3 SGB VIII). 
Selbst wenn das Jugendamt diese Anru-
fung als „Antrag“ (z. B. auf Entzug der 
elterlichen Sorge) bezeichnet, handelt es 
sich rechtlich nicht um einen förmlichen 
Antrag, sondern um eine „Anregung“, da 
das materielle Recht – hier das BGB und 
das SGB VIII – keinen Antrag des Jugend-
amts vorsieht. Durch Anregung dieser 
Verfahren wird das Jugendamt deshalb 
auch nicht formell Beteiligter, selbst dann 
nicht, wenn die Anrufung als Antrag be-
zeichnet wird (  Formelle Beteiligtenstel-
lung des ASD – Vor- und Nachteile).

Was besagt der 
Amtsermittlungsgrundsatz?

Unabhängig davon, ob es sich um ein 
Amts- oder ein Antragsverfahren handelt, 
gilt in Kindschaftssachen der Amtsermitt-
lungsgrundsatz: Ist das Verfahren erst ein-
mal in Gang gebracht, hat das Gericht von 
Amts wegen die zur Feststellung der ent-
scheidungserheblichen Tatsachen erforder-
lichen Ermittlungen durchzuführen (§ 26 
FamFG). Das Gericht ist daher – anders als 
im Zivilprozess – nicht an das Vorbringen 
und die Beweisanträge der Beteiligten 
gebunden, sondern verpflichtet, den Sach-
verhalt eigenständig umfassend aufzuklä-
ren. Es obliegt seiner Verantwortung zu 
beurteilen, was dafür erforderlich ist, und 
die entsprechenden Schritte in die Wege 
zu leiten. Es können z. B. Sachverständi-
gengutachten in Auftrag gegeben, Zeugen 
vernommen, Urkunden herbeigezogen 
und im Zweifel auch ein Ortstermin anbe-
raumt werden. 

Literatur zum Vertiefen

Meysen/Kindermann, in:  
Meysen, Das Familienverfahrensrecht, 
FamFG, 2009, § 51 Rn 8.

Meysen, in:  
Münder/ders./Trenczek,  
FK-SGB VIII, 6. Aufl. 2009, § 8a Rn 49.

Brinkmann, in:  
Schulte-Bunert/Weinreich,  
FamFG, 2009, § 26 Rn 1 ff.
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Kinder und Jugendliche im familiengerichtlichen Verfahren

Wenn Kinder und Jugendliche im fami-
liengerichtlichen Verfahren in Kindschafts-
sachen in den Blick genommen werden, 
geht es zum einen um die Ausgestaltung 
ihrer Beteiligungs- und Mitwirkungsrechte. 
Zum anderen kann danach gefragt wer-
den, inwieweit es gelungen ist, das Wohl 
von Kindern und Jugendlichen in allen 
Phasen des Verfahrens und beim Zustan-
dekommen von Entscheidungen zu 
berücksichtigen. 

„Also für mich war negativ, dass 
Kinder offenbar grundsätzlich vor Ge-
richt erscheinen müssen – die wollten 
nur, dass es schnell vorbeigeht, und 
hätten am liebsten nicht vor Gericht 
ausgesagt. Aber das Positive war, und 
das überwiegt, dass es wirklich ein 
schnelles Verfahren gewesen ist. Beim 
ersten Verfahren haben wir über ein 
halbes Jahr auf eine Entscheidung ge-
wartet, und das ist, wenn eine akute 
Situation ist, einfach zu lang. Kinder 
brauchen Klarheit.“ (Elternstimme)

Beteiligungs- und Mitwirkungs-
rechte von Kindern und Jugend-
lichen im Verfahren

Anders als bisher sind Kinder oder Ju-
gendliche nach § 7 FamFG in Kindschafts-
sachen in jedem Fall formell Verfahrensbe-
teiligte. Diese Stellung erlangen sie allein 
aufgrund der Tatsache, dass ihr „Recht 
durch das Verfahren unmittelbar betroffen 
wird“ (§ 7 Abs. 2 Nr. 1 FamFG). Die Betei-
ligtenstellung allein ermöglicht ihnen je-
doch noch nicht, am Verfahren aktiv mit-
zuwirken. Denn nach § 9 FamFG sind 
Jugendliche erst ab dem 14. Lebensjahr 

und dann auch nur unter bestimmten 
Bedingungen verfahrensfähig. Vorausset-
zung für die Verfahrensfähigkeit von Ju-
gendlichen ist, dass sie ein Recht geltend 
machen, das ihnen nach dem BGB zu-
steht. Die Verfahrensfähigkeit bezieht sich 
also ausschließlich auf solche Verfahren, 
innerhalb derer Jugendliche (auch) eigen-
ständig aktiv werden, etwa Anträge stel-
len, um ein eigenes subjektives Recht 
durchzusetzen. In Verfahren, in denen 
hingegen nur die Eltern etwa um das Um-
gangsrecht oder Sorgerecht streiten, oder 
in Verfahren nach § 1666 BGB haben 
Jugendliche nicht die Möglichkeit – sind 
allerdings auch nicht dem Druck ausge-
setzt –, sich selbst zu vertreten. Jugendli-
chen steht jedoch ab dem 14. Lebensjahr 
in allen ihre Person betreffenden Angele-
genheiten ein eigenständiges Beschwer-
derecht ohne Mitwirkung ihrer gesetzli-
chen Vertreter zu. 

In der überwiegenden Anzahl der erst-
instanzlichen Verfahren können Jugendli-
che ab dem 14. Lebensjahr jedoch ihre 
Interessen ebenso wenig wie Kinder eigen-
ständig aktiv in das Verfahren einbringen 
und müssen daher vertreten werden. Da-
her ist das Gericht verpflichtet, dem Kind 
bzw. Jugendlichen einen Verfahrensbei-
stand an die Seite zu stellen, „soweit dies 
zur Wahrnehmung seiner/ihrer Interessen 
erforderlich ist“ (§ 158 Abs. 1 FamFG). Die 
Bestellung eines Verfahrensbeistands 
schont das Verhältnis zwischen Eltern und 
Kindern, indem ermöglicht wird, Wille und 
Wohl der Kinder und Jugendlichen unab-
hängig von den Eltern in das Verfahren 
einzubringen, ohne dass Sorgerechtsein-
schränkungen notwendig werden. Da 
Verfahrensbeistände – anders als im Fall 

Kinder und Jugendliche im  
familiengerichtlichen Verfahren
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Kinder und Jugendliche im familiengerichtlichen Verfahren

der Ergänzungspflegschaft – nicht die ge-
setzliche Vertretung des Kindes bzw. Ju-
gendlichen innehaben, werden sie neben 
dem Kind bzw. Jugendlichen selbst zu Ver-
fahrensbeteiligten mit allen damit verbun-
denen Pflichten und Rechten (  zur Frage 
Verfahrensbeistand/Ergänzungspflegers. 
Die professionellen Akteure im familienge-
richtlichen Verfahren/Verfahrensbeistand). 

Die Wahrnehmung der Interessenver-
tretung durch Verfahrensbeistände führt 
jedoch nicht dazu, dass eine persönliche 
Anhörung des Kindes oder der/des Ju-

gendlichen im Verfahren in Kindschaftssa-
chen entbehrlich würde. Jugendliche müs-
sen in Verfahren, die ihre Person (also 
nicht etwa ausschließlich ihr Vermögen) 
betreffen, in jedem Fall gehört werden, 
jüngere Kinder immer dann, wenn die 
Neigungen, Bindungen oder der Wille des 
Kindes für die Entscheidung von Bedeu-
tung oder wenn eine persönliche Anhö-
rung aus sonstigen Gründen angezeigt ist 
(§ 159 Abs. 2 FamFG). Das dürfte in den 
meisten kindschaftsrechtlichen Verfahren 
der Fall sein.
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Kinder und Jugendliche im familiengerichtlichen Verfahren

Wohl der Kinder und Jugendlichen 
im Verfahren

„Für meine Tochter war’s sehr posi-
tiv, dass, sobald ihre Entscheidung klar 
war, es dann auch schnell weiterging, 
dass das jetzt also nicht noch Wochen 
und Monate weiterging, zieht sie jetzt 
zum Vater oder nicht, weil’s für sie da 
ja schon um eine konkrete Sache 
ging.“ (Elternstimme)

Neben den formalen Mitwirkungs- und 
Beteiligungsrechten der Kinder und Ju-
gendlichen im Verfahren stehen diejenigen 
Formulierungen des FamFG, die sich daran 
orientieren, das Kindeswohl stärker ins 
Zentrum des Verfahrens zu stellen. Diesem 
Ziel dienen
–  das Beschleunigungsgebot und der 

frühe erste Termin (§ 155 FamFG), die 
verhindern sollen, dass familiäre Situatio-
nen durch die Verfahrensdauer (zusätz-
lich) eskalieren, 

–  das Hinwirken auf Einvernehmen (§ 156 
FamFG), das auf tragfähigere Lösungen 
für Kinder durch eigenständig gefun-
dene und einvernehmliche Lösungen 
getrennter Eltern setzt, und auch

–  die Erörterung der Kindeswohlgefähr-
dung (§157 FamFG), die erleichtern soll, 
die Autorität des Familiengerichts recht-
zeitig einzusetzen, um Hilfezugänge für 
Familien in belasteten Situationen zu 
schaffen. 
Hervorzuheben ist daran, dass die Ge-

staltung dieser Vorschriften des FamFG in 
Zusammenhang mit der Gesetzesbegrün-
dung dem Familiengericht ermöglichen 
sollen, nicht nur allgemeine Prinzipien zum 
Wohl von Kindern anzuwenden, sondern 
das Verfahren an die individuelle Situation 
des jeweiligen Kindes anzupassen. So stellt 
die Gesetzesbegründung ausdrücklich fest, 
dass das Vorrang- und Beschleunigungs-
gebot (§ 156 FamFG) nicht starr anzuwen-

den sei, sondern ein Zuwarten oder ein 
zeitaufwendiger zusätzlicher Verfahrens-
schritt durchaus zu erwägen ist, wenn 
dem Wohl des Kindes so besser Rechnung 
getragen werden kann. Nach § 156 
FamFG soll das Gericht zwar in jeder Lage 
des Verfahrens auf Einvernehmen hinwir-
ken, jedoch nur so weit, „wie dies dem 
Kindeswohl nicht widerspricht“. Ganz 
bewusst ist die Regelung auch so ausge-
staltet, dass ein Vergleich zwischen den 
Eltern die Zustimmung aller Beteiligten 
erfordert, also auch des Kindes und ggf. 
des Verfahrensbeistands und des Jugend-
amts. In § 157 FamFG ist im Blick, dass 
Kinder am Erörterungsgespräch beteiligt 
werden können, jedoch eben nur „in ge-
eigneten Fällen“ (Absatz 1). Auch die aus-
drückliche Möglichkeit, die Erörterung in 
Abwesenheit eines Elternteils durchzufüh-
ren, dient dem Schutz der ggf. beteiligten 
Kinder (und dem des anderen Elternteils). 

Insgesamt ist die Ausgestaltung der 
Beteiligung und Mitwirkungsmöglichkei-
ten von Kindern und Jugendlichen in Ver-
fahren in Kindschaftssachen von einer 
gewissen Behutsamkeit geprägt. Die Rege-
lungen geben Kindern einen eigenständi-
gen Platz im Verfahren, berücksichtigen 
dabei jedoch, dass Kinder in Verfahren, die 
häufig von Erwachsenen ohne ihr Zutun 
betrieben werden, nicht überfordert wer-
den sollen.

Literatur zum Vertiefen

Ziegler, in:  
Schulte-Bunert/Weinreich,  
FamFG, 2009, § 159.

Stötzel/Meysen, in:  
Meysen, FamFG, 2009, § 159.



©
 a

rt
SI

LE
N

SE
co

m
 / 

fo
to

lia
.d

e



29

Das Jugendamt im Verfahren in Kindschaftssachen

„Also ich fand die Frau vom Jugend-
amt sehr hilfreich, weil ich das Gefühl 
hatte, sie schlägt sich nicht total auf 
meine Seite, hört sich beides an, aber 
ist jetzt auch nicht so ganz neutral mit 
ihren Aussagen. Und zwar sowohl im 
Erstgespräch. Da hatte sie einen sehr 
klaren Standpunkt an der Seite unseres 
Kindes, aber hatte eben auch Ver-
ständnis für meine Situation. Aber 
auch während des Gesprächs zu dritt, 
mit dem Vater, hat sie es geschafft, 
sozusagen jedem seine Position zu las-
sen, ohne einem immer nur gut zuzu-
reden.“ (Elternstimme)

Das Jugendamt kann in familienge-
richtlichen Verfahren grundsätzlich in 
unterschiedlichen Rollen vertreten sein. 
Die Mitwirkungsaufgaben bzw. die Betei-
ligung im familiengerichtlichen Verfahren 
werden im Jugendamt von den Fachkräf-
ten der Sozialen Dienste wahrgenommen. 
Jedoch ist auch der Vormund bzw. die 
Ergänzungspflegerin am Verfahren betei-
ligt, soweit sein/ihr Wirkungskreis betrof-
fen ist. 

Anhörung und Mitwirkung

Unabhängig davon, ob das Jugendamt 
an dem familiengerichtlichen Verfahren 
formell beteiligt ist, hat das Familienge-
richt das Jugendamt in Kindschaftssachen 
anzuhören (§ 162 Abs. 1 FamFG). Damit 
korrespondierend ist das Jugendamt zur 
Mitwirkung an diesen Verfahren verpflich-
tet (§ 50 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 SGB VIII). Die 
Anhörungspflicht des Gerichts und die 
Mitwirkungspflicht des Jugendamts sind 
demzufolge „zwei Seiten einer Medaille“. 

Mitwirkung bedeutet, dass das Jugend-
amt den sozialpädagogischen Sachver-
stand gemäß den fachlichen Standards in 
das Verfahren einzubringen hat. Soweit 
sich aus dem Gesetz nicht ausdrücklich 
etwas anderes ergibt, ist das Jugendamt 
nicht zu einer bestimmten Form der Mit-
wirkung verpflichtet, sondern entscheidet 
in eigener Verantwortung, auf welche Art 
und Weise es seine sozialpädagogischen 
Einschätzungen in das familiengerichtliche 
Verfahren einbringt, insbesondere wie 
konkret und ausführlich es seine Stellung-
nahme gegenüber dem Gericht formuliert 
und ob es sie mit einem Entscheidungsvor-
schlag versieht oder nicht. 

Auch kann das Jugendamt sich grund-
sätzlich sowohl mündlich als auch in Form 
einer schriftlichen Stellungnahme in das 
Verfahren einbringen. Sinnvoll ist jedoch 
zum einen zu berücksichtigen, welche 
Anforderungen das Familiengericht an die 
Beweiserhebung stellt: So kommt der Be-
nennung konkreter Geschehnisse und 
einer klaren Trennung von Fakten und 
Wertungen aus Sicht des Gerichts erhebli-
che Bedeutung zu. Bei der Abfassung bzw. 
Abgabe von schriftlichen oder mündlichen 
Stellungnahmen ist jedoch auch zu be-
rücksichtigen, dass dem Jugendamt nach 
dem Gerichtsverfahren weiterhin die Auf-
gabe obliegt, möglichst vertrauensvoll mit 
dem Kind, der Herkunfts- und ggf. auch 
der Pflegefamilie zusammenzuarbeiten. 
Auch hat das Jugendamt sich im Rahmen 
seiner Mitwirkung an die datenschutz-
rechtlichen Vorgaben, insbesondere des 
§ 65 SGB VIII, zu halten, der eine Weiter-
gabe von anvertrauten Daten – ohne Ein-
verständnis der Betroffenen – gegenüber 
dem Familiengericht nur zur Erfüllung der 

Das Jugendamt im Verfahren  
in Kindschaftssachen
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Das Jugendamt im Verfahren in Kindschaftssachen

Aufgaben nach § 8a Abs. 3 SGB VIII er-
laubt. Voraussetzung ist, dass angesichts 
einer Kindeswohlgefährdung ohne diese 
Mitteilung eine für die Gewährung von 
Leistungen notwendige gerichtliche Ent-
scheidung nicht ergehen könnte (§ 65 
Abs. 1 S. 1 Nr. 2 SGB VIII  Informations-
austausch und Datenschutz im familienge-
richtlichen Verfahren). 

Verbindliche Vorgaben zur Form der 
Mitwirkung bestehen allerdings für die 
Teilnahme am frühen ersten Termin nach 
§ 155 Abs. 2 S. 3 FamFG. Hier geht der 
Gesetzgeber ausweislich der Gesetzesbe-
gründung zwingend von einer persönli-
chen Anhörung des Jugendamts aus, die 
nicht durch eine schriftliche Stellung-
nahme ersetzt werden kann. 

Die Anhörungs- bzw. Mitwirkungs-
pflichten (§ 162 Abs. 1 FamFG bzw. § 50 
SGB VIII) bringen das Jugendamt nicht per 
se in die Stellung eines am Verfahren for-
mell Beteiligten. Eine „Anregung“ in ei-
nem Amtsverfahren, wie z. B. eine Gefähr-

dungsmitteilung zur Anregung eines 
Verfahrens nach § 1666 BGB, führt nicht 
dazu, dass das Jugendamt formell beteiligt 
wird. Der Klarheit halber sollten derartige 
„Anregungen“ als solche bezeichnet und 
nicht mit der Überschrift „Antrag“ verse-
hen werden, damit sie vom Gericht nicht 
als Antrag auf formelle Beteiligung miss-
verstanden werden können (  Wie wird 
ein Verfahren in Kindschaftssachen 
eingeleitet?).

Formelle Beteiligtenstellung des 
ASD – Vor- und Nachteile

Die formelle Beteiligtenstellung bringt 
einige Rechte mit sich, z. B. Einsicht in die 
Gerichtsakten zu nehmen und Beweisan-
träge zu stellen. Außerdem haben Betei-
ligte das Recht, zu den Ergebnissen einer 
förmlichen Beweisaufnahme Stellung zu 
nehmen. Ist das Jugendamt formell Betei-
ligter, hat es somit einen umfassenden 
Informationsanspruch. 
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Das Jugendamt im Verfahren in Kindschaftssachen

Grundsätzlich sollten alle wesentlichen 
Informationen das Jugendamt allerdings 
auch dann erreichen, wenn es lediglich 
seiner Mitwirkungspflicht (§ 50 SGB VIII) 
nachkommt und keine formelle Beteilig-
tenstellung innehat, da das Jugendamt nur 
dann eine fundierte Stellungnahme abge-
ben kann, wenn es über die wesentlichen 
Verfahrensinhalte informiert ist (  s.a. 
Informationsaustausch und Datenschutz 
im familiengerichtlichen Verfahren). Auch 
wenn das Jugendamt nicht formell an dem 
Verfahren beteiligt ist, sind ihm alle Ent-
scheidungen des Gerichts bekannt zu ma-
chen, zu denen es anzuhören war (§ 162 
Abs. 3 FamFG). Zudem hat es unabhängig 
von seiner Beteiligtenstellung die Befugnis, 
Beschwerde gegen die erstinstanzlichen 
Beschlüsse einzulegen (§ 162 Abs. 3 S. 2 
FamFG).

Das Jugendamt hat grundsätzlich die 
Wahl, über die Pflicht zur Mitwirkung am 
gerichtlichen Verfahren nach § 50 SGB VIII 
hinaus seine förmliche Beteiligung zu be-
antragen (§ 7 Abs. 2 iVm § 162 Abs. 2 
FamFG). Stellt das Jugendamt einen ent-
sprechenden Antrag, muss das Gericht es 
als Beteiligten hinzuziehen.

Die Entscheidung über einen Antrag 
auf Beteiligung muss sich aus fachlicher 
Sicht daran orientieren, ob die Beteiligten-
stellung die Möglichkeiten des Jugend-
amts verbessert, im Verfahren auf das 
Wohl des Kindes hinzuwirken. Dabei kann 
es z. B. darum gehen, dass das Jugendamt 
im Verfahren wegen Trennung und Schei-
dung als Beteiligter einem Vergleich zwi-
schen zerstrittenen Elternteilen zustimmen 
muss (oder ablehnen kann). Es kann aus 
fachlichen Gründen geboten sein, diesem 
Vergleich nicht zuzustimmen, wenn das 
Jugendamt davon ausgeht, dass das Kin-
deswohl durch diesen Vergleich erheblich 
beeinträchtigt würde. Die Beantragung 
der Beteiligtenstellung kann auch in sol-
chen Fällen sinnvoll sein, in denen das 

Gericht das Jugendamt nicht von sich aus 
ausreichend unterrichtet, oder wenn das 
Jugendamt es für vorteilhaft erachtet, 
förmliche Anträge stellen zu können. 

Allerdings kann es auch fachliche 
Gründe geben, die formelle Beteiligten-
stellung nicht anzustreben. In Trennungs- 
und Scheidungsverfahren ist es nicht im-
mer hilfreich, wenn die Zustimmung des 
Jugendamts zu einem möglichen Vergleich 
erforderlich ist. Stimmt das Jugendamt 
nämlich – unterhalb der Schwelle von Kin-
deswohlgefährdung – nicht zu, weil es 
unter fachlichen Gesichtspunkten an der 
vorgeschlagenen Lösung zweifelt, setzt es 
sich ausdrücklich in Widerspruch zu den 
Eltern (und evtl der Beratungsstelle) und 
gefährdet damit möglicherweise seine 
Möglichkeiten zu weiterer Beratung und 
Hilfe. Umgekehrt erscheint eine Zustim-
mung entgegen eigener fachlicher Ein-
schätzung, um der von den Eltern ange-
strebten Lösung nicht im Weg zu stehen, 
jedoch als Abwertung der Professionalität 
des Jugendamts und ließe darüber hinaus 
die Beteiligtenstellung als obsolet 
erscheinen.

Bei der Beantragung der Beteiligtenstel-
lung werden die Jugendämter auch das 
damit verbundene Risiko einer Kostenbe-
lastung berücksichtigen. Als Beteiligter 
könnte das Jugendamt nach billigem Er-
messen des Gerichts mit Verfahrenskosten 
belegt werden (§ 81 Abs. 1 FamFG), wäh-
rend dies bei einer bloßen Mitwirkung des 
Jugendamts nur im Fall groben Verschul-
dens aufseiten des Jugendamts möglich ist 
(  Kosten[risiken] im familiengerichtlichen 
Verfahren). Ausschlaggebend sollten je-
doch die fachlichen Überlegungen bleiben. 
Bringt die Beteiligtenstellung in diesem 
Sinne keinen Vorteil, gibt es keine Gründe, 
sie (etwa regelhaft) zu beantragen. Die 
Pflicht des Jugendamts, sich aktiv einzu-
bringen, bleibt von der formellen Beteilig-
tenstellung jedenfalls unberührt.
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Vormünder bzw. Ergänzungspfleger 

Vormünder bzw. Ergänzungspflegerin-
nen und Ergänzungspfleger sind – ohne, 
dass dies beantragt werden müsste – als 
Beteiligte immer dann hinzuzuziehen, 
wenn sie in ihrem Wirkungskreis durch die 
familiengerichtliche Entscheidung berührt 
sind (§ 7 Abs. 2 Nr. 1 FamFG). 

Eine ausdrückliche Regelung zur Anhö-
rung von Vormündern bzw. Ergänzungs-
pflegerinnen enthält das FamFG nicht. 
Soweit sie jedoch durch die Entscheidung 
in ihren jeweiligen Wirkungskreisen be-
troffen sind, dürfte sich ihre persönliche 
Anhörung in aller Regel zur Gewährleis-
tung des rechtlichen Gehörs gebieten 
(§ 34 Abs. 1 Nr. 1 FamFG).

Literatur zum Vertiefen

Borth, Einführung in das Gesetz zur 
Reform des Verfahrens in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit  
v. 17.12.2008 (FGG-Reform),  
FamRZ 2009, 157.

Häußermann, in:  
Lipp/Schumann/Veit, Reform des fami-
liengerichtlichen Verfahrens, 2009, 6.

Jacoby, Der Regierungsentwurf für ein 
FamFG, FamRZ 2007, 1703.

Trunk, FamFG: Sorge- und Umgangs-
rechtskonflikte bei Trennung und 
Scheidung, JAmt 2009, 282.

DIJuF-Rechtsgutachten JAmt 2009, 
499.

Vormünder bzw. Ergänzungspfleger
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Trennung/Scheidung – Kindeswohl gefährdung

Das FamFG regelt sowohl das Verfahren 
bei Anrufung des Gerichts nach Trennung 
bzw. Scheidung der Eltern als auch das 
Verfahren wegen Kindeswohlgefährdung. 
Beiden Verfahren liegt eine unterschiedli-
che Ausgangssituation zugrunde: Verfah-
ren wegen Trennung und Scheidung wer-
den eingeleitet, wenn ein Konflikt 
zwischen den Eltern besteht, der mit einer 
gerichtlichen Entscheidung des Familien-
gerichts geklärt werden soll. Im Verfahren 
wegen Kindeswohlgefährdung hat das 
Gericht das Wächteramt des Staats aus 
Art. 6 Abs. 2 S. 2 GG auszufüllen. Diese 
Unterscheidung wirkt sich auch auf die 
Rolle des Jugendamts aus: In Verfahren 
wegen Trennung und Scheidung hat das 
Jugendamt die Aufgabe, die Eltern im 
Hinblick auf eine dem Wohl des Kindes 
förderliche Wahrnehmung ihrer Verant-
wortung zu beraten und zu unterstützen. 
In Verfahren wegen Gefährdung eines 
Kindes oder Jugendlichen nimmt das Ju-
gendamt den Schutzauftrag wahr. 

In Verfahren wegen Trennung und 
Scheidung steht insofern die Stärkung der 
Selbststeuerungskompetenzen und der 
Einigungsfähigkeit der Beteiligten im Vor-
dergrund. Die Eltern sollen möglichst (wie-
der) in die Lage versetzt werden, die Ver-
antwortung für ihr Kind gemeinsam 
wahrzunehmen. Das Gericht soll dement-
sprechend bei Verfahren wegen Trennung 
und Scheidung in jeder Lage des Verfahrens 
auf ein Einvernehmen der Beteiligten hin-
wirken, wenn dies dem Kindeswohl nicht 
widerspricht (§ 156 Abs. 1 S. 1 FamFG;  

 Familiengerichtliches Hinwirken auf Ein-
vernehmen). Zu diesem Zweck kann Bera-
tung auch gerichtlich angeordnet werden. 

Bei Verfahren wegen Kindeswohlge-
fährdung geht es dagegen nicht in erster 
Linie darum, Regelungen in einem Eltern-
konflikt zu treffen, sondern vielmehr um 
eine möglichst rasche und effektive Ab-
wendung einer evtl bestehenden oder 
drohenden Gefährdung des Kindes. Das 
Familiengericht ist daher ausdrücklich an-
gehalten, mit den Eltern, dem Jugendamt 
und in geeigneten Fällen auch mit dem 
Kind persönlich zu erörtern, wie einer 
möglichen Gefährdung des Kindeswohls, 
insbesondere durch öffentliche Hilfen, 
begegnet werden und welche Folgen die 
Nichtannahme notwendiger Hilfe haben 
kann (§ 157 FamFG;  Erörterungsge-
spräch bei Kindeswohlgefährdung). 

Im Folgenden werden die wesentlichen 
Verfahrensunterschiede kurz anhand einer 
tabellarischen Darstellung skizziert:

Trennung/Scheidung –  
Kindeswohl gefährdung: 
Unterschied licher Ablauf des Verfahrens
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Trennung/Scheidung – Kindeswohl gefährdung

Literatur zum Vertiefen

Stein, Das Zusammenspiel von   
SGB VIII und FamFG bei Trennung und 
Scheidung einerseits und Kindeswohl-
gefährdung andererseits – Wesentli-
che Verfahrensunterschiede,  
JAmt 2009, 277.

Trennung und Scheidung Kindeswohlgefährdung

Ausgangspunkt  
und Beginn des 
gerichtlichen Ver-
fahrens

IdR: 
Antragstellung durch einen 
Elternteil oder beide Eltern

Anregung durch Anrufung mit 
Gefährdungsmitteilung des 
Jugendamts oder Dritter 
(Schule, Großeltern, Nachbarn 
etc.)

Ausgangspunkt  
der Mitwirkung  
des Jugendamts 

IdR: 
Information durch das Famili-
engericht über Einleitung des 
Verfahrens und möglichen 
Beratungs- bzw. Unterstüt-
zungsbedarf der Eltern

IdR: 
Wahrnehmung des eigenen 
Schutzauftrags und Anregung 
des Verfahrens durch das 
Jugendamt

Verhalten des 
Jugendamts bei 
Nichtannahme von 
Hilfeangeboten

Werben um die Annahme von 
Hilfen, wenn diese dem Kin-
deswohl förderlich sind; bei 
vermuteter oder festgestellter 
Kindeswohlgefährdung (etwa 
im Fall von Hochstrittigkeit): 
Wahrnehmung des 
Schutzauftrags

Anrufung des Familiengerichts 
nach § 8a Abs. 3 SGB VIII oder 
Inobhutnahme, wenn drin-
gende Gefahr und gerichtliche 
Entscheidung zum Schutz 
nicht rechtzeitig zu erreichen 
ist

Verfügungsmög-
lichkeiten der 
Eltern

zur außergerichtlichen Streit-
beilegung, zur Beendigung des 
Verfahrens durch Antragsrück-
nahme oder zum Abschluss 
eines gerichtlich gebilligten 
Vergleichs

Keine Möglichkeit zur Verfü-
gung über den Verfahrensge-
genstand; das Gericht ent-
scheidet von Amts wegen
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Beschleunigung im familiengerichtlichen Verfahren

„Das Verfahren hat im April begon-
nen und der Beschluss war dann im 
August da. Deswegen empfand ich’s 
dann doch deutlich zu lang – weil es ja 
doch um das Wohl des Kindes geht 
und da ja auch wirklich jeder Tag 
zählt, in so einer ungewissen Situation. 
Das habe ich als ziemlich anstrengend 
empfunden.“ (Elternstimme)

Das Vorrang- und 
Beschleunigungsgebot

§ 155 Abs. 1 FamFG normiert das bis-
lang in § 50e FGG enthaltene Vorrang- 
und Beschleunigungsgebot, das der Ge-
setzgeber bereits mit dem Gesetz zur 
Erleichterung familiengerichtlicher Maß-
nahmen bei Gefährdung des Kindeswohls 
im Sommer 2008 in das familiengerichtli-
che Verfahren eingeführt hat. 

Der Gesetzgeber bezweckt mit dieser 
Vorgabe eine Verkürzung der Verfahrens-
dauer, die 2005 in Umgangsverfahren bei 
6,8 Monaten und in Sorgerechtsverfahren 
bei 7,1 Monaten lag. Hintergrund der 
Festschreibung des Beschleunigungs-
grundsatzes im Gesetz ist die Beobach-
tung, dass sich die Konflikte zwischen den 
Eltern während länger andauernder Ver-
fahren oftmals verschärfen und das Kind 
belasten. Bei Umgangsstreitigkeiten kann 
eine zu lange Verfahrensdauer außerdem 
zu einer Kontaktunterbrechung oder ei-
nem Kontaktabbruch zwischen dem Um-
gangsberechtigten und dem Kind führen, 
was eine spätere sinnvolle Umgangsrege-
lung durch das Gericht erheblich erschwe-
ren kann.

Kindschaftssachen, die den Aufenthalt 
des Kindes, das Umgangsrecht oder die 

He rausgabe des Kindes betreffen, sowie 
Verfahren wegen Gefährdung des Kindes-
wohls sind danach vorrangig und be-
schleunigt durchzuführen. Vorrangigkeit 
bedeutet hierbei, dass andere Familien- 
und Familienstreitsachen ggf. liegen blei-
ben müssen, wenn eine der genannten 
Kindschaftssachen bei Gericht anhängig 
ist. D.h., Letztere sind vorzuziehen. Der 
Gesetzgeber macht damit Vorgaben für 
die interne Organisation der familienge-
richtlichen Dezernate. 

Die genannten Verfahren sind außer-
dem beschleunigt zu bearbeiten. Dies ist 
während des gesamten Verfahrens zu be-
achten. Termine sind innerhalb kurzer Frist 
zu bestimmen. Bei der Einholung eines 
Sachverständigengutachtens ist dem/der 
Sachverständigen ebenfalls eine Frist zu 
setzen (§ 163 FamFG), Entscheidungen 
sind innerhalb kurzer Zeit abzufassen und 
bekannt zu geben. Terminverschiebungen 
sind nur aus zwingenden Gründen zulässig 
(z. B. bei Krankheit). Dies ist auch von der 
Anwaltschaft zu beachten, da eine Termin-
verlegung aufgrund von Terminkollisionen 
nicht mehr möglich sein wird, sofern es 
sich bei dem kollidierenden Termin nicht 
ebenfalls um eine vorrangig zu behan-
delnde Kindschaftssache handelt.

Bei näherer Betrachtung der Konzep-
tion und Zielrichtung des FamFG kann und 
darf der schnellstmögliche Abschluss der 
Verfahren jedoch kein Selbstzweck sein. 
Das familiengerichtliche Verfahren soll 
vielmehr der Prozesshaftigkeit von Famili-
enkonflikten Rechnung tragen und diese 
für einen gewissen Zeitraum strukturie-
rend und be obachtend begleiten. Im Ein-
zelfall kann aus Kindeswohlerwägungen 
heraus deshalb durchaus auch ein Zuwar-

Beschleunigung im familien- 
gerichtlichen Verfahren
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Beschleunigung im familiengerichtlichen Verfahren

ten mit dem Verfahrensabschluss oder ein 
weiterer Verfahrensschritt erforderlich sein. 
Dies kommt – insbesondere in Verfahren 
wegen Trennung oder Scheidung – etwa 
dann in Betracht, wenn sich hierdurch die 
Chancen für eine einvernehmliche Rege-
lung verbessern lassen.

Der frühe erste Termin

Prominentester Ausdruck des Beschleu-
nigungsgrundsatzes ist der frühe erste 
Termin, der spätestens seit Inkrafttreten 
des FamFG in aller Munde ist. In Kind-
schaftssachen, die den Aufenthalt oder die 
Herausgabe des Kindes, den Umgang oder 
die Kindeswohlgefährdung betreffen, hat 
das Familiengericht innerhalb eines Mo-
nats ab Beginn des Verfahrens einen frü-
hen ersten Termin zu bestimmen. 

Das Gericht hat in dem frühen ersten 
Termin insbesondere auszuloten, ob
–  eine einvernehmliche Regelung erzielt 

werden kann,
–  die Inanspruchnahme öffentlicher Hilfen 

in Betracht kommt und ggf. anzuordnen 
ist,

–  auf Mediation oder die Inanspruch-
nahme von Beratung hinzuwirken bzw. 
Beratung anzuordnen ist,

–  sofern nicht bereits geschehen – ein 
Verfahrensbeistand zu bestellen ist, 

–  ein Sachverständigengutachten einzuho-
len oder anderweitige Beweiserhebung 
angezeigt ist,

–  eine einstweilige Anordnung zu erlassen 
ist.

Durch die frühzeitige Einbeziehung des 
Familiengerichts soll dieses – in Verfahren 
wegen Trennung und Scheidung – einen 
Einblick in die familiäre und emotionale 
Situation der Beteiligten erhalten. Es kann 
so die Streitursachen sowie bisherige Hin-
dernisse für eine Streitbeilegung aufspüren 
und im Idealfall nach Möglichkeiten su-
chen, sie auszuräumen. Die Beteiligten 
sollen ermutigt und darin unterstützt wer-
den, (wieder) gemeinsam Verantwortung 
zu übernehmen und zu einer einvernehm-
lichen Regelung zu kommen.

In Verfahren wegen Kindeswohlge-
fährdung erklärt sich der Sinn des frühen 
ersten Termins von selbst: Das Gericht soll 
so schnell wie möglich eine Gefährdungs-
einschätzung vornehmen, um eine für 
das Kind etwa bestehende Gefahr ab-
wenden oder weitere Maßnahmen zur 
Gefährdungseinschätzung treffen zu 
können.

Einstweilige Anordnung im   
frühen ersten Termin

In Verfahren wegen Gefährdung des 
Kindeswohls hat das Gericht außerdem un-
verzüglich den Erlass einer einstweiligen An- 
ordnung zu prüfen (§ 157 Abs. 3 FamFG).

Auch in Verfahren wegen Trennung 
und Scheidung soll mit den Beteiligten der 
Erlass einer einstweiligen Anordnung erör-
tert werden, wenn im frühen ersten Ter-
min kein Einvernehmen hergestellt werden 
kann (§ 156 Abs. 3 FamFG). Hierdurch soll 
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Beschleunigung im familiengerichtlichen Verfahren

sichergestellt werden, dass bis zur Ent-
scheidung im Hauptsacheverfahren oder 
bis zu einer außergerichtlichen Streitbeile-
gung kein „Schwebezustand“ besteht, 
sondern ggf. eine vorläufige Regelung 
getroffen wird. Insbesondere in Umgangs-
sachen soll darauf hingewirkt werden, 
dass nicht vor Abschluss des gerichtlichen 
Verfahrens von den Eltern Tatsachen ge-
schaffen werden, die eine spätere Eini-
gung erschweren. Den Beteiligten soll so 
zu Bewusstsein gebracht werden, dass das 
Gericht eine Entscheidung treffen kann, 
wenn nicht wenigstens eine vorläufige 
Einigung erzielt wird, auch um so ihre 
Kompromissbereitschaft zu stärken.

Neue Herausforderungen durch 
frühe Terminierung

Die Terminierung innerhalb von vier 
Wochen bringt für alle Beteiligten neue 
Herausforderungen mit sich. Das Gericht 
war bislang daran gewöhnt, bei Verfah-
rensbeginn bereits umfangreiche Schrift-
sätze vorliegen zu haben. Nunmehr sieht 
es sich damit konfrontiert, dass die Betei-
ligten erstmals im frühen ersten Termin 
ihre Probleme auf den Tisch bringen. Das 
Gericht muss dann aus den lediglich 
mündlich vorgebrachten Informationen die 
für das Verfahren wesentlichen Gesichts-
punkte herausfiltern. Hierbei wird es auf 
die Unterstützung des Jugendamts ange-
wiesen sein, für das diese Form des „Son-
dierens und Sortierens“ schon bislang 
fachlicher Alltag war. 

Vom Jugendamt wiederum, das im 
frühen ersten Termin anzuhören ist (§ 155 
Abs. 2 S. 3 FamFG), wird erwartet, dass es 
bereits vor dem Termin versucht hat, mit 
Eltern und Kind Kontakt aufzunehmen. 
Denn wenn es die Betroffenen bereits ken-
nengelernt hat, wird die Abgabe einer 
fachlichen Einschätzung im Termin erleich-

tert bzw. überhaupt möglich. Schriftliche 
Stellungnahmen vor dem Termin entfallen. 

Wichtig für die erfolgreiche Durchfüh-
rung des frühen ersten Termins ist eine gute 
Kooperation zwischen Gericht und Jugend-
amt. Termine sollten abgesprochen und 
Postlaufzeiten verkürzt werden, um sicher-
zustellen, dass der zuständigen Fachkraft im 
Jugendamt ausreichend Zeit zur Vorberei-
tung bleibt und sie den Termin nach Mög-
lichkeit auch selbst wahrnehmen kann. 

Literatur zum Vertiefen

Trunk, FamFG: Sorge- und Umgangs-
rechtskonflikte bei Trennung und 
Scheidung, JAmt 2009, 282.

Meysen, Familiengerichtliche Maßnah-
men bei Gefährdung des Kindeswohls 
– Geändertes Recht ab Sommer 2008, 
JAmt 2008, 233.

Willutzki, Das Verfahren in Kind-
schaftssachen – Struktur und grundle-
gende Neuerungen, ZKJ 2009, 305.

Stößer, Das neue Verfahren in Kind-
schaftssachen, FamRZ 2009, 656.

Trenczek, Familiengerichtliches Verfah-
ren und Mitwirkung der Jungendhilfe 
nach dem FGG-Reformgesetz,  
ZKJ 2009, 97.
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Familiengerichtliches Hinwirken auf Einvernehmen

„Ich hatte keinen Rechtsanwalt. – 
Na ja, ich fühlte mich da schon etwas 
komisch, so allein. – Aber ich hatte 
mich erkundigt und da sagte man mir, 
ich hätte dadurch keine negativen 
oder auch keine positiveren Ergebnisse 
zu erwarten. Weil in diesem Sinne gibt 
es in diesem Fall ja keinen Gewinner 
und auch keinen Verlierer, sondern es 
geht ja um eine Einigung unter den 
Eltern. Und wenn Verlierer, dann sind 
das ja leider sowieso immer die Kinder. 
Das ist ja in dem Sinne kein richtiger 
Prozess, der da geführt wird, weil es 
geht ja da wirklich um eine Einigung 
der Eltern zum Wohl der Kinder.“ 
(Elternstimme)

In Kindschaftssachen, die die elterliche 
Sorge bei Trennung und Scheidung, den 
Aufenthalt des Kindes, das Umgangsrecht 
oder die Herausgabe des Kindes betreffen, 
soll das Gericht gem. § 156 Abs. 1 S. 1 
FamFG in jeder Lage des Verfahrens auf 
ein Einvernehmen der Beteiligten hinwir-
ken, wenn dies dem Kindeswohl nicht 
widerspricht. Hintergrund ist der gesetzge-
berische Gedanke, weg von der Fokussie-
rung der richterlichen Entscheidung hin 
zur eigenverantwortlichen Konfliktlösung 
der Eltern zu gelangen. Denn die Eltern 
können idR eine Regelung, die sie selbst 
vereinbart haben, eher akzeptieren und 
umsetzen als eine durch das Gericht ge-
troffene Entscheidung.

Das Gericht soll die Eltern so früh wie 
möglich anhören und beraten. Der Zeit-
punkt des Termins ist ins Ermessen des 
Gerichts gestellt, er soll jedoch spätestens 
innerhalb eines Monats ab Antragstellung 
stattfinden (§ 155 Abs. 2 S. 2 FamFG). 

Durch die frühe Terminierung besteht die 
Hoffnung, dass eine einvernehmliche Re-
gelung leichter gelingen kann. So ist bspw 
ein Vater, der sein Kind einen Monat nicht 
gesehen hat, in aller Regel eher bereit, den 
Konflikt gütlich beizulegen als im Fall eines 
schon sieben Monate unterbliebenen Um-
gangs. Für solche möglichst frühen Versu-
che zur Einigung soll die Autorität des 
Gerichts mit seiner Möglichkeit zum An-
ordnen des persönlichen Erscheinens der 
Eltern genutzt werden. Im Rahmen des 
gerichtlichen Gesprächs sollen den Eltern 
Konfliktlösungsmöglichkeiten aufgezeigt 
werden. Eine tragfähige, gütliche Einigung 
gelingt dabei am ehesten, wenn die Eltern 
mit entsprechender Anleitung und Unter-
stützung selbst das Gespräch führen. Sie 
sollen daher ausreichend Raum haben, um 
selbst das Wort zu ergreifen und nicht 
durch ihre Anwälte sprechen; von ent-
scheidender Bedeutung ist hier, dass die 
Eltern bei dieser Verhandlung nicht „über-
fahren“ werden und einem Vergleich zu-
stimmen, den sie eigentlich gar nicht 
wollen. 

Das FamFG greift zudem erstmals die 
Mediation als Konfliktlösungsmodell auf. 
Das Gericht soll die Eltern auf die Möglich-
keiten sowohl der Beratung als auch Me-
diation hinweisen. Die Teilnahme an Bera-
tung – nicht an Mediation – kann das 
Familiengericht sogar auch anordnen 
(§ 156 Abs. 1 FamFG). Die Anordnung 
erfolgt durch Beschluss des Gerichts und 
ist nicht selbstständig angreifbar, kann also 
nicht in der nächsthöheren Instanz isoliert 
angefochten werden. Hierdurch sollen 
unnötige Verfahrensverzögerungen ver-
mieden werden. 

Familiengerichtliches Hinwirken  
auf Einvernehmen
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Familiengerichtliches Hinwirken auf Einvernehmen

Allerdings ist eine Durchsetzung der 
Beratungsanordnung mit Zwangsmitteln 
nicht möglich. Ein Elternteil, der die Teil-
nahme rigoros ablehnt, kann also nicht 
zwangsweise durch eine Gerichtsvollziehe-
rin oder einen Gerichtsvollzieher zur Bera-
tung „vorgeführt“ werden. Das Gericht 
hat aber die Möglichkeit, dem Elternteil, 
der der gerichtlichen Anordnung nicht 
nachgekommen ist, die Kosten des Verfah-
rens aufzuerlegen (§ 81 Abs. 2 Nr. 5 
FamFG). Dem Familiengericht steht noch 
eine weitere Möglichkeit zur Verfügung, 
der Anordnung von Beratung Nachdruck 
zu verleihen: Es kann darauf hinweisen, 
dass bei der gerichtlichen Beurteilung der 
Erziehungsfähigkeit die Einigungsbereit-
schaft des jeweiligen Elternteils eine we-
sentliche Rolle spielt. Mithilfe dieser bei-
den Mittel kann die Teilnahme an einer 
Beratung häufig auch dann erreicht wer-
den, wenn die Eltern ihr zunächst skep-
tisch gegenüberstehen. Die bisherigen 
Erfahrungen zeigen, dass auch eine er-
zwungene Teilnahme an einer Eltern- und 
Trennungsberatung zum Erfolg führen 
kann. 

Können die Eltern eine einvernehmliche 
Vereinbarung über Umgang oder Heraus-
gabe des Kindes treffen, ist diese durch 
das Gericht als Vergleich zu protokollieren, 
wenn es die Regelung billigt (§ 156 Abs. 2 
FamFG). Eine Billigung ist dann auszuspre-
chen, wenn die Regelung dem Kindeswohl 
nicht widerspricht. Diesem Vergleich ha-
ben alle formell Beteiligten zuzustimmen, 
d.h. bspw auch das Jugendamt, wenn es 
die formelle Beteiligung beantragt hat, 
oder der Verfahrensbeistand (§ 158 Abs. 3 
S. 2 FamFG). 

Wenn die Teilnahme an einer Tren-
nungsberatung angeordnet wird, soll der 
Umgang für diese Zeit durch das Gericht 
geregelt oder ausgeschlossen werden. 
Hierdurch soll sichergestellt sein, dass 
durch die Beratung möglicherweise unter-

brochener Umgang nicht noch länger aus-
gesetzt wird bzw. bei Verdacht auf eine 
mögliche Kindeswohlgefährdung durch 
einen Elternteil der Kontakt bis zu einer 
weiteren Klärung ausgeschlossen bleibt. 
Vor einer Entscheidung soll das Kind ge-
hört werden.

Erst wenn die Bemühungen zur einver-
nehmlichen Regelung scheitern, hat das 
Gericht den Konflikt zu entscheiden. Nach 
dem Willen des Gesetzgebers soll dies 
nach Möglichkeit der letzte Schritt sein. 
Nur durch einvernehmliche Konfliktlösun-
gen können Eltern und Kinder dauerhaft 
entlastet und künftige Rechtsstreitigkeiten 
vermieden werden. 

Zu beachten ist dabei allerdings immer, 
dass ein Einvernehmen der Beteiligten 
nicht in jedem Fall geeignet ist, dem Kin-
deswohl zu dienen. Das Familiengericht 
hat deshalb auch bei grundsätzlicher 
Übereinstimmung der Eltern die Wahr-
nehmung der Kindesinteressen stets im 
Blick zu behalten und eine Inhaltskont-
rolle vorzunehmen. § 156 Abs. 1 S. 1 
FamFG regelt deshalb auch ausdrücklich, 
dass nur dann auf ein Einvernehmen hin-
zuwirken ist, wenn dies dem Kindeswohl 
nicht widerspricht.

Literatur zum Vertiefen

Trunk, FamFG: Sorge- und Umgangs-
rechtskonflikte bei Trennung und 
Scheidung, JAmt 2009, 282.

Meysen, in:  
ders., Das Familienverfahrensrecht – 
FamFG, 2009, § 156 Rn 8 ff.

Rakete-Dombek in:  
Lipp/Schumann/Veit, Reform des 
 familiengerichtlichen Verfahrens, 
2009, 104.
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Erörterungsgespräch bei Kindeswohlgefährdung

Für Verfahren nach §§ 1666, 1666a 
BGB hat der Gesetzgeber die grundsätzli-
che Verpflichtung des Familiengerichts 
vorgesehen, mit den Eltern, dem Jugend-
amt und in geeigneten Fällen auch mit 
dem Kind persönlich zu erörtern, wie einer 
möglichen Gefährdung des Kindeswohls, 
insbesondere durch öffentliche Hilfen, 
begegnet werden und welche Folgen die 
Nichtannahme notwendiger Hilfe haben 
kann (§ 157 Abs. 1 S. 1 FamFG). 

Das Erörterungsgespräch soll Gelegen-
heit bieten, die Beteiligten gemeinsam „an 
einen Tisch“ zu bringen, und will bewusst 
die Schwelle zur Einbindung des Familien-
gerichts senken. Derzeit ist in Literatur und 
Praxis zwar noch nicht abschließend ge-
klärt, welche Funktionen dieses Erörte-
rungsgespräch tatsächlich einnehmen 
kann, jedoch werden folgende Zielrichtun-
gen diskutiert:
–  Korrespondierend zur jugendamtlichen 

Verpflichtung, das Familiengericht anzu-
rufen, wenn die Eltern nicht bereit oder 
in der Lage sind, an der Gefährdungsein-
schätzung mitzuwirken (§ 8a Abs. 3 S. 1 
Halbs. 2 SGB VIII), soll das Familienge-
richt mit seinen Möglichkeiten der Amts-
ermittlung (§ 26 FamFG) zur Klärung der 
Gefährdungssituation beitragen.

–  Zudem wird in diesem Instrument die 
große Chance gesehen, seitens des Fa-
miliengerichts Hilfeprozesse initiieren 
und unterstützen zu können. So soll es 
Gelegenheit bieten, sehr frühzeitig den 
Hilfebedarf, die geeigneten und erfor-
derlichen Hilfeangebote, aber auch die 
Hilfeakzeptanz der Familie zu thematisie-
ren und ggf. mit der Autorität des Ge-
richts festgefahrene Hilfeprozesse wieder 
in Gang zu bringen oder bislang verwei-

gerte Kooperationsbereitschaft gegen-
über dem Jugendamt zu wecken.

–  Darüber hinaus wird dem Erörterungsge-
spräch eine gewisse „Warnfunktion“ 
zugeschrieben, da den Eltern durch das 
Gericht auch aufgezeigt werden soll, 
welche Folgen sich ergeben werden, 
wenn sich die Situation für das Kind 
nicht verbessern oder gar verschlechtern 
wird.
Wann und in welcher Form das Famili-

engericht einen Erörterungstermin durch-
führt, entscheidet es grundsätzlich nach 
eigenem Ermessen. In geeigneten Fällen 
kann es die in Verfahren nach §§ 1666, 
1666a BGB verpflichtende Anhörung der 
Eltern (§ 160 Abs. 1 S. 2 FamFG) mit dem 
Erörterungsgespräch verbinden. Das Erör-
terungsgespräch wird dabei idR im Rah-
men des gem. § 155 Abs. 2 S. 1 FamFG 
im Fall einer möglichen Kindeswohlgefähr-
dung vorgeschriebenen frühen ersten Ter-
mins stattfinden (  Der frühe erste 
Termin).

Da das Gespräch nur dann zu sinnvol-
len Ergebnissen führen kann, wenn die 
Eltern persönlich teilnehmen und sich 
nicht stattdessen anwaltlich vertreten las-
sen können, hat das Gericht das persönli-
che Erscheinen der Eltern zu dem Termin 
anzuordnen (§ 157 Abs. 2 S. 1 FamFG). Ist 
ein persönliches Erscheinen beider Eltern-
teile – z. B. wegen vorangegangener Part-
nerschaftsgewalt – nicht sinnvoll oder mit 
Gefahren verbunden, so kann das Gericht 
ausnahmsweise auf das gemeinsame Ge-
spräch verzichten und sich auf die ge-
trennte Anhörung der Eltern beschränken 
(§ 157 Abs. 2 S. 2 FamFG).

In geeigneten Fällen soll auch das Kind 
bzw. der/die Jugendliche an dem Gespräch 

Erörterungsgespräch bei 
Kindeswohlgefährdung
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Erörterungsgespräch bei Kindeswohlgefährdung

teilnehmen. Gedacht ist dabei insbeson-
dere an Fälle, in denen Eltern ihre Einwir-
kungsmöglichkeiten auf ihr (jugendliches) 
Kind verloren haben, z. B. bei Drogensucht 
oder wiederholter Straffälligkeit des Kin-
des. In diesen Situationen soll das Ge-
spräch genutzt werden, mit dem jungen 
Menschen über mögliche Hilfsangebote 
und deren Notwendigkeit, Akzeptanz und 
Erfolgsaussichten zu sprechen und ent-
sprechend auf ihn einzuwirken.

Entscheidende Voraussetzung gelin-
gender Erörterungsgespräche bei Kindes-
wohlgefährdung wird regelmäßig die 
Mitwirkung des Jugendamts als sozialpä-
dagogische Fachbehörde und Leistungs-
träger von etwaigen Hilfeangeboten sein. 
Das Gericht hat daher das Jugendamt 
regelhaft zum Termin zu laden (§ 157 
Abs. 1 S. 2 FamFG), wodurch umgekehrt 
das Jugendamt in seiner Mitwirkungs-
pflicht aktiviert wird (§ 50 SGB VIII). Da-
bei hat es einerseits seine Fachlichkeit zur 
Einschätzung des Gefährdungspotenzials 
sowie des Hilfebedarfs, aber auch zur 
Beurteilung und Entwicklung geeigneter 
und notwendiger Hilfen einzubringen. 

Zum anderen sollte seine Mitwirkung 
auch die Gewähr bieten, dass die in dem 
Gespräch vereinbarten bzw. später ange-
ordneten Jugendhilfeleistungen auch 
tatsächlich zur Verfügung stehen.

Können im Erörterungstermin keine 
zufriedenstellenden Absprachen mit den 
Personensorgeberechtigten gefunden 
werden, mit denen einer Kindeswohlge-
fährdung entgegengewirkt werden 
kann, muss das Gericht ggf. eine einst-
weilige Anordnung treffen (§ 157 Abs. 3 
FamFG).

Literatur zum Vertiefen

Meysen, in:  
ders., Das Familienverfahrensrecht – 
FamFG, 2009, § 157.

Fellenberg, in:  
Lipp/Schumann/Veit, Kindesschutz bei 
Kindeswohlgefährdung – neue Mittel 
und Wege? – 6. Göttinger Workshop 
zum Familienrecht 2007, 2008, 91 ff.
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Einstweilige Anordnung

Der einstweilige Rechtsschutz in Famili-
ensachen wurde durch das FamFG völlig 
neu geregelt. Anders als bisher setzt der 
Erlass einer einstweiligen Anordnung nicht 
mehr die Anhängigkeit einer gleichartigen 
Hauptsache voraus. Das Verfahren auf 
Erlass einer einstweiligen Anordnung ist 
vielmehr selbst dann ein selbstständiges 
Verfahren, wenn gleichzeitig ein Hauptsa-
cheverfahren anhängig ist, das denselben 
Verfahrensgegenstand betrifft (§ 51 Abs. 3 
FamFG). 

Der Grundsatz des Verbots der Vorweg-
nahme der Hauptsache gilt – nach aller-
dings nicht unbestrittener Meinung – nicht 
mehr. Dadurch erhält das Gericht größeren 
Spielraum bei vorläufigen Regelungen, wie 
sie z. B. in Umgangssachen häufig not-
wendig sind. In Amtsverfahren, z. B. Ver-
fahren im Kontext von Kindeswohlgefähr-
dung, Verfahren zur Anordnung des 
Ruhens der elterlichen Sorge (§ 1674 BGB) 
oder Verfahren zur Einschränkung des Um-
gangsrechts (§ 1684 Abs. 3 und 4 BGB), 
kann das Familiengericht – folgerichtig – 
auch von Amts wegen ein Verfahren auf 
Erlass einer einstweiligen Anordnung ein-
leiten. In Antragsverfahren, wie z. B. ei-
nem Verfahren auf Übertragung der elter-
lichen Sorge (§ 1671 Abs. 1 BGB) oder auf 
Übertragung von sorgerechtlichen Befug-
nissen auf die Pflegeperson (§ 1630 Abs. 3 
BGB), ist eine einstweilige Anordnung nur 
auf Antrag möglich. 

Sind die Beteiligten mit dem Ergebnis 
der einstweiligen Anordnung zufrieden, 
wird die Durchführung des Hauptsache-
verfahrens überflüssig. Ist einer der Betei-
ligten mit dem Ergebnis der einstweiligen 
Anordnung jedoch nicht einverstanden, 
kann er entweder Beschwerde einlegen 
oder die Einleitung eines Hauptsachever-
fahrens durch einen entsprechenden An-

trag bei Gericht erzwingen (§ 52 Abs. 1 
S. 1 FamFG). Ist eine einstweilige Anord-
nung ohne mündliche Verhandlung ergan-
gen, kann keine Beschwerde eingelegt, 
sondern es muss zunächst ein Antrag auf 
mündliche Verhandlung gestellt werden, 
im Rahmen derer das Gericht erneut zu 
entscheiden hat (§ 54 Abs. 2 FamFG). Erst 
gegen diese Entscheidung kann dann ggf. 
Beschwerde eingelegt werden (§ 57 FamFG; 

 Rechtsmittel).
In Antragsverfahren kann zudem bean-

tragt werden, dass demjenigen, der die 
einstweilige Anordnung zunächst erwirkt 
hat, aufgegeben wird, innerhalb einer 
bestimmten Frist (max. drei Monate) einen 
Antrag auf Einleitung des Hauptsachever-
fahrens zu stellen (§ 52 Abs. 2 S. 1 FamFG). 
Geschieht dies nicht, ist die einstweilige 
Anordnung aufzuheben. In allen anderen 
Fällen bleibt die einstweilige Anordnung 
so lange wirksam, bis eine abweichende 
Regelung getroffen wird, die denselben 
Verfahrensgegenstand betrifft oder – im 
Fall einer befristeten Anordnung – bis die 
Frist, für die die einstweilige Anordnung 
getroffen wurde, abgelaufen ist.

Literatur zum Vertiefen

Vorwerk, Einstweilige Anordnung, 
Beschluss, Rechtsmittel und Rechts-
mittelbelehrung nach dem FGG-RG, 
FPR 2009, 8 ff.

Einstweilige Anordnung
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Umsetzung von Umgangsregelungen

„Also ich fand das gut dann im Prin-
zip, dass dann doch eine gerichtliche 
Regelung getroffen wurde, wie der 
Umgang ist. Dass das dann auch wirk-
lich fest ist, dass der eine Partner dann 
auch nicht sagen kann, da kann ich 
nicht, da möchte ich nicht, da geht es 
nicht, ich möchte das so und so haben. 
Von daher fand ich das jetzt für mich, 
dass da jetzt etwas Ruhe reinkommt, 
wirklich eine gute Regelung – dass das 
nicht wieder als Streitthema auf-
kommt.“ (Elternstimme)

Zur Umsetzung von – gerichtlich ange-
ordneten oder von den Eltern selbst ver-
einbarten – Umgangsregelungen sind 
durch das FGG-Reformgesetz neue Instru-
mentarien eingeführt worden. 

Umgangspflegschaft

Durch das FGG-Reformgesetz wurde 
das bereits in der Praxis der Familienge-
richte verwendete Institut der Umgangs-
pflegschaft nun ausdrücklich in einer Vor-
schrift des BGB verankert (§ 1684 Abs. 3 
S. 3 bis 5 BGB). Die Umgangspflegerin 
oder der Umgangspfleger hat das Recht, 
die Herausgabe des Kindes zu verlangen, 
um den Umgang zu ermöglichen, sowie 
für die Dauer des Umgangs dessen Auf-
enthalt zu bestimmen (§ 1684 Abs. 3  
S. 4 BGB). Das Recht der Eltern ist insoweit 
gem. § 1630 BGB eingeschränkt. Aller-
dings bedarf es für diese Sorgerechtsüber-
tragung nicht mehr des Überschreitens der 

hohen Schwelle der Kindeswohlgefährdung. 
Es ist nur noch Vo raussetzung, dass die 
Wohlverhaltenspflicht (§ 1684 Abs. 2 BGB) 
seitens eines Elternteils dauerhaft oder 
wiederholt erheblich beeinträchtigt wird 
(§ 1684 Abs. 3 S. 3 BGB).

Der gerichtliche Umgangsbeschluss gibt 
den Rahmen für die Befugnisse im Rah-
men der Umgangspflegschaft vor. Ist die 
Umgangspflegerin bzw. der Umgangspfle-
ger der Ansicht, der Umgang in der be-
schlossenen Form entspricht nicht dem 
Wohl des Kindes, kann sie/er daher nur 
auf dem Beschwerdeweg versuchen, eine 
Änderung zu erreichen. Die familienge-
richtlichen Vorgaben dürfen jedoch nicht 
eigenmächtig abgeändert werden. 

Je nach Einzelfall und gerichtlichem 
Beschluss gehören zu dem Aufgabenspek-
trum der Umgangspflegschaft,
–  die Anbahnung und Vorbereitung der 

Termine,
–  die Bestimmung und Gestaltung der 

Umgangsmodalitäten (Ort, Zeit, Dauer),
–  die Durchsetzung der getroffenen 

Umgangsregelung,
–  die Begleitung der Übergabe und uU 

einzelner Termine, sowie in diesem 
Kontext

–  die Vermittlung zwischen den Eltern und 
Deeskalation des Elternkonflikts,

–  die Übernahme einer zeitweiligen „Puf-
ferfunktion“ zwischen Eltern, die – zu-
nächst – Abstand voneinander be-
nötigen.
Umgangspflegerinnen bzw. -pfleger 

werden bestellt nach den allgemeinen 

Umsetzung von Umgangsregelungen: 
Umgangspflegschaft, begleiteter  
Umgang, Ordnungsmittel und  
Unterstützung durch das Jugendamt 
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Regelungen der Pflegschaft (§§ 1909 ff 
BGB). Nach der Gesetzesbegründung sol-
len insbesondere Personen in Betracht 
gezogen werden, zu denen das Kind Bin-
dungen und damit Vertrauen besitzt, eine 
Fachkraft einer Beratungsstelle (§ 1915 
Abs. 1 iVm § 1779 Abs. 2 BGB) oder das 
Jugendamt (§ 1915 Abs. 1 iVm § 1791b 
BGB).

Die Ausübung dieser Aufgabe durch 
das Jugendamt ist in zweierlei Hinsicht 
nicht ganz unproblematisch. Zum einen 
kann die Übernahme einer Umgangspfleg-
schaft zur Kollision mit dem Hilfeauftrag 
führen. Denn wenn das Jugendamt in der 
Rolle als Umgangspfleger gegenüber dem 
betreuenden Elternteil als Bestimmer auf-
tritt und „gegen“ diesen den Umgang 
durchsetzt, dürfte in der Folge die not-
wendige Basis für die Inanspruchnahme 
von Hilfen nachhaltig beeinträchtigt oder 
sogar zerstört sein. Zum anderen bringen 
Umgangspflegschaften oft ungewöhnliche 
Arbeitszeiten mit sich, etwa an Wochen-

enden oder abends, was das Jugendamt 
aufgrund seiner Dienstzeiten regelmäßig 
vor organisationspraktische, arbeits- und 
dienstrechtliche Probleme stellt. 

Entsprechend des ohnehin geltenden 
Grundsatzes der Subsidiarität sollte daher 
seitens der Familiengerichte sorgfältig ge-
prüft werden, ob nicht statt des Jugend-
amts eine als Einzelpflegerin zu bestel-
lende Person bzw. ein geeigneter Verein 
als Umgangspfleger in Betracht kommt. 
Die Jugendämter werden umgekehrt ge-
fragt sein, insbesondere gegenüber den 
Gerichten um Verständnis für die Unver-
einbarkeit der Umgangspflegschaft mit 
ihrem Hilfeauftrag zu werben, und diese 
mit entsprechend geeigneten Alternativ-
vorschlägen zu unterstützen.

Begleiteter Umgang

Von der Umgangspflegschaft grund-
sätzlich streng zu unterscheiden und 
gleichwohl immer wieder mit ihr verwech-
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selt, ist der begleitete Umgang. Dessen 
primäres Ziel liegt darin, über die Anwe-
senheit eines Dritten während des Um-
gangs Eltern-Kind-Kontakte in Situationen 
zu ermöglichen, in denen das Kind oder 
der betreuende oder umgangsverpflichtete 
Elternteil aus Angst, Entfremdung oder 
Misstrauen den Umgang ablehnt. Auch in 
evtl Gefährdungssituationen (z. B. Ver-
dacht auf sexuellen Missbrauch, vorange-
gangene Gewalterfahrungen) kommt ein 
begleiteter Umgang infrage. Während die 
Einsetzung einer Umgangspflegerin oder 
eines Umgangspflegers eine sorgerechtli-
che Einschränkung für den betreuenden 
Elternteil beinhaltet, erfolgt mit der Anord-
nung eines begleiteten Umgangs eine 
Einschränkung für den umgangsberechtig-
ten Elternteil.

Sieht das Familiengericht es im Hinblick 
auf das Wohl des Kindes bzw. sogar zur 
Abwendung einer Gefährdung des Kindes-
wohls als erforderlich an, kann es nach 
§ 1684 Abs. 4 S. 3 BGB begleiteten Um-
gang anordnen. Das Gericht kann die An-
ordnung jedoch nur dann treffen, wenn 
sich ein „mitwirkungsbereiter Dritter“ zu 
dessen Durchführung bereit erklärt. Mit-
wirkungsbereiter Dritter kann außer dem 
Jugendamt ua auch ein Träger der freien 
Jugendhilfe sein. Dabei wird die Bereit-
schaft zur Durchführung einer Umgangs-
begleitung insbesondere von der fachli-
chen Prüfung abhängen, ob und unter 
welchen Voraussetzungen eine Umgangs-
begleitung tatsächlich geeignet ist. Es soll 
vermieden werden, dass es durch einen 
Widerspruch zwischen familiengerichtli-
cher Anordnung und fachlicher Einschät-
zung über die Eignung eines begleiteten 
Umgangs zu zusätzlichen Belastungssitua-
tionen für die betroffene Familie kommt.

Das jugendhilferechtliche Äquivalent zu 
der Möglichkeit für das Familiengericht, 
Umgang nur mit Begleitung zu ermögli-
chen (§ 1684 Abs. 4 S. 3 BGB), findet sich 

in § 18 Abs. 3 S. 4 SGB VIII. Diese Vor-
schrift gewährt den Umgangsberechtigten 
gegenüber dem Jugendamt einen An-
spruch auf Vermittlung und „in geeigne-
ten Fällen“ Hilfestellung bei der Herstel-
lung von Umgangskontakten sowie bei 
der Ausführung gerichtlicher oder verein-
barter Umgangsregelungen (§ 18 Abs. 3 
S. 4 SGB VIII). Dabei prüft und entscheidet 
das Jugendamt eigenständig, ob die Leis-
tungsvoraussetzungen des § 18 Abs. 3 
S. 4 SGB VIII vorliegen und ist dabei weder 
an die Einschätzung und Entscheidung des 
Familiengerichts noch an eine Vereinba-
rung der Beteiligten gebunden. Allerdings 
ist im Fall einer Mitwirkung des Jugend-
amts im familiengerichtlichen Verfahren 
(§ 50 Abs. 1 und 2 SGB VIII), wenn keine 
sozialpädagogischen Einwände gegen den 
begleiteten Umgang vorgebracht werden, 
davon auszugehen, dass das Jugendamt 
auch selbst einen Leistungsanspruch nach 
§ 18 Abs. 3 SGB VIII für gegeben oder 
zumindest für wahrscheinlich hält und 
bereit ist, die Geeignetheit in beratender 
Vorbereitung bzw. Nachbereitung mit den 
Beteiligten aus dem Familiensystem zu 
klären.

Ordnungsmittel

Das FamFG ermöglicht – anders als 
vorher – die Durchsetzung von Umgangs-
regelungen mithilfe von Ordnungsmitteln 
(§ 89 FamFG). Als Ordnungsmittel kann 
das Gericht Ordnungsgeld und für den 
Fall, dass dieses nicht beigetrieben werden 
kann, Ordnungshaft anordnen (§ 89 
Abs. 1 S. 1 FamFG). Diese Ordnungsmittel 
lösen die Zwangsmittel aus dem alten 
Recht ab, die lediglich für die Zukunft ver-
hängt werden konnten. Damit blieben sie 
aber im Hinblick auf die Durchsetzung von 
Umgangskontakten oft fruchtlos, weil der 
vereinbarte Umgangstermin zum Zeit-
punkt der Verhängung des Zwangsmittels 
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bereits abgelaufen war. Die Ordnungsmit-
tel nach dem FamFG können hingegen 
nicht nur zur Durchsetzung eines in der 
Zukunft liegenden Umgangskontakts, son-
dern auch dann verhängt und vollstreckt 
werden, wenn der Umgangstermin bereits 
verstrichen ist. Damit können sie nicht nur 
vor dem Umgangstermin zur Einwirkung 
auf den Willen des Umgangsverpflichte-
ten, sondern auch als Sanktionsmittel 
nach einem erfolglosen Umgangstermin 
eingesetzt werden.

Liegen Umstände vor, die die Durchfüh-
rung eines Umgangstermins unmöglich 
machen bzw. gemacht haben, ist der be-
treuende Elternteil gehalten, diese Um-
stände für das Gericht nachvollziehbar 
darzulegen, um die gesetzliche Vermutung 
widerlegen zu können, dass er/sie für die 
Nichteinhaltung der Umgangsregelung 
verantwortlich ist (§ 89 Abs. 4 FamFG). 
Beruft sich der Elternteil z. B. auf den ent-
gegenstehenden Willen des Kindes als 
Grund für den ausgefallenen Umgang, 
wird das Gericht das nur akzeptieren, 
wenn im Einzelnen dargelegt werden 
kann, was unternommen wurde, um das 
Kind dennoch zum Umgang zu bewegen.

Die Verhängung eines Ordnungsmittels 
ist in das pflichtgemäße Ermessen des 
Gerichts gestellt. Das Gericht muss also 
prüfen, ob die begründete Aussicht be-
steht, dass durch die Verhängung des Ord-
nungsmittels eine Verbesserung hinsicht-
lich der Umsetzung der Umgangsregelung 
zu erwarten ist. Die Auswirkungen der 
gerichtlichen Anordnung von Ordnungs-
mitteln soll die Situation für das Kind ver-
bessern, zumindest aber dem Kindeswohl 
nicht widersprechen. Wenn das Gericht zu 
der Einschätzung kommt, dass es dem 
Kind schadet, wenn der den Umgang ver-
weigernde Elternteil Geld zahlen muss 
oder sogar in Haft genommen wird, darf 
das Ordnungsmittel nicht verhängt 
werden.

Unterstützung bei der Voll-
streckung durch das Jugendamt 

Die Vollstreckung von Entscheidungen 
über die Herausgabe des Kindes bzw. Re-
gelungen des Umgangs ist häufig mit er-
heblichen Belastungen verbunden und 
verlangt sowohl spezielle Gesprächsfüh-
rungskompetenzen als auch Wissen über 
die Wirkungen von Zwangsmaßnahmen 
auf die Betroffenen. Da Gerichtsvollziehe-
rinnen und Gerichtsvollzieher auf solche 
Situationen idR nicht vorbereitet sind und 
auf die entsprechenden Kenntnisse nicht 
zurückgreifen können, sieht das FamFG zu 
ihrer Entlastung die Unterstützung durch 
das Jugendamt vor (§ 88 Abs. 2 FamFG). 

Allerdings unterliegt diese Unterstützung 
dem Vorbehalt der Geeignetheit. Diese ist 
vom Jugendamt sowohl hinsichtlich des 
„Ob“ als auch in Bezug auf die Art und 
Weise der Unterstützung („Wie“) eigenver-
antwortlich zu prüfen. Dabei ist entschei-
dend, dass das Jugendamt für den betreuen-
den Elternteil und/oder das Kind in seinem 
Hilfeauftrag erfahrbar bleibt. Die Vollstre-
ckungstätigkeit dürfte dem Hilfeauftrag da-
bei in aller Regel zuwiderlaufen. Die Bera-
tung des Kindes sowie der erwachsenen 
Beteiligten hinsichtlich der Vorbereitung der 
Vollstreckung als auch der Nachbereitung der 
Erlebnisse kann jedoch oftmals eine geeig-
nete Unterstützung für das Gericht sein.

Literatur zum Vertiefen

Büchner, Die weiteren Akteure im fa-
miliengerichtlichen Verfahren – State-
ment „Umgangspflegschaft“, in: Difu, 
Das aktive Jugendamt im familienge-
richtlichen Verfahren, 2010, 111 ff.
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Wenn Kinder oder Jugendliche sich 
selbst oder andere Menschen gefährden, 
wird manchmal eine freiheitsentziehende 
Unterbringung erwogen. Eine solche Maß-
nahme darf ohne gerichtliche Anordnung 
oder Genehmigung nur getroffen werden, 
wenn mit einem Aufschub Gefahr verbun-
den ist. Auch dann ist die Genehmigung 
unverzüglich nachzuholen (§ 1631b S. 3 
BGB).

Die Entscheidung über solche Unter-
bringungen, die Kinder und Jugendliche 
betreffen, gilt als Kindschaftssache und ist 
den Familiengerichten zugeordnet (§ 151 
Nr. 6 und 7 FamFG), während für Unter-
bringungssachen, die Erwachsene betref-
fen, die Betreuungsgerichte zuständig 
sind.

Jedoch sind auch in denjenigen Unter-
bringungssachen, die Kindschaftssachen 
sind, grundsätzlich die Vorschriften ent-
sprechend anzuwenden, die für betreu-
ungsgerichtliche Verfahren in Unterbrin-
gungssachen Volljähriger gelten (§ 167 
Abs. 1 S. 1 FamFG). Nur teilweise sind 
ausdrückliche Regelungen für die Verfah-
ren in Kindschaftssachen anzuwenden 
(§ 167 Abs. 1 S. 2 bis Abs. 6 FamFG). In 
einigen allgemein verfahrensrechtlichen 
Fragen muss allerdings wiederum berück-
sichtigt werden, dass es sich um Familien- 
und Kindschaftssachen handelt. Insgesamt 
ergibt sich also eine komplexe Verwei-
sungstechnik mit Ausnahmen und Rück-
ausnahmen.

Prinzipiell kann die freiheitsentziehende 
Unterbringung bei Kindern und Jugendli-
chen, wie bei Erwachsenen auch, entwe-
der über die gerichtliche Genehmigung 
der – zivilrechtlichen – freiheitsentziehen-
den („geschlossenen“) Unterbringung 

(§ 1631b BGB, § 151 Nr. 6 FamFG) erfol-
gen oder über die – öffentlich-rechtliche – 
Anordnung einer freiheitsentziehenden 
Unterbringung eines Kindes oder Jugend-
lichen durch das Familiengericht entspre-
chend den Landesgesetzen über die Un-
terbringung psychisch Kranker (§ 151 Nr. 
7 FamFG). In der Praxis sollte eine freiheits-
entziehende Unterbringung von Kindern 
und Jugendlichen jedoch regelmäßig auf 
einer zivilrechtlichen Grundlage beruhen. 
Eine gerichtliche Anordnung einer Unter-
bringung ist in aller Regel deswegen nicht 
notwendig, weil Kinder und Jugendliche 
zum Zeitpunkt ihrer freiheitsentziehenden 
Unterbringung einen zur Bestimmung des 
Aufenthalts Berechtigten haben, nämlich 
ihre sorgeberechtigten Eltern bzw. einen 
Elternteil, einen Vormund, Pfleger oder 
Pflegerin. Das sieht anders aus bei Volljäh-
rigen, für die teilweise ein Betreuer oder 
eine Betreuerin erst aus Anlass einer not-
wendigen Unterbringung bestellt werden 
muss.

Im Folgenden soll daher insbesondere 
auf das familiengerichtliche Verfahren zur 
Genehmigung der Entscheidung eines 
Aufenthaltsbestimmungsberechtigten für 
eine freiheitsentziehende Unterbringung 
eingegangen werden. Inhaltlicher Prü-
fungsmaßstab ist dabei für das Gericht wie 
für die Eltern/den Elternteil, den Vormund 
oder die Pflegerin, die/der das Recht zur 
Aufenthaltsbestimmung innehaben/inne-
hat, die Regelung des § 1631b BGB. Die 
Vorschrift verlangt für eine freiheitsentzie-
hende Unterbringung eines Kindes grund-
sätzlich die Genehmigung des Familienge-
richts: „Die Unterbringung ist zulässig, 
wenn sie zum Wohl des Kindes, insbeson-
dere zur Abwendung einer erheblichen 

Verfahren bei freiheitsentziehender 
Unterbringung
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Selbst- oder Fremdgefährdung, erforder-
lich ist und der Gefahr nicht auf andere 
Weise, auch nicht durch andere öffentliche 
Hilfen, begegnet werden kann.“

Ohne familiengerichtliche Genehmi-
gung stellt eine freiheitsentziehende Un-
terbringung eine rechtswidrige Freiheitsbe-
raubung dar, die straf- und zivilrechtliche 
Folgen für die an ihr Beteiligten haben 
kann. Nur bei Gefahr im Verzug ist es zu-
lässig, eine Genehmigung unverzüglich 
nachträglich einzuholen (§ 1631b S. 3, §§ 
1800, 1915 BGB). Andererseits liegt die 
Entscheidung über eine freiheitsentzie-
hende Unterbringung bzw. ihren Abbruch 
oder ihre Weiterführung auch nach Ertei-
len einer gerichtlichen Genehmigung wei-
terhin bei den/dem Aufenthaltsbe-
stimmungs berechtigten. 

Für das Verfahren zur Genehmigung 
einer freiheitsentziehenden Unterbringung 
ist funktionell die Richterin bzw. der Rich-
ter zuständig (§ 3 Nr. 2a RPflG). Örtlich 
zuständig ist grundsätzlich das Gericht am 
gewöhnlichen Aufenthaltsort des Kindes 
oder Jugendlichen (§ 313 Abs. 1 Nr. 2, 
§ 167 Abs. 2 FamFG). 

Beteiligte des Verfahrens sind:

–  Der/Die gesetzlichen Vertreter, dessen/
deren Entscheidung für eine freiheitsent-
ziehende Unterbringung Gegenstand 
des Genehmigungsverfahrens ist (§ 167 
Abs. 1 S. 1, § 315 Abs. 1 Nr. 2 FamFG), 

–  das Kind bzw. der/die Jugendliche als 
Betroffene/r (§ 167 Abs. 1 S. 1, § 315 
Abs. 1 Nr. 1 FamFG), 

©
 f

re
nt

a 
/ f

ot
ol

ia
.d

e



53

Verfahren bei freiheitsentziehender Unterbringung

–  der Verfahrensbeistand (§ 167 Abs. 1 S. 
1, § 315 Abs. 2 FamFG),

–  ein nicht zur elterlichen Sorge befugter 
Elternteil oder die Pflegeeltern; diese 
können durch das Familiengericht nach 
pflichtgemäßem Ermessen von Amts 
wegen oder auf Antrag hinzugezogen 
werden, wenn das Kind oder der/die 
Jugendliche bei diesem Elternteil bzw. 
bei den Pflegeeltern lebt oder bei Einlei-
tung des Verfahrens gelebt hat (§ 7 Abs. 
3, § 167 Abs. 1 S. 1, § 315 Abs. 4 Nr. 1 
FamFG), 

–  eine vom Kind oder Jugendlichen be-
nannte Vertrauensperson (§ 7 Abs. 3, 
§ 167 Abs. 1 S. 1, § 315 Abs. 4 Nr. 2 
FamFG) sowie die Leitung der Einrich-
tung, in der das Kind oder der/die Ju-
gendliche lebt, können beteiligt werden 
(§ 7 Abs. 3, § 167 Abs. 1 S. 1, § 315 
Abs. 4 Nr. 3 FamFG),

–  das Jugendamt wird, wie in anderen 
Kindschaftssachen, Beteiligter, wenn es 
seine Beteiligung beantragt (§ 162 
FamFG).

Dem Kind oder dem/der Jugendlichen 
ist regelmäßig ein Verfahrenbeistand zu 
bestellen, da dies wegen möglicher Kon-
flikte zwischen seinen/ihren Interessen und 
denen seiner/ihrer gesetzlichen Vertreter 
meist erforderlich sein wird (§ 167 Abs. 1 
S. 2 FamFG). Die Regelungen über die 
Verfahrenspflegschaft in Unterbringungs-
sachen sind nicht anwendbar. 

Jugendliche sind in Unterbringungsver-
fahren abweichend von den allgemeinen 
Regelungen ohne Rücksicht auf ihre Ge-
schäftsfähigkeit ab Vollendung des 14. 
Lebensjahrs verfahrensfähig (§ 9 Abs. 1, 
§ 167 Abs. 3 FamFG). Kinder und Jugend-
liche müssen grundsätzlich persönlich an-
gehört werden. Das Gericht hat sich einen 
persönlichen Eindruck von ihnen zu bilden 
(§ 167 Abs. 1 S. 1, § 319 Abs. 1 FamFG). 
Zumindest ihre personensorgeberechtigten 

Eltern bzw. Elternteile, ihr Vormund oder 
ihre Pflegerin sowie die Pflegeeltern müs-
sen ebenfalls persönlich angehört werden 
(§ 167 Abs. 4 FamFG). Ein nicht zur elterli-
chen Sorge befugter Elternteil muss nach 
§ 160 Abs. 2 S. 2 FamFG nur angehört 
werden, wenn von der Anhörung eine 
Aufklärung erwartet werden kann. Außer-
dem ist dem zuständigen Jugendamt Ge-
legenheit zur Äußerung zu geben (§ 167 
Abs. 1 S. 1, § 320 FamFG).

Vor seiner Entscheidung hat das Gericht 
nach § 167 Abs. 1 S. 1, § 321 Abs. 1 FamFG 
das Gutachten eines Sachverständigen ein-
zuholen, der das Kind oder den Jugendli-
chen bzw. die Jugendliche persönlich un-
tersucht oder befragt hat. Nach § 167 
Abs. 6 FamFG sollen Sachverständige idR 
Ärztinnen oder Ärzte für Kinder- und Ju-
gendpsychiatrie und -psychotherapie sein. 
Das Gutachten kann jedoch auch durch 
einen in Fragen der Heimerziehung ausge-
wiesenen Psychotherapeuten, eine Psycho-
login, Pädagogin oder Sozialpädagogen 
erstattet werden (§ 167 Abs. 6 FamFG), 
sofern diese/r die Kompetenz besitzt, auch 
die Selbstbestimmungsfähigkeit und 
Selbstgefährdungstendenz des Kindes 
oder Jugendlichen zu beurteilen. Das Gut-
achten trifft Aussagen zur Notwendigkeit 
der Freiheitsentziehung an sich und zu 
ihrer voraussichtlichen Dauer (§ 167 Abs. 
1 S. 1, § 321 Abs. 1 S. 1, 3 FamFG). Bei 
einer Unterbringung im Rahmen einer 
Hilfe zur Erziehung muss ein Hilfeplan (§ 36 
SGB VIII) vorliegen.

Im Tenor der gerichtlichen Entschei-
dung wird nach § 167 Abs. 1 S. 1, § 323 
FamFG angegeben, ob die Unterbringung 
in einer psychiatrischen Klinik oder in einer 
geschlossenen Einrichtung der Kinder- und 
Jugendhilfe genehmigt wird. Auch wird 
der Zeitpunkt benannt, zu dem die Geneh-
migung bzw. die Unterbringungsmaß-
nahme endet. Dabei beträgt die Höchst-
dauer einer Unterbringungsmaßnahme 
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grundsätzlich ein Jahr (§ 167 Abs. 1 S. 1, 
§ 329 Abs. 1 FamFG). Die Entscheidung 
wird u. a. dem Kind oder Jugendlichen 
und dessen gesetzlichen Vertretungsperso-
nen bekannt gegeben (§§ 41, 167 Abs. 1 
S. 1, § 325 FamFG). Sie wird mit Rechts-
kraft wirksam, sofern das Gericht nicht die 
sofortige Wirksamkeit der Entscheidung 
anordnet (§ 167 Abs. 1 S. 1, § 324 FamFG).

Gegen die Entscheidung kann diejenige 
Person Beschwerde einlegen, die durch die 
Entscheidung in ihren Rechten verletzt 
wurde (§§ 58 ff, 167 Abs. 1 S. 1, §§ 335 f 
FamFG). Eltern, denen nicht zumindest das 
Aufenthaltsbestimmungsrecht zusteht, 
werden nicht in ihren Rechten verletzt. 
Beschwerdebefugt sind auch bereits ver-
fahrensfähige Jugendliche (§ 167 Abs. 3, 
§ 60 FamFG). Nach § 167 Abs. 1 S. 1, 
§ 335 Abs. 1, Abs. 2 FamFG sind zudem 
diejenigen Personen zur Beschwerde be-
fugt, die vom Gericht nach § 167 Abs. 1 
S. 1, § 315 FamFG tatsächlich beteiligt 
wurden, sodass ein nicht zur Sorge be-
rechtigter Elternteil aus diesem Grund zur 
Beschwerde befugt sein kann. Die Be-
schwerdebefugnis des Jugendamts ergibt 
sich aus § 162 Abs. 3 S. 2 FamFG  
(  Rechtsmittel).

Die zur Bestimmung des Aufenthalts 
berechtigte Person kann das Kind oder die 
Jugendliche auch unter Anwendung un-
mittelbaren Zwangs der Einrichtung zufüh-
ren. Das Jugendamt hat Kinder bzw. Ju-
gendliche auf ihren Wunsch hin bei der 
Zuführung zu unterstützen (§ 167 Abs. 5 
FamFG). Es entscheidet über die Art und 
Weise der Unterstützung. Gewalt darf das 
Jugendamt nur aufgrund einer besonde-
ren gerichtlichen Entscheidung anwenden 
(§ 326 Abs. 2 FamFG). Auch nach einer 
entsprechenden gerichtlichen Entschei-
dung hat es insoweit die Polizei um Amts-
hilfe zu bitten.

Das Familiengericht hat die Genehmi-
gung der freiheitsentziehenden Unterbrin-

gung jederzeit zurückzunehmen, wenn 
das Wohl des Kindes oder Jugendlichen 
dessen Unterbringung nicht mehr erfor-
dert (§ 1631b S. 4 BGB). Auch die zur 
Bestimmung des Aufenthalts berechtigte 
Person hat eine freiheitsentziehende Un-
terbringung umgehend zu beenden, wenn 
deren Voraussetzungen nicht mehr 
vorliegen.

Für die Verlängerung der Genehmigung 
der Entscheidung des Aufenthaltsbestim-
mungsberechtigten gelten die Vorschriften 
entsprechend (§ 167 Abs. 1 S. 1, § 329 
Abs. 2 S. 1 FamFG). 

Literatur zum Vertiefen
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Die örtliche Zuständigkeit für Kind-
schaftssachen wurde mit Einführung des 
FamFG in § 152 FamFG neu geregelt. Bei 
dieser Vorschrift handelt es sich um eine 
ausschließliche Zuständigkeitsbestimmung, 
von der in aller Regel nicht abgewichen 
werden kann. Lediglich im Einzelfall kann 
aus wichtigem Grund eine Abgabe an ein 
anderes als das nach § 152 FamFG zustän-
dige Gericht erfolgen, wenn sich das an-
dere Gericht zur Übernahme der Sache 
bereit erklärt hat (§ 4 FamFG). Daher sollte 
idealerweise das nach § 152 FamFG zu-
ständige Gericht angerufen werden.

Zeitpunkt der 
Zuständigkeitsprüfung

Das Familiengericht hat seine örtliche 
Zuständigkeit zu prüfen, sobald es erst-
mals mit einer Sache befasst wird. Bei An-
tragsverfahren, wie z. B. Verfahren auf 
Übertragung der elterlichen Sorge (§ 1671 
Abs. 1 BGB), ist dies der Fall, sobald der 
Antrag bei Gericht eingeht. Bei Amtsver-
fahren, wie z. B. Verfahren wegen Kindes-
wohlgefährdung nach § 1666 BGB, ist der 
Zeitpunkt maßgeblich, zu welchem dem 
Gericht die Umstände bekannt werden, 
die eine Einleitung eines Verfahrens erfor-
derlich machen (  Amts- und Antrags-
verfahren). 

Zuständigkeiten im Einzelnen

Welches Gericht in Kindschaftssachen 
zuständig ist, richtet sich u. a. danach, ob 
im Zusammenhang mit der Kindschaftssa-
che auch eine Ehesache anhängig ist. Stellt 
das Familiengericht fest, dass es nicht zu-
ständig ist, erklärt es sich für unzuständig 

und verweist die Sache nach Anhörung 
der Beteiligten an das zuständige Gericht 
(§ 3 Abs. 1 FamFG). Während eines lau-
fenden Scheidungsverfahrens ist das Ge-
richt, das für die Ehesache zuständig ist 
oder im ersten Rechtszug zuständig war, 
gem. § 152 Abs. 1 FamFG auch für alle 
Kindschaftssachen zuständig, die gemein-
same Kinder der Ehegatten betreffen. IdR 
ist dies das Gericht, in dessen Bezirk einer 
der Ehegatten mit den gemeinschaftlichen 
Kindern zum Zeitpunkt des Eingangs des 
Scheidungsantrags seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte (vgl § 122 Nr. 1 FamFG). 
Dieses Gericht bleibt auch zuständig, 
wenn sich die Umstände inzwischen geän-
dert haben, der Elternteil oder die Kinder 
also bspw umgezogen sind (§ 2 Abs. 2 
FamFG). Wird ein Scheidungsverfahren 
erst nach Anhängigkeit einer Kindschafts-
sache eingeleitet, ist die Kindschaftssache 
von Amts wegen an das für die Ehesache 
zuständige Gericht abzugeben (§ 153 
FamFG).

Die Zuständigkeit nach § 152 Abs. 1 
FamFG endet erst, wenn über die Ehesa-
che rechtskräftig entschieden, der Antrag 
zurückgenommen wurde oder anderweitig 
Erledigung eingetreten ist. 

Ist keine Ehesache anhängig, ist das 
Gericht örtlich zuständig, in dessen Bezirk 
das betroffene Kind seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat (§ 152 Abs. 2 FamFG). Auf 
den Wohnsitz, also die Meldeadresse, 
kommt es – anders als nach altem Recht 
– nicht mehr an. Ein Kind hat seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt dort, wo es seinen 
Daseinsmittelpunkt hat. IdR ist dies dort, 
wo der Schwerpunkt seiner persönlichen 
Beziehungen liegt, wo also die wichtigsten 
Bezugspersonen leben, das Kind zur 

Örtliche Zuständigkeit des Familienge-
richts bei Verfahren in Kindschaftssachen
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Schule oder in den Kindergarten geht. Der 
gewöhnliche Aufenthalt des Kindes ist 
unabhängig von dem seiner/seines Sorge-
berechtigten zu bestimmen. Häufig wird 
der gewöhnliche Aufenthalt des Kindes 
jedoch mit dem seiner Hauptbetreuungs-
person zusammenfallen. 

Die örtliche Zuständigkeit kann bei Ver-
fahren, die Geschwisterkinder betreffen, 
die ihren gewöhnlichen Aufenthalt an 
verschiedenen Orten haben, auseinander-
fallen. Der Gesetzgeber hat bewusst von 
einer einheitlichen Zuständigkeitsregelung 
für Geschwisterkinder abgesehen. Eine 
Zusammenführung der Verfahren für Ge-
schwisterkinder kommt gem. § 4 FamFG 
nur dann in Betracht, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt und sich eines der Gerichte 
zur Übernahme auch des anderen Verfah-
rens bereit erklärt. 

Ist keine Ehesache anhängig und hat 
das Kind keinen gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland, ist gem. § 152 Abs. 3 FamFG 
das Gericht örtlich zuständig, in dessen 
Bezirk das Bedürfnis der Fürsorge bekannt 
wird. Das kann bspw eintreten, wenn sich 
Minderjährige unbegleitet im Inland auf-
halten und hier (noch) keinen gewöhnli-
chen Aufenthalt begründet haben. Das 
Fürsorgebedürfnis kann sowohl bezüglich 
der Person als auch bezüglich des Vermö-
gens Minderjähriger bestehen. Auch er-
fasst von der Regelung des § 152 Abs. 3 
FamFG ist ein Verfahren zur Bestellung 
einer Pflegerin bzw. eines Vormunds für 
ein noch ungeborenes Kind. 

Sind die Eltern verhindert, die elterliche 
Sorge für ihr Kind auszuüben, und wird 
deshalb eine gerichtliche Maßnahme nach 
§ 1693 BGB erforderlich oder müssen vor 
Bestellung oder bei Verhinderung des Vor-
munds oder der Ergänzungspflegerin 
einstweilige gerichtliche Maßnahmen nach 
§ 1846 BGB, Art. 24 Abs. 3 EGBGB getrof-
fen werden, begründet § 152 Abs. 4 
FamFG hierfür eine subsidiäre Notzustän-

digkeit des Gerichts, in dessen Bezirk das 
Bedürfnis der Fürsorge bekannt wird. An-
ders als die Regelung des § 152 Abs. 3 
FamFG, die nur dann zur Anwendung 
kommt, wenn keine Ehesache anhängig 
ist und das Kind keinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, greift die Notzuständigkeit 
nach § 152 Abs. 4 FamFG auch dann ein, 
wenn eigentlich die Zuständigkeit eines 
anderen Gerichts begründet ist, eine Ab-
gabe der Sache an dieses wegen der 
Dringlichkeit einer Anordnung jedoch 
nicht abgewartet werden kann.

Hat ein Elternteil den Aufenthalt des 
Kindes unter Missachtung der gemeinsa-
men elterlichen Sorge, d.h. ohne vorherige 
Zustimmung des anderen Elternteils geän-
dert, hat das aufgrund des Wechsels des 
gewöhnlichen Aufenthalts des Kindes 
nunmehr nach § 152 Abs. 2 FamFG zu-
ständige Familiengericht die Möglichkeit, 
das Verfahren an das Gericht des früheren 
gewöhnlichen Aufenthaltsorts des Kindes 
zu verweisen (§ 154 S. 1 FamFG). Eine 
solche Verweisung ist allerdings dann aus-
geschlossen, wenn die Änderung des ge-
wöhnlichen Aufenthalts durch ein Schutz-
bedürfnis des Kindes oder des betreuenden 
Elternteils entsprechend der Kriterien des 
rechtfertigenden Notstands nach § 34 
StGB gerechtfertigt war.

Literatur zum Vertiefen

Meysen, in:  
ders., Das Familienverfahrensrecht – 
FamFG, 2009, § 152 bis § 154.
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Kosten(risiken) im familiengerichtlichen Verfahren

Wer trägt die Kosten des familienge-
richtlichen Verfahrens, wenn Kindschafts-
sachen verhandelt wurden? Diese Frage 
stellt sich nicht nur den betroffenen Famili-
enmitgliedern, sondern auch den professi-
onellen Akteuren, denn prinzipiell erlaubt 
das FamFG eine Verteilung der Kosten 
auch auf ihre Schultern (§ 81 Abs. 1 
FamFG).

Kostenrisiken für professionelle 
Akteure im familiengerichtlichen 
Verfahren?

Das Gesetz macht einen Unterschied 
zwischen den am Verfahren formell Betei-
ligten und Dritten: Diejenigen Akteure, die 
am Verfahren als Dritte mitwirken, jedoch 
keine formelle Beteiligtenstellung inneha-
ben, müssen eine Auferlegung der Kosten 
nur in dem Fall befürchten, dass sie einer-
seits das Tätigwerden des Gerichts veran-
lasst haben und sie andererseits ein grobes 
Verschulden trifft (§ 81 Abs. 4 FamFG). 
Das kommt vor allem dann in Betracht, 
wenn ein Dritter im eigenen Interesse das 
Gericht zu unberechtigten Maßnahmen 
veranlasst oder zu veranlassen versucht. 

Den Beteiligten hingegen kann das 
Gericht die Kosten nach billigem Ermessen 
zur Gänze oder in Teilen auferlegen (§ 81 
Abs. 1 FamFG). Unter den professionellen 
Akteuren kommt hier allerdings nur das 
Jugendamt infrage, wenn es die Beteilig-
tenstellung auf Antrag erlangt hat (§ 162 
Abs. 2 FamFG;  Formelle Beteiligtenstel-
lung des ASD – Vor- und Nachteile). Denn 
der Verfahrensbeistand, der als einziger 
unter den professionellen Akteuren kraft 
Gesetzes am Verfahren beteiligt ist (§ 158 
Abs. 3 FamFG), ist explizit und generell 

von einer Kostentragung ausgenommen 
(§ 158 Abs. 8 FamFG). 

Wonach richtet sich die gericht-
liche Entscheidung über die  
Aufteilung der Kosten unter den 
Beteiligten?

Die Grundsätze der Kostenentscheidun-
gen sind im ersten Buch des FamFG in 
§§ 80 ff geregelt. Danach hat das Gericht 
in Familiensachen stets über die Auferle-
gung der Kosten des Verfahrens zu ent-
scheiden (§ 81 Abs. 1 S. 3 FamFG). Die 
Entscheidung, welche Beteiligten welchen 
Anteil der Kosten des Verfahrens zu tragen 
haben, erfolgt nach billigem Ermessen des 
Gerichts. 

Im Rahmen der Generalklausel des § 81 
Abs. 1 S. 1 FamFG sind die gesamten Um-
stände des jeweiligen Einzelfalls für und 
gegeneinander abzuwägen. Das Gericht 
kann allerdings auch anordnen, dass da-
von abzusehen ist, Kosten zu erheben 
(§ 81 Abs. 1 S. 2 FamFG), wenn es nach 
dem Verlauf oder dem Ausgang des Ver-
fahrens unbillig erscheint, dass die Betei-
ligten die Kosten zu tragen hätten.

Als Kriterien für die richterliche Auftei-
lung der Kosten unter den Beteiligten wer-
den in der Kommentarliteratur u. a. ge-
nannt: der Ausgang des Verfahrens, das 
Verhalten während des Verfahrens und die 
wirtschaftliche Lage der Betroffenen. An-
ders als in der Zivilprozessordnung (vgl 
§ 91 ZPO) genießt der Ausgang des Ver-
fahrens im Rahmen des familiengerichtli-
chen Verfahrens dabei keinen prinzipiellen 
Vorrang im Rahmen der Billigkeitserwä-
gung. Das entspricht auch der Philosophie 
des Gesetzes, das von einer Interpretation 

Kosten(risiken) im familiengerichtlichen 
Verfahren
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der gerichtlichen Entscheidung als „Sieg“ 
oder „Niederlage“ gerade Abstand nimmt 
(  Einführung). Das Gericht sollte daher 
bspw dem Jugendamt, das ein Verfahren 
nach § 1666 BGB angeregt hat und an 
diesem als Beteiligter teilnimmt, die Kos-
ten nicht schon allein deshalb auferlegen, 
weil es eine Kindeswohlgefährdung nicht 
für gegeben hält. Jedoch kann das Gericht 
durchaus auch den Ausgang des Verfah-
rens bei der Verteilung der gerichtlichen 
Kosten berücksichtigen. 

In der Praxis wird sowohl in Trennungs- 
und Scheidungsverfahren als auch in Ver-

fahren nach § 1666 BGB häufig so ent-
schieden, dass die außergerichtlichen 
Kosten (für Rechtsanwälte, Reisekosten 
etc.) von den beteiligten Elternteilen je-
weils selbst getragen werden müssen, 
während die Gerichtskosten einschließlich 
der Gutachtenkosten entweder unter den 
Eltern aufgeteilt oder keinem Beteiligten 
auferlegt werden. Eine Kostenbeteiligung 
des minderjährigen Kindes kommt nach 
§ 81 Abs. 3 FamFG in Kindschaftssachen 
nicht in Betracht. 

§ 81 Abs. 2 FamFG nennt für die Aufer-
legung von Kosten verschiedene Kriterien. 
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Kosten(risiken) im familiengerichtlichen Verfahren

Danach soll das Gericht die Kosten des 
Verfahrens Beteiligten u. a. dann ganz 
oder teilweise auferlegen, wenn
–  Beteiligte durch grobes Verschulden An-

lass für das Verfahren gegeben haben,
–  der Antrag eines Beteiligten von vornhe-

rein keine Aussicht auf Erfolg hatte und 
er dies erkennen musste,

–  Beteiligte zu einer wesentlichen Tatsache 
schuldhaft unwahre Angaben gemacht 
haben,

–  Beteiligte durch schuldhaftes Verletzen 
ihrer Mitwirkungspflichten das Verfahren 
erheblich verzögert haben oder

–  Beteiligte einer richterlichen Anordnung 
zur Teilnahme an einer Beratung nach 
§ 156 Abs. 1 S. 4 FamFG nicht nachge-
kommen sind, sofern dies nicht genü-
gend entschuldigt wurde.
Es handelt sich hier also um kosten-

rechtliche Sanktionsvorschriften. Die Rege-
lung orientiert sich am Verfahrensverhal-
ten der Beteiligten und nicht etwa am 
Obsiegen oder Unterliegen. 

Dem Jugendamt können Kosten aus 
einer formellen Beteiligung am Verfahren 
nach § 81 Abs. 2 FamFG daher (nur) dann 
auferlegt werden, wenn eine Fachkraft 
ihre Pflichten in einem der oben genann-
ten Sinne schuldhaft verletzt, denn deren 
schuldhaftes, pflichtwidriges Verhalten ist 
dem Jugendamt zuzurechnen. Die Zuord-
nung von Kosten an das Jugendamt nach 
§ 81 Abs. 1 FamFG ist hingegen prinzipiell 
möglich, entspricht jedoch nicht gängiger 
Praxis.

Wie hoch sind die Kosten des  
familiengerichtlichen Verfahrens in 
Kindschaftssachen?

Die Kosten des Verfahrens richten sich 
hinsichtlich der Gerichtsgebühren nach 
dem Gesetz über Gerichtskosten in Famili-
ensachen (FamGKG). Danach beträgt der 
Verfahrenswert einer Kindschaftssache, die 

–  die Übertragung oder Entziehung der 
elterlichen Sorge oder eines Teils der 
elterlichen Sorge, 

–  das Umgangsrecht einschließlich der 
Umgangspflegschaft oder 

–  die Kindesherausgabe 
betrifft, 3.000 EUR, unabhängig davon, 

wie viele Kinder betroffen sind (§ 45 
FamGKG). Die Gerichtsgebühren bei ei-
nem Verfahrenswert von 3.000 EUR betra-
gen 89 EUR (§ 28 FamGKG), bei Kind-
schaftssachen 0,5 des Satzes (Anlage 1, 
Nr. 1310 FamGKG), also 44,50 EUR.

Bei einstweiligen Anordnungen ermä-
ßigt sich zum einen der Verfahrenswert 
auf die Hälfte (§ 41 FamGKG), zum ande-
ren werden nur 0,3 hiervon angesetzt (KV 
Nr. 1410). Die Gerichtsgebühren belaufen 
sich daher nur auf 19,50 EUR.

Entscheidender als dieser eher geringe 
Betrag dürften jedoch die ggf. anfallenden 
Sachverständigenkosten sein. Die Kosten 
von Sachverständigen richten sich nach 
dem Justizvergütungs- und Entschädi-
gungsgesetz (JVEG). Für psychologische 
Gutachten wird idR die höchste Vergü-
tungsgruppe mit 85 EUR/Stunde gewährt 
(§ 9 Abs. 1 JVEG), wobei die gesamte er-
forderliche Zeit inklusive Fahrtzeiten vergü-
tet wird (§ 8 Abs. 2 JVEG). Dazu kommen 
die Mehrwertsteuer, Fahrtkostenersatz, 
Entschädigung für Aufwand sowie Ersatz 
für sonstige und für besondere Aufwen-
dungen. Im Ergebnis erreichen die Kosten 
eines Gutachtens regelmäßig die Höhe 
von einigen Tausend Euro.

Ggf. anfallende Rechtsanwaltsgebüh-
ren richten sich nach der Gebührentabelle 
für die Rechtsanwaltschaft, die wiederum 
aus § 13 des Gesetzes über die Vergütung 
der Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
(RVG) abgeleitet ist. Die Tabelle gibt bei 
einem Verfahrenswert von 3.000 EUR an, 
dass die einfache RA-Gebühr 189 EUR 
zuzüglich Post- und Kommunikationspau-
schale sowie Mehrwertsteuer beträgt. Je 
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nach Tätigkeitsumfang des Rechtsanwalts 
kann der mehrfache Satz dieser Gebühr 
fällig werden.

Kosten im Beschwerdeverfahren

Die Kostentragung im Beschwerdever-
fahren ist davon abhängig, ob das Rechts-
mittel Erfolg hatte oder nicht. Ist das 
Rechtsmittel erfolglos, so soll das Be-
schwerdegericht die Kosten demjenigen 
Beteiligten auferlegen, der das Rechtsmit-
tel eingelegt hat (§ 84 FamFG). Bei Erfolg 
des Rechtsmittels gilt die Regelung des 
§ 81 FamFG, wie oben beschrieben, auch 
für die Kosten der zweiten Instanz.

Kann die Kostenentscheidung des 
Gerichts angefochten werden?

Wenn die Entscheidung des Familienge-
richts in der Hauptsache angegriffen wird, 
ist die Sache einfach, denn in diesem Fall 
hat das Beschwerdegericht auch die Kos-
tenentscheidung von Amts wegen zu 
prüfen. 

Kann die Kostenentscheidung des Ge-
richts aber auch isoliert angefochten 
werden?

Nach den früher geltenden bzw. hier 
einschlägigen Regelungen in § 20a FGG, 
§ 99 ZPO war das nicht zulässig. Hiervon 
ist die Reform des FamFG jedoch bewusst 
abgewichen. Die in erster Instanz gem. 
§ 81 FamFG getroffene Kostenentschei-
dung kann daher mit der Beschwerde 
nach § 58 FamFG auch dann angegriffen 
werden, wenn gegen die Entscheidung in 
der Hauptsache keine Beschwerde einge-
legt wird. Das Rechtsmittel ist binnen eines 
Monats (§ 63 Abs. 1 FamFG) beim erstins-
tanzlichen Gericht (§ 64 Abs. 1 FamFG) 
einzulegen, das sie sodann an das Be-
schwerdegericht weitergibt (  Rechtsmittel).

Allerdings ist zu beachten, dass nach 
überwiegender Auffassung die Beschwerde 

gem. § 61 Abs. 1 FamFG auch in Kind-
schaftssachen nur zulässig ist, wenn der 
Wert des Beschwerdegegenstands 600 
EUR übersteigt oder das Erstgericht die 
Beschwerde aus den Gründen des § 61 
Abs. 3 Nr. 1 FamFG zulässt. 

Folglich ist regelmäßig der maßge-
bende Wert des Beschwerdegegenstands 
nach den Kosten zu ermitteln, die der Be-
schwerdeführer nach der angegriffenen 
Entscheidung zu tragen hat. Treffen einen 
Verfahrensbeteiligten danach mehr als   
600 EUR an Gerichtsgebühren und Ausla-
gen, insbesondere durch die Kosten eines 
Gutachtens, ist der Beschwerdewert er-
reicht (in manchen Fällen könnten hierzu 
auch die Kosten für einen Anwalt bei-
tragen).

Literatur zum Vertiefen

Feskorn, in:  
Prütting/Helms, FamFG, 2009,  
§§ 81 ff.

Keske, in:  
Schulte-Bunert, FamFG, 2009,  
§§ 81 ff.

Wittenstein, in:  
Bahrenfuß, FamFG, 2009, §§ 80 ff.
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Rechtsmittel

Mit Inkrafttreten des FamFG wurde die 
Beschwerde als einheitliches Rechtsmittel 
für alle Verfahren in Familiensachen einge-
führt. Beschwerde kann damit gegen alle 
erstinstanzlichen Endentscheidungen der 
Familiengerichte eingelegt werden (§ 58 
Abs. 1 FamFG). Endentscheidungen sind 
Beschlüsse, mit denen in der Sache ent-
schieden und eine Instanz abgeschlossen 
wird. Dies kann bspw ein Beschluss zur 
Regelung des Umgangs oder zur Entzie-
hung des Sorgerechts sein. Zwischenent-
scheidungen, wie z. B. die Ablehnung 
eines Beweisantrags oder die Bestellung 
eines Verfahrensbeistands, ihre Aufhebung 
oder Ablehnung können dagegen nicht 
selbstständig, sondern nur zusammen mit 
der Endentscheidung angefochten wer-
den. Hierdurch soll einer Verzögerung des 
Verfahrens entgegengewirkt werden, die 
entstehen würde, wenn stets abgewartet 
werden müsste, bis das Gericht entschie-
den hat, ob die Zwischenentscheidung zu 
Recht angegriffen wurde. 

Die Beschwerde soll begründet werden 
(§ 65 Abs. 1 FamFG) und ist innerhalb 
eines Monats bei dem Gericht einzulegen, 
dessen Beschluss angefochten wird 
(§§ 63, 64 FamFG). Sie kann also nicht 

mehr – wie bisher – direkt bei dem Be-
schwerdegericht eingelegt werden. Auch 
dies soll zu einer Beschleunigung des 
Rechtsmittelverfahrens beitragen, da da-
von ausgegangen wird, dass das Gericht, 
dessen Entscheidung angefochten wird, 
die Beschwerde samt den Akten der ersten 
Instanz unmittelbar an das Beschwerdege-
richt weiterleitet, sodass dieses die Akten 
nicht erst anfordern muss. Beschwerdege-
richt für Entscheidungen des Familienge-
richts ist stets das Oberlandesgericht 
(OLG). Wird die Beschwerde erst nach 
Ablauf der Monatsfrist eingelegt, ist sie 
unzulässig und wird verworfen. 

Entscheidungen in Verfahren der einst-
weiligen Anordnung in Familiensachen 
(z. B. eine vorläufige Umgangsregelung) 
sind grundsätzlich nicht anfechtbar (§ 57 
S. 1 FamFG). Anderes gilt nach § 57 S. 2 
FamFG allerdings dann, wenn das Famili-
engericht aufgrund mündlicher Verhand-
lung per einstweiliger Anordnung
–  über die elterliche Sorge für ein Kind, 
–  über die Herausgabe des Kindes an den 

anderen Elternteil, 
–  über einen Antrag auf Verbleiben eines 

Kindes bei einer Pflege- oder 
Bezugsperson, 

Rechtsmittel
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–  über einen Antrag nach dem Gewalt-
schutzgesetz oder 

–  über einen Antrag auf Zuweisung einer 
Wohnung

entschieden hat. 
In diesen Fällen, in denen der Gesetzge-

ber von einem besonderen Bedürfnis nach 
Anfechtbarkeit auch einer vorläufigen 
Entscheidung ausgeht, kann innerhalb 
einer Frist von zwei Wochen Beschwerde 
eingelegt werden (§ 63 Abs. 2 Nr. 1 
FamFG). In anderen Fällen kann ein Antrag 
auf Einleitung des Hauptsacheverfahrens 
gestellt werden (§ 52 Abs. 1 S. 1, § 54 
Abs. 2 FamFG;  Einstweilige 
Anordnung).

Beschwerdeberechtigt ist grundsätzlich 
jede Person, die durch den Beschluss in 
ihren Rechten beeinträchtigt ist (§ 59 
Abs. 1 FamFG). Dies gilt unabhängig da-
von, ob sie in erster Instanz an dem Ver-
fahren formell beteiligt war. 

Es gibt jedoch auch einige 
Besonderheiten:
–  Kann ein Beschluss nur auf Antrag erlas-

sen werden, wie z. B. ein Beschluss über 
die Übertragung von sorgerechtlichen 
Befugnissen auf die Pflegepersonen 
(§ 1630 Abs. 3 S. 1 BGB) und wird der 
Antrag zurückgewiesen, steht die Be-
schwerde nur dem Antragsteller zu (§ 59 
Abs. 2 FamFG). 

–  Das Jugendamt ist in Kindschafts-, Ab-
stammungs-, Adoptions- und Woh-
nungszuweisungssachen stets und unab-
hängig von einer formellen 
Beteiligtenstellung beschwerdeberech-
tigt, auch wenn es durch die Entschei-
dung des Gerichts nicht in eigenen 
Rechten beeinträchtigt ist (§ 59 Abs. 3 
iVm § 162 Abs. 3 FamFG). 

–  Minderjährigen, die beschränkt ge-
schäftsfähig sind und das 14. Lebensjahr 
bereits vollendet haben, steht in Angele-
genheiten, die ihre Person betreffen, ein 
eigenes Beschwerderecht zu, das sie 

selbst und ohne Mitwirkung ihrer ge-
setzlichen Vertretung ausüben können 
(§ 60 FamFG). Der Verfahrensbeistand 
kann ebenfalls und vor allem für jüngere 
Kinder Beschwerde einlegen (§ 158 
Abs. 4 S. 5 FamFG).
Gegen die Beschwerdeentscheidung 

des OLG kann Rechtsbeschwerde einge-
legt werden, wenn sie das OLG in seinem 
Beschluss zugelassen hat. Das gilt aller-
dings nicht für Entscheidungen im Verfah-
ren der einstweiligen Anordnung, da für 
diese die Rechtsbeschwerde von vornher-
ein ausgeschlossen ist. Die Rechtsbe-
schwerde entspricht der Revision nach den 
Vorschriften der ZPO. Rechtsbeschwerde-
gericht in Familiensachen ist immer der 
Bundesgerichtshof (BGH). Die Rechtsbe-
schwerde ist innerhalb einer Frist von ei-
nem Monat bei diesem einzureichen. Sie 
kann nur darauf gestützt werden, dass das 
Gericht, dessen Entscheidung angefochten 
wird, eine Rechtsvorschrift nicht richtig 
angewandt hat. 

Der BGH führt dagegen keine neue 
Beweiserhebung durch und vernimmt 
demnach bspw keine Zeugen. 

Bei der Einlegung einer Beschwerde ist 
stets zu bedenken, dass im Fall der Erfolg-
losigkeit der Beschwerde idR derjenige die 
Kosten zu tragen hat, der die Beschwerde 
einlegt (§ 84 FamFG).

Literatur zum Vertiefen

Maurer, Die Rechtsmittel in Familien-
sachen nach dem FamFG,  
FamRZ 2009, 465.

Vorwerk, Einstweilige Anordnung, 
Beschluss, Rechtsmittel und Rechts-
mittelbelehrung nach dem FamFG-RG, 
FPR 2009, 8.
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Kooperation und ihre Schnittstellen

Das FamFG verpflichtet die professio-
nellen Akteure im familiengerichtlichen 
Verfahren zur konstruktiven Zusammenar-
beit, deren Richtschnur das Wohl des be-
troffenen Kindes bzw. Jugendlichen sein 
soll. Der Entwicklung des FamFG gingen 
Entwicklungen der Praxis voraus, wie das 
sehr bekannt gewordene „Cochemer Mo-
dell“ oder die „Hannoversche Familienpra-
xis“ (  Die Zusammenarbeit der am Pro-
zess beteiligten Professionen am Beispiel 
der Hannoverschen Familienpraxis). Diese 
haben bereits gute Erfahrungen mit einer 
veränderten „Verfahrenskultur“ gemacht, 
brauchten dafür aber auch Mut zu Neuem 
und Zähigkeit bei der Überwindung von 
eingefahrenen Vorstellungen.

Die vom FamFG eingeforderte gemein-
same Verantwortung der Professionellen 
lässt auch deren Rollen näher aneinander 
rücken. Das Familiengericht ist nicht mehr 
nur unabhängige Entscheidungsinstanz, es 
soll die Eltern auch dabei unterstützen, zu 
eigenständigen Regelungen zu finden, 
und sich damit im Kern einer genuin sozi-
alpädagogisch-psychologischen Aufgabe 
stellen. Sachverständige sind nicht mehr 
nur einer möglichst differenzierten Diag-
nostik verpflichtet, sondern bekommen 
auch die Möglichkeit, mit den Eltern-
(teilen) und den Kindern bzw. Jugendli-
chen „lösungsorientiert“ zu arbeiten und 
rücken so an die klassische Aufgabenstel-
lung der Beratungsstelle heran. Verfah-
rensbeistände sind nicht allein dem Willen 
des Kindes, sondern dessen Interessen 
verpflichtet und sollen auch eigene fachli-
che Gesichtspunkte in das Verfahren ein-
bringen – ein Auftrag, den auch das Ju-
gendamt wahrnimmt. Zu der Rollennähe 
tritt zudem die enge, aufeinander bezo-
gene und voneinander abhängige Ver-
schränkung im Verfahren, wenn etwa das 

Familiengericht die Eltern zwar verpflich-
ten kann, Leistungen in Anspruch zu neh-
men und daran mitzuwirken, die fachliche 
Entscheidung über Angemessenheit und 
Gewährung der Leistungen aber in den 
Händen der Jugendhilfe liegt.

So positiv die Idee der gemeinsamen 
Verantwortung für das Kindeswohl ist, 
Rollenüberschneidung und gegenseitige 
Angewiesenheit aufeinander sind für die 
beteiligten Akteure nicht immer leicht zu 
bewältigen. Die eigene Rolle und Aufga-
ben erscheinen zunächst vielleicht unklarer 
und etwas verschwommener als vorher. 
Zumindest gefühlte Konkurrenzen, etwa 
zwischen Gericht und Jugendamt oder 
Jugendamt und Verfahrensbeistand, 
Rechtsanwältin und Mediator, können 
aufkommen. Die konstruktive Zusammen-
arbeit stellt sich nicht von selbst ein, son-
dern muss erarbeitet werden, ein Prozess, 
der manchmal beflügelnd wirken, manch-
mal auch mühsam sein kann.

Für ein Gelingen erscheinen vor allem 
folgende Aspekte wichtig:
–  Die jeweiligen Aufgaben und die eigene 

Rolle im Verfahren müssen neu erarbei-
tet und geklärt werden. Kooperation 
kann nur gelingen, wenn alle Akteure 
ihre funktionsbestimmten Möglichkeiten 
wie auch Grenzen kennen und reflektie-
ren. Erste Hinweise dazu finden sich im 
ersten Teil dieser Broschüre im Kapitel 
„Die professionellen Akteure im famili-
engerichtlichen Verfahren“. Eine vertie-
fende Auseinandersetzung mit der sich 
verändernden Rolle der Beratungsstelle 
im familiengerichtlichen Verfahren findet 
sich im Abschnitt „Beratung im Kontext 
des familiengerichtlichen Verfahrens“.

–  Die Möglichkeiten und Grenzen der Zu-
sammenarbeit und des Informationsaus-
tauschs zwischen den professionellen 

Kooperation und ihre Schnittstellen
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Akteuren im Verfahren müssen bedacht 
und klar abgesteckt werden, insbeson-
dere im Hinblick auf die jeweiligen – 
auch die außergerichtlichen – Aufträge 
und Rollen der Einzelnen. Mit dem Infor-
mationsaustausch und seinen Grenzen 
befasst sich der folgende Abschnitt  
„Informationsaustausch und Datenschutz 
im familiengerichtlichen Verfahren“.

–  Schließlich muss die Zusammenarbeit 
praktisch entwickelt und erprobt wer-
den. Ein Beispiel dafür liefert die Darstel-
lung zur Entwicklung der Hannoverschen 
Familienpraxis im Abschnitt  „Die Zu-
sammenarbeit der am Prozess beteiligten 
Professionen am Beispiel der Hannover-
schen Familienpraxis“.
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Das FamFG hat zum Ziel, das Zusam-
menwirken der verschiedenen Akteure im 
familiengerichtlichen Verfahren im Sinne 
einer Verantwortungsgemeinschaft zu 
befördern. Ein abgestimmtes und aufein-
ander bezogenes Vorgehen erfordert häu-
fig das Weiterreichen von Informationen 
und Rückmeldungen zwischen den Akteu-
ren. Umgekehrt haben jedoch die Familien 
ein berechtigtes Interesse daran, dass mit 
ihren, nicht selten sehr persönlichen, inti-
men Daten so vertraulich wie möglich 
umgegangen wird. 

Die für Informationsweitergaben daten-
schutzrechtlich zu beachtenden Rechts-
grundlagen werden daher im Folgenden 
– sortiert nach den jeweiligen Akteuren 
– kurz dargestellt.

„Ein Teilnehmer empfiehlt, die Mit-
teilung dem Anwalt zuzusenden und 
nicht dem Gericht. Der Anwalt kann 
dann Einfluss auf den Mandanten neh-
men und schnell reagieren. Herr M. 
von der Psychologischen Beratungs-
stelle stellte dieses Vorgehen aufgrund 
der Schweigepflicht infrage. Dies 
wurde von den Beteiligten des Arbeits-
kreises nicht als problematisch angese-
hen, da in der Mitteilung keine inhalt-
lichen Themen der Beratung mitgeteilt 
werden.“ (aus dem Protokoll eines 
Arbeitskreises zum familiengerichtli-
chen Verfahren)

Familiengericht

Einschlägige Vorschriften für die not-
wendigen Datenübermittlungen seitens 
des Familiengerichts an die anderen Ak-
teure finden sich im FamFG nur sehr 
wenige. 

Für die am Verfahren formell Beteiligten 
– d.h. den Verfahrensbeistand, die Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte sowie das 
Jugendamt im Fall eines entsprechenden 
Antrags auf formelle Beteiligung (§ 162 
Abs. 2 FamFG;  Formelle Beteiligtenstel-
lung des ASD – Vor- und Nachteile) – leitet 
sich aus dem Rechtsstaatsprinzip und dem 
daraus folgenden Grundsatz der Gewähr-
leistung eines fairen Verfahrens ab, dass 
sie alle für das Verfahren notwendigen 
Informationen erhalten. Dies spiegelt sich 
z. B. in einem grundsätzlichen Aktenein-
sichtsrecht (§ 13 Abs. 1 FamFG), das nur 
eingeschränkt oder ausgeschlossen wer-
den kann, wenn schwerwiegende Interessen 
Beteiligter oder Dritter entgegenstehen 
(z. B. zur Geheimhaltung des aktuellen 
Aufenthaltsorts in Fällen häuslicher Ge-
walt). Auch wenn die Akteneinsicht auf-
grund vorrangiger Drittinteressen einge-
schränkt oder verweigert wird, besteht ein 
Anspruch auf Bekanntgabe des wesentli-
chen Inhalts in sonstiger geeigneter Form, 
soweit dies mit dem Zweck der Versagung 
vereinbar ist (z. B. durch Auszüge, schriftli-
che oder mündliche Zusammenfassung). 
Ebenso hat das Gericht im Rahmen seiner 
Verfahrensleitung seine Vermerke über die 
wesentlichen Vorgänge eines Termins und 
den Inhalt persönlicher Anhörungen (§ 28 
Abs. 4 FamFG) den Beteiligten zur Kennt-
nisnahme zuzuleiten.

Die Weitergabe von Informationen an 
Akteure, die nicht iSd § 7 FamFG formell 
am Verfahren beteiligt sind (d.h. Sachver-
ständige, das Jugendamt ohne formelle 
Beteiligtenstellung und die Beratungsstel-
len), unterliegt hingegen dem pflichtge-
mäßen Ermessen des Gerichts. So kann es 
diesen Akteneinsicht gewähren, soweit ein 

Informationsaustausch und Datenschutz 
im familiengerichtlichen Verfahren
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berechtigtes Interesse daran besteht und 
schutzwürdige Interessen Beteiligter oder 
Dritter nicht entgegenstehen (§ 13 Abs. 2 
FamFG). Sachverständige werden ihre 
Gutach tenaufträge grundsätzlich nur dann 
zielführend erfüllen können, wenn das 
Gericht die Akteneinsicht gewährt bzw. die 
Weitergabe der dafür wichtigen Informati-
onen veranlasst. Das gilt – unabhängig 
von der Beteiligtenstellung – auch für das 
Jugendamt, das seiner Mitwirkungsauf-
gabe nach § 50 SGB VIII für das Verfahren 
nur gewinnbringend nachkommen kann, 
wenn es über die Informationen verfügt 
(Sachverständigengutachten etc.), die zur 
Erfüllung dieser Aufgabe erforderlich sind. 
Entsprechende Informationsweitergaben 
dienen damit sowohl der Aufgabe des 
Familiengerichts, sich den entsprechenden 
Sachverstand von Jugendamt und Sachver-
ständigen nutzbar zu machen, als auch 
der Aufgabenerfüllung der Sachverständi-
gen bzw. der Mitwirkung des Jugendamts.

Sachverständige

Sachverständige haben grundsätzlich 
nur im Umfang der gerichtlich festgeleg-
ten Fragestellung die Befugnis zur Ermitt-
lung von Informationen. Wichtig ist, dass 
sie im Rahmen ihrer Befragungen – sei es 
gegenüber den Eltern, dem Kind oder 
Jugendlichen oder auch dritten Personen 
– vorab darüber aufklären, dass die Infor-
mationen zum Zweck der Gutachtenerstel-
lung erhoben und in der Folge dem Ge-
richt mitgeteilt werden.

In aller Regel sind Sachverständige An-
gehörige einer besonderen Berufsgruppe 
(d.h. psychotherapeutische Ärztin, Psycho-
login, Familienberater oder Sozialarbeiter/
Sozial pädagoge). Damit unterliegen sie der 
Schweigepflicht nach § 203 Abs. 1 StGB 
und sind grundsätzlich verpflichtet, ermit-
telte Informationen geheim zu halten und 
nicht Dritten unbefugt zu offenbaren. Ist 

die oder der Sachverständige jedoch mit 
der notwendigen Transparenz gegenüber 
den Betroffenen aufgetreten und hat ge-
klärt, dass sie/er die Daten mit dem Ziel 
der Gutachtenerstellung erhebt, erfolgt 
die Datenweitergabe gegenüber dem Fa-
miliengericht nicht unbefugt. Eine direkte 
Weitergabe von Informationen an andere 
professionelle Akteure setzt allerdings das 
Einverständnis des betroffenen Elternteils 
bzw. des Kindes/Jugendlichen voraus. 

Jugendamt

Die datenschutzrechtlichen Grundlagen 
für Informationsweitergaben seitens des 
Jugendamts finden sich in den Regelungen 
der §§ 64, 65 SGB VIII. Danach ist zwi-
schen den sog. „anvertrauten Sozialda-
ten“ (§ 65 SGB VIII) und den sonstigen 
Sozialdaten (§ 64 SGB VIII) zu unter-
scheiden.

Grundsätzlich dürfen alle „64er“ Daten 
weitergegeben werden, wenn dies zur 
Erfüllung der eigenen Aufgaben erforder-
lich ist bzw. die Durchführung des famili-
engerichtlichen Verfahrens mit der Erfül-
lung einer Aufgabe aus dem SGB VIII im 
Zusammenhang steht (§ 64 Abs. 2 
SGB VIII iVm § 69 Abs. 1 Nr. 1 Alt. 2, Nr. 2 
SGB X). Wichtig ist allerdings die zusätzlich 
zu beachtende Voraussetzung, dass durch 
die Informationsweitergabe der Erfolg 
einer zu gewährenden Leistung nicht in-
frage gestellt wird (§ 64 Abs. 2 SGB VIII).

Die Informationen, die Fachkräften des 
Jugendamts zum Zweck persönlicher und 
erzieherischer Hilfen im Sinne eines „Ge-
heimnisses“ anvertraut wurden, dürfen 
hingegen nur unter den engen Vorausset-
zungen des § 65 SGB VIII weitergegeben 
werden, d.h. im vorliegenden Kontext nur 
–  mit Einwilligung desjenigen, der die Da-

ten anvertraut hat (Nr 1),
–  gegenüber dem Familiengericht zur Er-

füllung des Schutzauftrags nach § 8a 
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Abs. 3 SGB VIII, wenn angesichts einer 
Gefährdung des Wohls eines Kindes 
bzw. Jugendlichen ohne diese Mitteilung 
eine für die Gewährung von Leistungen 
notwendige gerichtliche Entscheidung 
nicht ermöglicht werden könnte (Nr 2),

–  wenn die begründete Annahme für eine 
gegenwärtige, nicht anders als durch die 
beabsichtigte Informationsweitergabe ab-
wendbare Gefahr für Leib oder Leben des 
Kindes besteht (Nr 5 iVm §§ 203, 34 StGB).
Im Verhältnis zu den anderen Akteuren 

im familiengerichtlichen Verfahren wirken 
sich diese datenschutzrechtlichen Bestim-
mungen folgendermaßen aus:

Dem Familiengericht kann das Jugend-
amt grundsätzlich alle Informationen wei-
tergeben, die im Zusammenhang mit sei-
ner Mitwirkungsaufgabe nach § 50 
SGB VIII stehen. Da Hilfeprozesse dabei 
jedoch nicht gefährdet werden dürfen, 
wird eine solche Informationsübermittlung 
an das Gericht in aller Regel der Abstim-
mung mit den Eltern bedürfen. Besonders 
anvertraute Daten dürfen – ohne Einwilli-
gung des Betroffenen – nur weitergege-
ben werden, wenn zur Abwendung einer 
Kindeswohlgefährdung eine gerichtliche 
Entscheidung Voraussetzung für die Ge-
währung von Hilfen ist. 

An Sachverständige, die als Helfer des 
Gerichts Informationen im Auftrag des 
Familiengerichts erheben, verarbeiten und 
nutzen, kann eine Informationsweitergabe 
unter denselben Voraussetzungen erfolgen 
wie an das Familiengericht.

Zur Erfüllung einer eigenen Aufgabe 
(z. B. nach §§17, 18 SGB VIII) können In-
formationen auch gegenüber der Bera-
tungsstelle offenbart werden. Auch hier 
gilt selbstverständlich der Vorbehalt, dass 
dabei der Erfolg zu gewährender Leistun-
gen nicht gefährdet wird. Anvertraute 
Daten können an Beratungsstellen hinge-
gen nur mit ausdrücklichem Einverständnis 
weitergegeben werden.

Auch im Hinblick auf Informationswei-
tergaben an Verfahrensbeistände muss 
wiede rum gefragt werden, ob diese der 
Aufgabenerfüllung des Jugendamts die-
nen. Vor dem Hintergrund, dass sich die 
Aufgabenbereiche von Jugendamt und 
Verfahrensbeistand durchaus überschnei-
den können (z. B. Befragungen/Gespräche 
mit dem Kind, vgl § 8 Abs. 1 SGB VIII), 
erscheint es für die Mitwirkungsaufgabe 
des Jugendamts nach § 50 SGB VIII sinn-
voll, sich mit dem Verfahrensbeistand ab-
zustimmen. Auch hier steht die Weiter-
gabe von Informationen zum Zweck der 
Abstimmung unter dem Vorbehalt, dass 
der Erfolg von Hilfen nicht gefährdet wird. 

Beratungsstellen

„Den Klienten muss in der Verhand-
lung die Vorgehensweise der Bera-
tungsstellen transparent gemacht wer-
den. Das Verfahren ist so lange 
laufend, wie die Beratung stattfindet. 
Dadurch ist auch die Kontrolle des Ge-
richts während der Beratungsdauer 
möglich, z. B. in Form einer Sach-
standsmitteilung.“ (aus dem Protokoll 
eines Arbeitskreises zum familienge-
richtlichen Verfahren)

Eine der wesentlichen Arbeitsgrundla-
gen von Beratungsstellen ist das Angebot 
an die Klientinnen und Klienten, dass die 
Inhalte der Beratung grundsätzlich dem 
Vertrauensschutz unterliegen. Entspre-
chend sind die Fachkräfte in den Bera-
tungsstellen gem. § 203 Abs. 1 Nr. 4 StGB 
zur Verschwiegenheit verpflichtet. Inhaltli-
che Beratungsergebnisse, Informationen 
zur Situation des Kindes oder auch die 
Gründe für das Scheitern der Beratung 
dürfen daher grundsätzlich nur mit Einwil-
ligung der beratenen Eltern sowie bei ent-
sprechendem Alter und ausreichender 
Einsichtsfähigkeit des beratenen Kindes 
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bzw. Jugendlichen auch nur mit dessen 
Einwilligung weitergegeben werden.

Andererseits kann eine gerichtlich initi-
ierte bzw. sogar angeordnete Beratung 
den Kontext des familiengerichtlichen Ver-
fahrens nicht ausblenden. Für die Wahr-
nehmung der gerichtlichen Steuerungsver-
antwortung ist es wichtig, dass das 
Familiengericht und ggf. auch das Jugend-
amt zur Wahrnehmung seiner Mitwir-
kungsaufgabe Informationen zumindest 
darüber erhalten, inwiefern die Beratung 
tatsächlich begonnen hat, noch fortdauert 
oder – durch die Beratungsstelle bzw. die 
Eltern oder einen Elternteil – beendet bzw. 
abgebrochen wurde. Daher muss schon 
vor Beginn der Beratung mit den Eltern 
eine Vereinbarung darüber getroffen wer-
den, dass diese Rahmendaten weitergege-
ben werden dürfen. Ebenso erscheinen 
Konzepte überlegenswert, nach denen mit 
den Eltern für den Fall des Scheiterns der 
Beratung vorab vereinbart wird, dass – mit 
entsprechender Transparenz – die Bera-
tungsstelle dem Familiengericht zumindest 
die Informationen übermitteln darf, die 
aus Sicht der Beratungsstelle erforderlich 
sind, um eine Fehlindikation zur Situation 
des Kindes zu vermeiden und dem Gericht 
zu ermöglichen, weitere geeignete Maß-
nahmen zum Wohl des Kindes zu treffen. 

Verfahrensbeistand

Im Hinblick auf die Tätigkeit der Verfah-
rensbeistände finden sich keine eigenen da-
tenschutzrechtlichen Regelungen. Vielmehr 
wird davon ausgegangen, dass diese sowohl 
aufgrund ihrer Funktionsbestimmung als 
Interessenvertreter/in des Kindes als auch ihrer 
allgemeinen Verpflichtung zur gewissenhaf-
ten Amtsführung (§ 1915 iVm § 1789 BGB) 
die Einhaltung des Datenschutzes zu beach-
ten haben. Aufgrund bislang fehlender eige-
ner gesetzlicher Regelungen wird daher ana-
log auf die Vorschrift des § 68 SGB VIII 

zurückgegriffen, die auf die Funktion des 
Beistands, Pflegers bzw. Vormunds abstellt. 
Diese erlaubt die Erhebung und Übermittlung 
von Informationen ausschließlich für die Erfül-
lung eigener Aufgaben.

Eine Befugnis zur Datenübermittlung 
haben Verfahrensbeistände demnach im-
mer dann, wenn die beabsichtigte Infor-
mationsweitergabe zum einen für die 
Wahrnehmung der Interessen des Kindes 
bzw. Jugendlichen erforderlich ist und sie 
zum anderen für die Zwecke des familien-
gerichtlichen Verfahrens erfolgt. Eine 
Übermittlung von Informationen im Inter-
esse eines Kindes oder Jugendlichen wird 
idR dessen Einwilligung voraussetzen. Ist 
bei kleinen Kindern die dafür notwendige 
Einsichtsfähigkeit in die Bedeutung einer 
solchen Einwilligung noch nicht gegeben, 
entscheidet der Verfahrensbeistand in ei-
gener Verantwortung, ob die Weitergabe 
von Daten im Interesse des Kindes gebo-
ten ist. Eine starre Altersgrenze kann dabei 
nicht gezogen werden, sondern es muss je 
nach Information und Reife des Kindes im 
Einzelfall entschieden werden.

Gelegentlich mögen Verfahrensbei-
stände es im Interesse eines Kindes bzw. 
Jugendlichen für notwendig erachten, 
Informationen an das Familiengericht wei-
terzugeben, für deren Übermittlung die 
oder der Minderjährige seine Einwilligung 
nicht zu erteilen bereit ist. Das wird 
 insbesondere der Fall sein, wenn der Ver-
fahrensbeistand von möglichen Gefähr-
dungen, wie etwa massiven Versorgungs-
mängeln, körperlichen bzw. seelischen 
Misshandlungen oder sexuellem Miss-
brauch, erfahren hat, die der junge 
Mensch aus Scham, Angst, Loyalitätskon-
flikten oder anderen Gründen als Geheim-
nis hüten will. Wenn in solchen Fällen für 
den Verfahrensbeistand erkennbar wird, 
dass er sich, wenn er die verweigerte Ein-
willigung zur Informationsweitergabe sei-
tens des Kindes akzeptiert, in erheblichen 
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Widerspruch zur Sicherstellung des Kin-
deswohls setzt, erfordert die Wahrneh-
mung der Interessen des Kindes auch eine 
Datenweitergabe ohne die Einwilligung 
des Kindes. Dennoch in seiner Rolle als 
Interessenvertreter für das Kind erfahrbar 
zu bleiben, ist eine fachlich anspruchsvolle 
Aufgabe. Bei den Überlegungen zum Vor-
gehen sollten daher insbesondere fol-
gende Aspekte wichtig sein:
–  Gibt es eine Möglichkeit, das Kindes-

wohl ohne eine Informationsweitergabe 
an das Familiengericht sicherzustellen, 
z. B. durch eine Datenweitergabe an das 
Jugendamt, für die die Einwilligung des 
Kindes gewonnen werden kann?

–  Ist eine Informationsweitergabe an das 
Familiengericht zur Sicherstellung des 
Wohls des Kindes gegen seinen aus-
drücklichen Willen erforderlich, sollte 
ihm die Notwendigkeit dieses Schrittes 
erklärt und sowohl der Inhalt der Infor-
mationen als auch das weitere Vorgehen 
transparent gemacht werden.

Rechtsanwalt/Rechtsanwältin

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
gehören ausdrücklich zu dem Personen-
kreis, der der strafbewehrten Pflicht zur 
Verschwiegenheit nach § 203 Abs. 1 Nr. 3 
StGB unterliegt. Eine Rechts anwältin oder 
ein Rechtsanwalt hat daher alle ihr oder 
ihm von Mandantinnen und Mandanten 
mitgeteilten Informationen vertraulich zu 
behandeln. Eine Informationsweitergabe 
gegenüber den anderen Akteuren – auch 
im Verhältnis zum Familiengericht – ist 
grundsätzlich nur mit Einwilligung der 
Mandantschaft möglich.

Fazit

Familiengerichtliche Verfahren, die 
Trennung, Scheidung und die Abwendung 
von Kindeswohlgefährdung betreffen, 

erfordern die Weitergabe von und den 
Austausch über Informationen, die der 
Privatsphäre der Familie angehören. Prinzi-
piell müssen dabei die Grundsätze der 
Erforderlichkeit einer Datenweitergabe 
und der Transparenz gegenüber den Be-
troffenen gewahrt werden. Das ergibt sich 
nicht nur aus den Datenschutzbestim- 
mungen. Auch die Orientierung des FamFG 
an Entscheidungen, die dem Wohl des 
Kindes bzw. Jugendlichen dienen und Hil-
fen für seine Familie ermöglichen, erfor-
dert sorgsame Abstimmung mit den Be-
troffenen beim Umgang mit intimen 
Informationen. Zum sensiblen Umgang mit 
Informationen im familiengerichtlichen 
Verfahren gehört aber auch der gegensei-
tige Respekt der professionellen Akteure 
untereinander: Die jeweiligen Professionen 
müssen im Einzelnen unterschiedliche 
Grenzen bei der Informationsweitergabe 
setzen, die ihrer jeweiligen professionellen 
Rolle im Verfahren entsprechen.
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„Also ich habe meine Tochter ge-
fragt, ob sie vielleicht auch mal mit 
jemandem darüber reden will. Aber sie 
sagte: ‚Nein, ich hab da ja meine 
Freunde, mit denen ich rede, und ich 
brauch da nicht mit irgendjemand an-
deres zu reden.’ Ich glaub aber heute, 
dass es in jedem Fall auch gut gewesen 
wäre. Also wenn sie ganz allein noch 
einen Termin mit der Beratungsstelle 
gehabt hätte. Weil ich glaube, dass es 
sinnvoll ist, dass es dann auch eine Per-
son ist, die sowohl den Vater als auch 
die Mutter kennt, mit denen gespro-
chen hat, weil das dann vielleicht alles 
ein bisschen besser einzuordnen ist.“ 
(Elternstimme)

Das Familiengericht soll in Kindschafts-
sachen, die die elterliche Sorge bei Tren-
nung und Scheidung, den Aufenthalt des 
Kindes, das Umgangsrecht oder die Her-
ausgabe des Kindes betreffen, in jeder 
Lage des Verfahrens auf ein Einvernehmen 
der Beteiligten hinwirken, wenn dies dem 
Kindeswohl nicht widerspricht (§ 156 Abs. 
1 FamFG). Dazu weist es auf die Möglich-
keiten der Beratung hin und kann ggf. 
anordnen, dass die Eltern an einer Bera-
tung teilnehmen. 

Eine solche Anordnung verpflichtet nur 
die Eltern, sie gewährt nicht eine Leistung 
der Beratungsstelle. Die fachliche Verant-
wortung des Beratungsdienstes der Kin-
der- und Jugendhilfe wird nicht berührt. 
Gleichwohl sind beratende Jugendämter 
und Beratungsstellen der öffentlichen und 
freien Träger als Akteure im familienge-
richtlichen Verfahren angesprochen und 
aufgefordert, ihre Position und Arbeits-
weise in diesem Kontext zu klären. Dabei 

sind im Zusammenhang von Trennung und 
Scheidung insbesondere die folgenden 
Gesichtspunkte von Bedeutung.

Anordnung der Teilnahme und  
Freiwilligkeit der Inanspruchnahme

Freiwilligkeit der Inanspruchnahme galt 
über lange Zeit als Grundsatz von Erzie-
hungs- und Familienberatung und bleibt 
auch heute eine wünschenswerte Voraus-
setzung für den Beratungsprozess. Den-
noch kann sie nicht verabsolutiert werden. 
Immer schon kommen auch Klientinnen 
und Klienten in die Beratungsstellen, bei 
denen Dritte motivierend im Hintergrund 
stehen: Freunde, die Schule, das Jugend-
amt etc..

Eine „Anordnung von Beratung“ nach 
§ 156 FamFG zielt auf Väter und/oder 
Mütter, die zur Regelung von Konflikten 
im Kontext von Trennung und Scheidung 
eine Entscheidung des Familiengerichts 
beantragt haben. Ihre Bemühungen, selbst 
oder mit Unterstützung durch Beratung 
ein einvernehmliches Konzept zum Um-
gang oder zur elterlichen Sorge zu entwi-
ckeln, haben sie aufgegeben oder hatten 
dies gar nicht erst versucht. Bei ihnen 
überwiegen daher zunächst die gegen 
eine Beratung gerichteten Motive, z. B. 
Misstrauen, Scham- und Schuldgefühle 
oder die Angst, einen unerwünschten Rat 
zu erhalten. Zugleich wünschen Eltern – 
wie verdeckt zunächst auch immer –, dass 
es ihren Kindern gut gehen soll. An diese 
Ambivalenz kann vom Familiengericht 
angeknüpft werden. 

Manche Eltern lassen sich vor Gericht 
doch noch motivieren, eine Beratung frei-
willig in Anspruch zu nehmen. Andere 

Beratung im Kontext des  
familiengerichtlichen Verfahrens
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Väter und Mütter benötigen die klare Fest-
stellung des Gerichts, dass es ihre elterli-
che Pflicht ist, im Interesse ihres Kindes zu 
versuchen, zu einer einvernehmlichen Re-
gelung zu gelangen. Die Anordnung der 
Teilnahme an einer Beratung knüpft dann 
an den zunächst unterlegenen Aspekten 
der elterlichen Ambivalenz an. Durch die 
Anordnung des Familiengerichts wird so 
eine Ambivalenz geklärt, die bei einer frei-
willigen Inanspruchnahme von Beratung 
von den Eltern selbst entschieden wird.

Allerdings schafft ein gerichtlicher Be-
schluss allein bei diesen Vätern und  
Müttern noch nicht die inneren Voraus-
setzungen für eine erfolgreiche Beratung. 
Beratung kann nur wirksam werden, 
wenn das Familiengericht mit der Anord-
nung zugleich die Perspektive vermittelt, 

dass die Beratung eine Chance zur Ver-
besserung der Situation des Kindes und 
auch zur Bearbeitung eigener Probleme 
bietet. 

Fachliche Herausforderungen an 
die Beratung von „geschickten“ 
und hoch konflikthaften Eltern

Die Beratungsfachkraft selbst muss 
dann an den vorhandenen positiven Moti-
vationen der Eltern anknüpfen und darauf 
aufbauend ein Arbeitsbündnis mit ihnen 
entwickeln. Dabei ist es in den meisten 
Fällen eine unumgängliche Voraussetzung 
für einen gelingenden Beratungsprozess, 
dass sie ein gewisses Maß an Empathie 
für die emotionale Verfassung auch von 
hochstrittigen Vätern und Müttern auf-
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bringt. Da rauf aufbauend ist es auch 
hochkonflikthaften Eltern oft möglich zu 
akzeptieren, dass die Beratungsfachkraft 
auch die Perspektiven des anderen Eltern-
teils versteht und vor allem die Interessen 
des  gemeinsamen Kindes artikuliert. Da-
her erscheint – auch nach den jüngsten 
Ergebnissen deutscher Forschung zu 
hochstrittiger Elternschaft –bei Hochkon-
flikthaftigkeit ein Einstieg in die Beratung 
über ein Setting sinnvoll, in dem zunächst 
einzeln mit den Elternteilen gearbeitet 
wird. So können die Voraussetzungen für 
eine solche Vertrauensbasis geschaffen 
werden. 

Im Mittelpunkt der Beratung stehen die 
Verbesserung der Situation des Kindes und 
die Sicherung des Kindeswohls. Dies erfor-
dert im Regelfall, den Umgang des Kindes 
mit beiden Elternteilen zu gewährleisten 
und die destruktiven Konflikte zwischen 
den Eltern, durch die das Kind belastet 
wird, zu verringern. Daraus ergeben sich 
Aufgaben auf der Inhaltsebene (Vereinba-
rungen zum Sorgerecht und über Umgang 
und Umgangsmodalitäten) ebenso wie auf 
der Beziehungsebene (Befriedung der el-
terlichen Konflikte). Dabei kann die Be-
arbeitung der emotional geprägten Eltern-
konflikte eine Voraussetzung für die 
Tragfähigkeit getroffener Vereinbarungen 
sein. Andererseits aber können das Aus-
handeln und das kontrollierte Einhalten 
von Vereinbarungen auch wichtige 
Schritte zu einer neuen Vertrauensbildung 
auf der Elternebene sein.

In diesen Beratungen ist seitens der 
Fachkraft nicht nur Empathie für Väter 
und Mütter notwendig, die um Sorge-, 
Umgangsrecht oder den Aufenthalt des 
Kindes kämpfen, sondern zugleich auch 
eine klare Strukturierung des Beratungs-
prozesses. Dabei sind – gegenüber der 
sonstigen Beratung – direktivere Interven-
tionsformen wie Grenzsetzung und Kont-
rolle unerlässlich.

Keine Zwangsmittel

Durch die Anordnung der Teilnahme an 
einer Beratung der Kinder- und Jugend-
hilfe werden die Eltern zwar verpflichtet, 
eine Beratung in Anspruch zu nehmen, 
doch diese Anordnung des Familienge-
richts kann nicht mit Zwangsmitteln 
durchgesetzt werden. Das Gericht kann 
weder Zwangsgeld noch Zwangshaft 
(§ 35, § 156 Abs. 1 S. 5 FamFG) anord-
nen, wenn Eltern die Beratung nicht auf-
suchen. Doch es kann einem Elternteil, der 
sich weigert, an der ihm gegenüber ange-
ordneten Beratung teilzunehmen oder die 
Durchführung der Beratung durch sein 
Verhalten verzögert, die Kosten des ge-
richtlichen Verfahrens auferlegen (§ 81 
Abs. 2 Nr. 5 FamFG).

Die Übergänge vom Gericht zur 
Beratung und von der Beratung 
zum Gericht

Die Gestaltung der Übergänge hat 
große Bedeutung für den Verlauf der Bera-
tung. Es ist Aufgabe des Jugendamts zu 
klären, ob es selbst bzw. welche Beratungs-
stelle/n bereit ist/sind, eine Beratung nach 
Anordnung des Familiengerichts durchzu-
führen und für einen gelingenden Über-
gang der strittigen Eltern an die Bera-
tungsstelle zu sorgen. In manchen Fällen 
stellt auch das Familiengericht selbst den 
Kontakt zur Beratungsstelle her. Verschie-
dene Formen einer Übergabe sind mög-
lich, z. B.
–  Beratungsstellen werden den Eltern vom 

Jugendamt oder Gericht benannt,
–  Gericht oder Jugendamt haben freie 

Termine von Beratungsstellen und ver-
einbaren sie mit den Eltern,

–  die Beratungsstelle nimmt am Erörte-
rungstermin mit der Möglichkeit zur 
sofortigen Terminvereinbarung mit den 
Klientinnen und Klienten teil,
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–  eine Fachkraft des Jugendamts begleitet 
die Eltern zur Beratungsstelle zwecks 
Vereinbarung eines Termins,

–  das Jugendamt nimmt am Erstgespräch 
der Eltern in der Beratungsstelle teil.

Wenig nachdrücklich und verbindlich 
wirkende allgemeine Aufforderungen des 
Gerichts, eine Beratungsstelle aufzusu-
chen, erweisen sich hingegen oftmals als 
nicht zielführend.

Je nach Fallkonstellation kann es auch 
sinnvoll sein, bereits in den Erörterungster-
min nach § 155 FamFG psychologische 
Fachkompetenz einzubeziehen. Das kann 
zu einer rechtzeitigen, der Problemsitua-
tion des Kindes und seiner Eltern ange-
messenen Indikationsstellung beitragen 
und den Eltern den Übergang in die Bera-
tungsstelle erleichtern. 

Vertraulichkeit und 
Informationsfluss

Beratung ist vertraulich und unterliegt 
dem Vertrauensschutz (§ 203 StGB, § 65 
SGB VIII). Gerade in schwierigen Konstella-
tionen entstehen durch den in der Bera-
tungsstelle gewährleisteten Vertrauens-
schutz spezifische Möglichkeiten einer 
Problembearbeitung. Dies gilt auch im 
Kontext des familiengerichtlichen Verfah-
rens. Andererseits erfordert das Verfahren, 
dass Ergebnisse der Beratung dem Gericht 
bekannt werden und erarbeitete Lösungen 
bspw von ihm als Vergleich gebilligt wer-
den können (§ 156 Abs. 2 FamFG). Bei 
einem Scheitern der Beratung muss das 
Familiengericht neue Entscheidungen tref-
fen. Daher muss vor Beginn einer Bera-
tung mit den Eltern geregelt werden, wel-
che Informationen an das Familiengericht 
gegeben werden können. Die Eltern soll-
ten als eine Voraussetzung der Beratung 
ihre Zustimmung geben, das Familienge-
richt (regelmäßig) über die Rahmendaten 

der Beratung (Inanspruchnahme des Erst-
gesprächs, Fortdauer der Beratung, Been-
digung durch die Beratungsstelle, Beendi-
gung/Abbruch durch die Eltern/einen 
Elternteil) zu informieren.

Da die Beratung um des Kindes willen 
durchgeführt wird, ist vor der Beratung 
mit den Eltern für den Fall des Scheiterns 
auch zu vereinbaren, dass die Beratungs-
stelle dem Familiengericht diejenigen In-
formationen übermitteln darf, die notwen-
dig sind, um eine Fehlindikation zur 
Situation des Kindes zu vermeiden, und 
dem Gericht zu ermöglichen, weitere ge-
eignete Maßnahmen zum Wohl des Kin-
des zu treffen. Der Inhalt solcher Informa-
tionen sollte gegenüber den Eltern 
transparent gemacht werden (  Informa-
tionsaustausch und Datenschutz im famili-
engerichtlichen Verfahren).

Status der Beratungsfachkraft im 
familiengerichtlichen Verfahren

Beraterinnen und Berater, die eine „an-
geordnete Beratung“ durchführen, erhal-
ten dadurch keinen besonderen Status 
innerhalb des gerichtlichen Verfahrens. 
Dies gilt auch dann, wenn eine Beratungs-
fachkraft am Erörterungstermin nach 
§ 155 FamFG teilnimmt. 

Wenn eine Beratungsfachkraft mit Ein-
willigung beider Eltern nach der Beendi-
gung einer Beratung, die nicht zu einem 
einvernehmlichen Ergebnis zwischen den 
Eltern geführt hat, schriftlich oder im 
nachfolgenden Termin dem Gericht berich-
tet, so wird sie 
–  über Umfang und Setting der Beratung 

informieren,
–  psychologische Gesichtspunkte zur Ent-

wicklung des Kindes oder Jugendlichen 
vortragen und

–  auf weitere Möglichkeiten der Hilfe 
hinweisen. 
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Insofern überschneidet sich ihr Beitrag 
mit der Mitwirkungsaufgabe des Jugend-
amts (§ 50 Abs. 2 SGB VIII). Wenn das 
Jugendamt keine weiteren eigenen Ge-
sichtspunkte in das gerichtliche Verfahren 
einbringen kann, kann die Aufgabe der 
Mitwirkung durch die Beratungsstelle als 
erfüllt angesehen werden. 

Nach § 76 Abs. 1 SGB VIII besteht auch 
die Möglichkeit, eine Beratungsstelle an 
der Aufgabe des Jugendamts zur Mitwir-
kung im Verfahren zu beteiligen oder sie 
ihr insgesamt zur Ausführung zu übertra-
gen. Die Aufgabe der Mitwirkung nach 
§ 50 SGB VIII geht jedoch über die oben 
beschriebene inhaltliche Unterstützung 
des Familiengerichts hinaus. So kann es 
z. B. erforderlich sein, im Umfeld des  
Kindes Informationen einzuholen. Das 
Jugendamt nimmt im Verfahren auch Stel-
lung und legt ggf. Entscheidungsvorschläge 
vor (  Anhörung und Mitwirkung). Diese 
Mitwirkungsaufgaben können mit dem 
Auftrag der Beratung kollidieren. Erst 
recht erscheint die Beteiligtenstellung des 
Jugendamts, die u. a. beinhaltet, dass Be-
teiligte einem Vergleich zwischen den El-
ternteilen zustimmen (oder ihn ablehnen) 
müssen, mit den Grundsätzen der Bera-
tung nicht vereinbar. 

Kapazität von Beratungsstellen 
und Finanzierung der gerichtlich 
initiierten Beratung

Die in der Erziehungs- und Familienbe-
ratung übliche pauschale Finanzierung 
erschwert es, neueren Entwicklungen an-
gemessen Rechnung zu tragen. Bereits 
jetzt sind die Beratungsstellen durch die 
ständig steigende direkte Nachfrage nach 
Beratung mehr als ausgelastet. Die Bera-
tung hochkonflikthafter Elternpaare im 
Kontext des familiengerichtlichen Verfah-
rens erfordert einen hohen Zeitaufwand 
und häufig auch erhöhten Personalauf-

wand durch Beratung zu zweit sowie ein 
verstärktes Erfordernis nach fachlicher 
Reflexion im Fachteam oder Supervision. 
Daher erscheint es angemessen, für diese 
Arbeit eine zusätzliche Finanzierung vorzu-
sehen. So, wie eine aufgrund einer Hilfe-
planung im örtlichen Jugendamt gewährte 
aufsuchende Familientherapie nicht durch 
das Budget der Beratungsstelle, sondern 
durch ein fallbezogenes Entgelt finanziert 
wird, sollte auch für die abgrenzbaren, 
vom Familiengericht initiierten bzw. ange-
ordneten Beratungen ein zusätzliches Ent-
gelt vereinbart werden. 
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„Im Prinzip ist das Eilverfahren aber 
sicher eine Möglichkeit, unnötige Be-
reitschaft, Emotionen hochkochen zu 
lassen, schneller und sachlicher zu be-
arbeiten. (…) Ich hatte wirklich eine 
Illusion davon, wie’s hätte gut laufen 
können, und war so enttäuscht davon, 
diese Illusion gar nicht gelebt zu ha-
ben.“ (Elternstimme)

Eine nachhaltige Befriedung eines in-
nerfamiliären Konflikts gelingt besser, 
wenn die Beteiligten die Lösung des Prob-
lems mitentwickeln und nicht richterlich 
verordnet bekommen. Wenn dies gelingt, 
sind die Aussichten für die Kinder, Eltern 
und auch Jugendämter sowie Gerichte 
positiv. Es kann dann erwartet werden, 
dass künftige Entscheidungen wie über 
Umgangsveränderungen, Wechsel des 
Kindes in den Haushalt des anderen El-
ternteils oder auch Unterhaltsfragen von 
den Eltern allein, ohne gerichtliches Ver-
fahren, getroffen werden können. Ziel des 
Handelns der am familiengerichtlichen 
Verfahren beteiligten Professionen muss es 
daher sein, die Selbstregulierungskräfte 
der Eltern zu stärken. Dies kann nur gelin-
gen, wenn die professionellen Akteure 
miteinander arbeiten, denn wenn schon 
diese sich nicht zu einem miteinander ab-
gestimmten Handeln finden, wie kann 
dann erwartet werden, dass die streiten-
den Eltern eine Lösung entwickeln?

Eine abgestimmte Zusammenarbeit 
setzt die Beantwortung verschiedener Fra-
gen voraus: Wer braucht was von wem 
und wer kann welche Kompetenz einbrin-
gen? Wie können alle Akteure ihre Rolle 

im Verfahren klar bestimmen? Wie können 
die unterschiedlichen Akteure ihre Kompe-
tenzen am besten einbringen, die jeweils 
wichtigen und vielleicht entscheidenden 
Impulse geben? 

Diese Fragen können in lokalen Netz-
werken, den Arbeitskreisen vor Ort, ge-
klärt werden. Damit die einzelnen Akteure 
ihre jeweiligen Ressourcen optimal einbrin-
gen können, ist es darüber hinaus erfor-
derlich, dass die in der Praxis bestehenden 
Möglichkeiten der Kooperation geklärt, 
Probleme angesprochen und Regeln der 
Zusammenarbeit verabredet werden.

Ein fallübergreifender Arbeitskreis als 
interprofessionelles Arbeitsbündnis sollte 
nach Möglichkeit alle Berufsgruppen ein-
beziehen, die am Familienverfahren mitar-
beiten. Sicherlich sind die Jugendämter 
und Familiengerichte die professionellen 
Hauptakteure des Verfahrens. Es ist aber 
auch notwendig, die Rechtsanwaltschaft, 
Verfahrensbeistände, Familienberatungs-
stellen und psychologische Sachverstän-
dige einzubinden. Hilfreich kann es auch 
sein, die Professionen, die nur am Rand 
bzw. einem Ausschnitt der Verfahren be-
teiligt sind – wie z. B. Frauenhäuser oder 
sozialpädiatrische Zentren –, anzuspre-
chen. Wenn der Arbeitskreis auf einem 
breiten Fundament steht, kann die Zusam-
menarbeit besser gelingen.

Bei Gründung eines Arbeitskreises stellt 
sich zunächst die Frage: Wer lädt ein? Hier 
gibt es unterschiedliche Erfahrungen. Teil-
weise haben sich zunächst Familiengericht 
und Jugendamt getroffen und erst später 
die übrigen Professionen beteiligt, teil-
weise haben sich von Anfang an alle Be-

Die Zusammenarbeit der am Prozess 
 beteiligten Professionen am Beispiel  
der Hannoverschen Familienpraxis
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rufsgruppen beteiligt. In Hannover gibt es 
bereits seit 2005 einen Arbeitskreis, der 
von allen Berufsgruppen gemeinsam ge-
tragen wird. Den Anstoß zur Zusammenar-
beit gaben ein Rechtsanwalt und eine psy-
chologische Sachverständige, die Jürgen 
Rudolph, damals noch Amtsrichter in Co-
chem, zu einem Inputreferat über das 
„Cochemer Modell“ einluden. Diese Ver-
anstaltung, die große Resonanz in allen 
Berufsgruppen fand, führte zu der Er-
kenntnis, dass neue Wege bei der Zusam-
menarbeit im familiengerichtlichen Verfah-
ren möglich sind. Im Anschluss daran 
gründete sich der Arbeitskreis Hannover-
sche Familienpraxis, der bis heute besteht.

Bei Gründung eines Arbeitskreises ist 
zunächst der Austausch über die eigene 
Rolle und die Wahrnehmung der anderen 
Professionen wichtig. Es ist interessant zu 
erfahren, welche gegenseitigen Fremd-
wahrnehmungen und auch Vorurteile be-
stehen. So werden Anwältinnen und An-
wälte häufig nur als finanziell interessiert 
und streiteskalierend, Jugendämter als viel 
redend und wenig entscheidend, Gerichte 
als zu wenig zuhörend und zu viel ent-
scheidend und Sachverständige und  
Beratungsstellen als zu langsam wahrge-
nommen. Der Austausch über die gegen-
seitigen Vorurteile führt zu einem Ver-
ständnis der tiefer liegenden Ursachen für 
Probleme bei der Kooperation. Erst die 
Möglichkeit, sich persönlich kennenzuler-
nen und über die Arbeitsweise der anderen 
zu informieren, führt zu einem wirklichen 
Verständnis für die anderen Professionen, 
ihre Kompetenzen, Motive, aber auch ihre 
Sorgen.

Anwältinnen und Anwälte sind bspw 
häufig selbst unzufrieden mit ihrer Rolle 
in Familiengerichtsverfahren. Es besteht 
aber gleichzeitig die gut verständliche 
Angst des Selbstständigen, dass ihre 
Mandantinnen und Mandanten zur Kon-
kurrenz wechseln könnten, wenn sie sich 

im Verfahren lösungsorientiert und dem 
anderen Elternteil gegenüber zurückhal-
tend verhalten. Diese Situation kann zu 
einer Eskalation von Beschimpfungen und 
Gegenbeschimpfungen führen, die eine 
einvernehmliche Konfliktlösung in immer 
weitere Ferne rücken lassen, ohne auch 
nur einem der beteiligten Elternteile zu 
helfen. Das Gespräch im Arbeitskreis dar-
über, dass in Sorge- und Umgangsverfah-
ren das Kind und seine Beziehung zu bei-
den Elternteilen im Mittelpunkt stehen 
muss, kann hier sehr hilfreich sein. Es 
kann deutlich werden, dass Anwältinnen 
und Anwälte zwar davon leben, Gerichts-
verfahren zu gewinnen, dies aber in 
Sorge- und Umgangsstreitigkeiten nicht 
in ihrer Macht liegt. Ihre Rolle in einem 
konstruktiv geführten Verfahren kann 
aber die eines Lotsen und Rückversiche-
rers sein, der gegenüber der Mandantin 
oder dem Mandanten seine Kompetenz 
durch das Ankündigen und Erklären der 
nächsten Verfahrensschritte sowie der 
Erläuterung der Rechtspositionen, die 
hinter den Aushandlungsprozessen ste-
hen, gewinnt. 

Im Arbeitskreis kann also eine Klärung 
und Entwicklung der eigenen Rolle statt-
finden. Aber auch der Erwerb von Kennt-
nissen über die jeweiligen anderen ist 
wichtig. So ist es für eine Einordnung der 
Tätigkeit des Jugendamts für die übrigen 
Professionen unerlässlich, dessen Arbeits-
aufgaben und Arbeitsweise genauer zu 
kennen. Anderenfalls können Hilfe- und 
Entscheidungsprozesse nur schwer nach-
vollzogen werden. Hilfreich für die ande-
ren Professionen sind häufig auch ganz 
einfache Hinweise über die Arbeitsbedin-
gungen, wie der, dass Familienrichter nur 
etwa 10 % ihrer Tätigkeit mit Kindschafts-
sachen bestreiten oder für die Berechnung 
des richterlichen Personalbedarfs der Ge-
richte für jeden Fall vom ersten Anfassen 
bis zum endgültigen Weglegen der Akte 
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ein Durchschnittswert von 210 Minuten 
veranschlagt wird.

Nach Abgleichung der Erwartungen 
und Möglichkeiten ist es erforderlich, das 
Konzept des zukünftigen Miteinanders zu 
entwickeln. In Hannover bestand zunächst 
berufsübergreifend Einigkeit darüber, dass 
die durchschnittliche Verfahrensdauer ge-
messen am kindlichen Zeitempfinden und 
am Streiteskalationspotenzial ungelöster 
Konflikte eindeutig zu lang ist. Sie betrug 
in Deutschland vor Inkrafttreten des 
FamFG bei Umgangsverfahren 6,8 Mo-
nate, bei Sorgerechtsverfahren 7,1 
Monate. 

Es ist wichtig, sich ausreichend Zeit für 
die konzeptionelle Entwicklung zu neh-
men, um allen beteiligten Berufsgruppen 
gerecht zu werden. In Hannover wurde die 
große Plenumsgruppe durch eine „Ar-
beitsgruppe Konzept“ ergänzt, in der jede 
Berufsgruppe zweifach vertreten ist, die 
die Ergebnisse der Treffen festhält und die 
Treffen inhaltlich vorbereitet.

Nach Abschluss der Vorbereitungen 
gab sich das Plenum in Hannover eine 
Präambel und vereinbarte folgende 
Grundsätze:
–  Ziel eines beschleunigten Verfahrens ist 

die Stärkung der elterlichen Verantwor-
tung zum Erhalt der Bindungen, Bezie-
hungen und der Selbstregulierung.

–  Gleichzeitig soll die Kooperation der 
beteiligten Professionen gefördert wer-
den. Im Mittelpunkt steht hier die Ver-
meidung von konfliktverschärfendem 
Verhalten aller Beteiligten.

–  Die Gestaltung des beschleunigten Ver-
fahrens ist am Wohl des Kindes ausge-
richtet. Dies bedeutet eine Berücksichti-
gung der Kindesinteressen und des 
kindlichen Zeitempfindens.

–  Es soll Lösungen ermöglichen, die den 
individuellen Bedürfnissen und Lebens-
formen entsprechen und die auch inter-
kulturelle Aspekte berücksichtigen.

In weiterführenden Gesprächen können 
dann Kooperationsleitlinien entwickelt 
werden, die die Spielregeln des Miteinan-
ders festlegen. Diese Leitlinien können 
immer nur eine freiwillige Verfahrensab-
sprache bilden, die gerade auch für die 
Rolle der Richterinnen und Richter noch 
ausreichend Freiraum zur eigenverant-
wortlichen Verfahrensgestaltung lässt. Hier 
ist im Sinne der Rollenklarheit wichtig zu 
wissen, dass diese bei der Verfahrensaus-
gestaltung bewusst frei und nur dem Kin-
deswohl verpflichtet sind, während bspw 
eine Fachkraft des Jugendamts Standards 
und Leitlinien einzuhalten hat. Durch kon-
krete Absprachen können Schwachstellen 
erkannt und effektiv abgestellt werden. 
Während die Verfahrensbeteiligten in Han-
nover früher ihre Arbeit nacheinander 
leisteten, arbeiten sie heute zeitgleich am 
gleichen Ziel: der zügigen Konfliktlösung. 

Hier einige Beispiele für Verabredungen 
zu verschiedenen Themen in Hannover, die 
bereits vor Einführung des FamFG mitein-
ander getroffen wurden:

Die Antragstellung: Wenn das Verfah-
ren bereits mit der Ausschmückung des 
völligen Versagens des anderen Elternteils 
beginnt, ist absehbar, dass die Konfliktent-
schärfung schwierig wird. Es wurde daher 
vereinbart, dass die Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte den Sachverhalt kurz 
und sachlich darstellen und auf Herabset-
zungen des anderen Elternteils verzichten.

Gerichtliche Einleitungsverfügung: 
Nach Antragseingang setzt das Gericht 
einen Termin innerhalb von vier Wochen 
fest. Die beschleunigte Durchführung des 
Verfahrens war in Hannover Ergebnis einer 
erweiterten Kooperationsvereinbarung, 
worin u. a. auch der Grundsatz der Münd-
lichkeit festgelegt wurde. Es soll eine Lö-
sung im gemeinsamen Gespräch erarbeitet 
werden. Gleichzeitig wird ein Verfahrens-
beistand für das Kind bestellt und in Aus-
nahmefällen auch eine Sachverständige 
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oder ein Sachverständiger geladen. Alle 
Schriftsätze zwischen Gericht, Jugendamt, 
Verfahrensbeiständen und Sachverständi-
gen werden per Fax ausgetauscht. Bereits 
diese Vereinbarung zur Form des Aus-
tauschs war ein einfaches, aber effektives 
Ergebnis des Arbeitskreises. Erst durch das 
Gespräch miteinander wurde klar, dass ein 
Schriftsatz von Gericht zum zuständigen 
Jugendamtsmitarbeiter etwa zehn Tage 
unterwegs war. 

Vor der ersten Gerichtsverhandlung: 
Die Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
informieren die beteiligten Elternteile über 
den Verfahrensablauf und klären im Vor-
feld die relevanten Konfliktfelder. Das Ju-
gendamt nimmt zeitnah Kontakt auf und 
führt vor der Gerichtsverhandlung ein Ge-
spräch mit den Elternteilen (gemeinsam 
oder getrennt). Wurde ein Verfahrensbei-

stand bestellt, trifft sich dieser vor der Ge-
richtsverhandlung mit dem Kind und er-
fragt dessen aktuelle Lebenssituation, 
emotionale Befindlichkeit sowie Meinung 
und Willen zum Verfahrensgegenstand. 
Wenn ein psychologischer Sachverständi-
ger bestellt wurde, erhält dieser im Vorfeld 
Einsicht in die Gerichtsakte. 

Gerichtsverhandlung: Für die Gerichts-
verhandlung wird ein Zeitfenster von zwei 
Stunden eingeplant. In einem offenen, 
lösungsorientierten Gespräch werden die 
Streitpunkte und Lösungsmöglichkeiten 
erörtert. Wichtig ist, dass die Eltern selbst 
und nicht ihre Anwältinnen bzw. Anwälte 
reden. Dadurch, dass die Eltern sich vor 
Beginn der mündlichen Verhandlung nicht 
(z. B. durch Schriftsätze der Anwaltschaft) 
beleidigen, kann eine bessere Gesprächs-
atmosphäre geschaffen werden. Das Ju-
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gendamt und der Verfahrensbeistand er-
statten ihre Berichte ebenfalls mündlich 
und bringen auf Grundlage der erfolgten 
Gespräche Lösungsansätze ein. Ggf. kann 
auch der oder die Sachverständige in 
mündlich beratender Weise das Gespräch 
voranbringen. Sollte die Beilegung des 
Streits nicht in dieser Verhandlung möglich 
sein, werden die Eltern an eine Beratungs-
stelle verwiesen. Es wird bereits im Termin 
besprochen, wer zu welcher Beratungs-
stelle Kontakt aufnimmt und wie die Kos-
ten getragen werden. Die Beratungsstellen 
haben in Hannover zugesagt, binnen zwei 
Wochen mit der Beratung zu beginnen.

Gleichzeitig wird eine Regelung für die 
Übergangszeit getroffen. Häufig ist die 
vorläufige Umgangsregelung durch einen 
Zwischenvergleich möglich, da die Eltern 
hier nicht die Sorge haben, sich endgültig 
festzulegen. Sollte dies nicht möglich sein, 
wird das Gericht eine vorläufige Regelung 
treffen. Diese kann in der Anordnung ei-
nes vorläufigen Umgangs oder auch im 
Umgangsausschluss (z. B. bei behaupteter 
Misshandlung) bis zur gutachtlichen Klä-
rung bestehen.

Beratungsphase: Wenn die Eltern in der 
Beratung eine Lösung erarbeiten können, 
wird über den Verfahrensbeistand das 
Kind informiert. Ggf. werden Gedanken 
des Kindes dann noch in die elterliche 
Lösung eingebunden. Mit Beginn der Be-
ratung erlauben die Eltern der Beratungs-
stelle, das Gericht über einen Abbruch – 
nicht über Inhalte – der Beratung zu 
informieren. Abbruchskriterium ist das 
zweimalige unentschuldigte Fehlen am 
vereinbarten Termin. Ist die Beratung er-
folgreich, wird die Einigung entweder in 
der Beratungsstelle schriftlich fixiert oder 
bei Gericht als Vergleich protokolliert.

Scheitert die Beratung, wird das Verfah-
ren bei Gericht fortgeführt. Inhalte der 
Beratung sind dem Gericht selbstverständ-
lich nicht bekannt. Häufig ist es nach zwei-

stündiger mündlicher Verhandlung nur 
noch notwendig, das Kind anzuhören, um 
eine Entscheidung im Beschlussweg tref-
fen zu können. Erfreulicherweise ist dies in 
Hannover nur noch selten erforderlich. 
Nach Hannoverscher Erfahrung ist „ange-
ordnete Beratung“ durchaus erfolgreich. 
Wenn Eltern erst einmal anfangen, mit 
Unterstützung miteinander zu sprechen, 
ist eine Lösung oft nah.

Auch nach der Entwicklung solcher 
konzeptueller Punkte ist eine kontinuierli-
che Fortführung des Arbeitskreises not-
wendig, um die Kooperation lebendig zu 
halten. Dafür bietet sich bspw die Mög-
lichkeit der gegenseitigen Fortbildung an 
– schließlich sitzen qualifizierte Vertreterin-
nen und Vertreter der entscheidenden 
Berufsgruppen zusammen. Es ist wichtig, 
im regelmäßigen Austausch über die Ko-
operation zu stehen, um möglichst schnell 
auf Veränderungen zu reagieren. Üblicher-
weise treffen sich etablierte Arbeitskreise 
etwa alle drei Monate. Entscheidend für 
den Erfolg ist, dass sich mindestens eine 
verantwortliche Person in jeder Profession 
findet, die kontinuierlich mitarbeitet und 
die Ergebnisse an ihre Berufsgruppe 
weitergibt.

In Hannover bewerten die Beteiligten 
die Kooperation sehr positiv; es ist gelun-
gen, den Streit der Beteiligten aus den 
Familien zu versachlichen. Es wurde durch 
das gemeinsame Konzept eine Möglichkeit 
gefunden, dem Elternkonflikt eine hilfrei-
che, am Kindeswohl orientierte Lösungs-
möglichkeit entgegenzusetzen. 

Die „Elternstimmen“ genannten Zitate 
in dieser Broschüre stammen alle aus Inter-
views des DIJuF mit Eltern, die in jüngster 
Zeit von einem familiengerichtlichen Ver-
fahren betroffen waren.
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Vorschriften für Serviceteil

FamFG

Buch 1 
Allgemeiner Teil

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 2 Örtliche Zuständigkeit

(1) Unter mehreren örtlich zuständigen 
Gerichten ist das Gericht zuständig, das 
zuerst mit der Angelegenheit befasst ist.
(2) Die örtliche Zuständigkeit eines Ge-
richts bleibt bei Veränderung der sie be-
gründenden Umstände erhalten.
(3) Gerichtliche Handlungen sind nicht 
deswegen unwirksam, weil sie von einem 
örtlich unzuständigen Gericht vorgenom-
men worden sind.

§ 3 Verweisung bei Unzuständigkeit

(1) Ist das angerufene Gericht örtlich oder 
sachlich unzuständig, hat es sich, sofern 
das zuständige Gericht bestimmt werden 
kann, durch Beschluss für unzuständig zu 
erklären und die Sache an das zuständige 
Gericht zu verweisen. Vor der Verweisung 
sind die Beteiligten anzuhören.
(2) Sind mehrere Gerichte zuständig, ist 
die Sache an das vom Antragsteller ge-
wählte Gericht zu verweisen. Unterbleibt 
die Wahl oder ist das Verfahren von Amts 
wegen eingeleitet worden, ist die Sache 
an das vom angerufenen Gericht be-
stimmte Gericht zu verweisen.
(3) Der Beschluss ist nicht anfechtbar. Er ist 
für das als zuständig bezeichnete Gericht 
bindend.
(4) Die im Verfahren vor dem angerufenen 
Gericht entstehenden Kosten werden als 

Teil der Kosten behandelt, die bei dem im 
Beschluss bezeichneten Gericht anfallen.

§ 4 Abgabe an ein anderes Gericht

Das Gericht kann die Sache aus wichtigem 
Grund an ein anderes Gericht abgeben, 
wenn sich dieses zur Übernahme der Sa-
che bereit erklärt hat. Vor der Abgabe 
sollen die Beteiligten angehört werden.

§ 7 Beteiligte 

(1) In Antragsverfahren ist der Antragstel-
ler Beteiligter.
(2) Als Beteiligte sind hinzuzuziehen: 
1.  diejenigen, deren Recht durch das Ver-

fahren unmittelbar betroffen wird,
2.  diejenigen, die auf Grund dieses oder 

eines anderen Gesetzes von Amts we-
gen oder auf Antrag zu beteiligen sind.

(3) Das Gericht kann von Amts wegen 
oder auf Antrag weitere Personen als Be-
teiligte hinzuziehen, soweit dies in diesem 
oder einem anderen Gesetz vorgesehen 
ist.
(4) Diejenigen, die auf ihren Antrag als 
Beteiligte zu dem Verfahren hinzuzuziehen 
sind oder hinzugezogen werden können, 
sind von der Einleitung des Verfahrens zu 
benachrichtigen, soweit sie dem Gericht 
bekannt sind. Sie sind über ihr Antrags-
recht zu belehren.
(5) Das Gericht entscheidet durch Be-
schluss, wenn es einem Antrag auf Hinzu-
ziehung gemäß Absatz 2 oder Absatz 3 
nicht entspricht. Der Beschluss ist mit der 
sofortigen Beschwerde in entsprechender 
Anwendung der §§ 567 bis 572 der Zivil-
prozessordnung anfechtbar.
(6) Wer anzuhören ist oder eine Auskunft 
zu erteilen hat, ohne dass die Vorausset-
zungen des Absatzes 2 oder Absatzes 3 
vorliegen, wird dadurch nicht Beteiligter.
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§ 9 Verfahrensfähigkeit 

(1) Verfahrensfähig sind 
1.  die nach bürgerlichem Recht 

Geschäftsfähigen,
2.  die nach bürgerlichem Recht be-

schränkt Geschäftsfähigen, soweit sie 
für den Gegenstand des Verfahrens 
nach bürgerlichem Recht als geschäfts-
fähig anerkannt sind,

3.  die nach bürgerlichem Recht be-
schränkt Geschäftsfähigen, soweit sie 
das 14. Lebensjahr vollendet haben und 
sie in einem Verfahren, das ihre Person 
betrifft, ein ihnen nach bürgerlichem 
Recht zustehendes Recht geltend 
machen,

4.  diejenigen, die auf Grund dieses oder 
eines anderen Gesetzes dazu bestimmt 
werden.

(2) Soweit ein Geschäftsunfähiger oder in 
der Geschäftsfähigkeit Beschränkter nicht 
verfahrensfähig ist, handeln für ihn die 
nach bürgerlichem Recht dazu befugten 
Personen.
(3) Für Vereinigungen sowie für Behörden 
handeln ihre gesetzlichen Vertreter und 
Vorstände.
(4) Das Verschulden eines gesetzlichen 
Vertreters steht dem Verschulden eines 
Beteiligten gleich.
(5) Die §§ 53 bis 58 der Zivilprozessord-
nung gelten entsprechend.

§ 13 Akteneinsicht

(1) Die Beteiligten können die Gerichtsak-
ten auf der Geschäftsstelle einsehen, so-
weit nicht schwerwiegende Interessen 
eines Beteiligten oder eines Dritten 
entgegenstehen.
(2) Personen, die an dem Verfahren nicht 
beteiligt sind, kann Einsicht nur gestattet 
werden, soweit sie ein berechtigtes Inter-
esse glaubhaft machen und schutzwürdige 
Interessen eines Beteiligten oder eines 

Dritten nicht entgegenstehen. Die Einsicht 
ist zu versagen, wenn ein Fall des § 1758 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs vorliegt.
(3) Soweit Akteneinsicht gewährt wird, 
können die Berechtigten sich auf ihre Kos-
ten durch die Geschäftsstelle Ausfertigun-
gen, Auszüge und Abschriften erteilen 
lassen. Die Abschrift ist auf Verlangen zu 
beglaubigen.
(4) Einem Rechtsanwalt, einem Notar oder 
einer beteiligten Behörde kann das Gericht 
die Akten in die Amts- oder Geschäfts-
räume überlassen. Ein Recht auf Überlas-
sung von Beweisstücken in die Amts- oder 
Geschäftsräume besteht nicht. Die Ent-
scheidung nach Satz 1 ist nicht anfechtbar.
(5) Werden die Gerichtsakten elektronisch 
geführt, gilt § 299 Abs. 3 der Zivilprozess-
ordnung entsprechend. Der elektronische 
Zugriff nach § 299 Abs. 3 Satz 2 und 3 der 
Zivilprozessordnung kann auch dem Notar 
oder der beteiligten Behörde gestattet 
werden.
(6) Die Entwürfe zu Beschlüssen und Ver-
fügungen, die zu ihrer Vorbereitung gelie-
ferten Arbeiten sowie die Dokumente, die 
Abstimmungen betreffen, werden weder 
vorgelegt noch abschriftlich mitgeteilt.
(7) Über die Akteneinsicht entscheidet das 
Gericht, bei Kollegialgerichten der 
Vorsitzende.

Abschnitt 2

Verfahren im ersten 
Rechtszug

§ 23 Verfahrenseinleitender Antrag

(1) Ein verfahrenseinleitender Antrag soll 
begründet werden. In dem Antrag sollen 
die zur Begründung dienenden Tatsachen 
und Beweismittel angegeben sowie die 
Personen benannt werden, die als Betei-
ligte in Betracht kommen. Urkunden, auf 
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die Bezug genommen wird, sollen in Ur-
schrift oder Abschrift beigefügt werden. 
Der Antrag soll von dem Antragsteller 
oder seinem Bevollmächtigten unterschrie-
ben werden.
(2) Das Gericht soll den Antrag an die üb-
rigen Beteiligten übermitteln.

§ 24 Anregung des Verfahrens

(1) Soweit Verfahren von Amts wegen 
eingeleitet werden können, kann die Ein-
leitung eines Verfahrens angeregt werden.
(2) Folgt das Gericht der Anregung nach 
Absatz 1 nicht, hat es denjenigen, der die 
Einleitung angeregt hat, darüber zu unter-
richten, soweit ein berechtigtes Interesse 
an der Unterrichtung ersichtlich ist.

§ 26 Ermittlung von Amts wegen 

Das Gericht hat von Amts wegen die zur 
Feststellung der entscheidungserheblichen 
Tatsachen erforderlichen Ermittlungen 
durchzuführen.

§ 28 Verfahrensleitung

(1) Das Gericht hat darauf hinzuwirken, 
dass die Beteiligten sich rechtzeitig über 
alle erheblichen Tatsachen erklären und 
ungenügende tatsächliche Angaben er-
gänzen. Es hat die Beteiligten auf einen 
rechtlichen Gesichtspunkt hinzuweisen, 
wenn es ihn anders beurteilt als die Betei-
ligten und seine Entscheidung darauf stüt-
zen will.
(2) In Antragsverfahren hat das Gericht 
auch darauf hinzuwirken, dass Formfehler 
beseitigt und sachdienliche Anträge ge-
stellt werden.
(3) Hinweise nach dieser Vorschrift hat das 
Gericht so früh wie möglich zu erteilen 
und aktenkundig zu machen.
(4) Über Termine und persönliche Anhö-
rungen hat das Gericht einen Vermerk zu 

fertigen; für die Niederschrift des Vermerks 
kann ein Urkundsbeamter der Geschäfts-
stelle hinzugezogen werden, wenn dies 
auf Grund des zu erwartenden Umfangs 
des Vermerks, in Anbetracht der Schwie-
rigkeit der Sache oder aus einem sonstigen 
wichtigen Grund erforderlich ist. In den 
Vermerk sind die wesentlichen Vorgänge 
des Termins und der persönlichen Anhö-
rung aufzunehmen. Die Herstellung durch 
Aufzeichnung auf Datenträger in der Form 
des § 14 Abs. 3 ist möglich.

§ 29 Beweiserhebung

(1) Das Gericht erhebt die erforderlichen 
Beweise in geeigneter Form. Es ist hierbei 
an das Vorbringen der Beteiligten nicht 
gebunden.
(2) Die Vorschriften der Zivilprozessord-
nung über die Vernehmung bei Amtsver-
schwiegenheit und das Recht zur Zeugnis-
verweigerung gelten für die Befragung 
von Auskunftspersonen entsprechend.
(3) Das Gericht hat die Ergebnisse der Be-
weiserhebung aktenkundig zu machen.

§ 30 Förmliche Beweisaufnahme

(1) Das Gericht entscheidet nach pflichtge-
mäßem Ermessen, ob es die entschei-
dungserheblichen Tatsachen durch eine 
förmliche Beweisaufnahme entsprechend 
der Zivilprozessordnung feststellt.
(2) Eine förmliche Beweisaufnahme hat 
stattzufinden, wenn es in diesem Gesetz 
vorgesehen ist.
(3) Eine förmliche Beweisaufnahme über 
die Richtigkeit einer Tatsachenbehauptung 
soll stattfinden, wenn das Gericht seine 
Entscheidung maßgeblich auf die Feststel-
lung dieser Tatsache stützen will und die 
Richtigkeit von einem Beteiligten aus-
drücklich bestritten wird.
(4) Den Beteiligten ist Gelegenheit zu ge-
ben, zum Ergebnis einer förmlichen Be-
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weisaufnahme Stellung zu nehmen, so-
weit dies zur Aufklärung des Sachverhalts 
oder zur Gewährung rechtlichen Gehörs 
erforderlich ist.

§ 34 Persönliche Anhörung

(1) Das Gericht hat einen Beteiligten per-
sönlich anzuhören, 
1.  wenn dies zur Gewährleistung des 

rechtlichen Gehörs des Beteiligten er-
forderlich ist oder

2.  wenn dies in diesem oder in einem 
anderen Gesetz vorgeschrieben ist.

(2) Die persönliche Anhörung eines Betei-
ligten kann unterbleiben, wenn hiervon 
erhebliche Nachteile für seine Gesundheit 
zu besorgen sind oder der Beteiligte offen-
sichtlich nicht in der Lage ist, seinen Willen 
kundzutun.
(3) Bleibt der Beteiligte im anberaumten 
Anhörungstermin unentschuldigt aus, 
kann das Verfahren ohne seine persönliche 
Anhörung beendet werden. Der Beteiligte 
ist auf die Folgen seines Ausbleibens 
hinzuweisen.

§ 35 Zwangsmittel

(1) Ist auf Grund einer gerichtlichen An-
ordnung die Verpflichtung zur Vornahme 
oder Unterlassung einer Handlung durch-
zusetzen, kann das Gericht, sofern ein 
Gesetz nicht etwas anderes bestimmt, 
gegen den Verpflichteten durch Beschluss 
Zwangsgeld festsetzen. Das Gericht kann 
für den Fall, dass dieses nicht beigetrieben 
werden kann, Zwangshaft anordnen. Ver-
spricht die Anordnung eines Zwangsgeldes 
keinen Erfolg, soll das Gericht Zwangshaft 
anordnen.
(2) Die gerichtliche Entscheidung, die die 
Verpflichtung zur Vornahme oder Unter-
lassung einer Handlung anordnet, hat auf 
die Folgen einer Zuwiderhandlung gegen 
die Entscheidung hinzuweisen.

(3) Das einzelne Zwangsgeld darf den Be-
trag von 25 000 Euro nicht übersteigen. 
Mit der Festsetzung des Zwangsmittels 
sind dem Verpflichteten zugleich die Kos-
ten dieses Verfahrens aufzuerlegen. Für 
den Vollzug der Haft gelten § 901 Satz 2, 
die §§ 904 bis 906, 909, 910 und 913 der 
Zivilprozessordnung entsprechend.
(4) Ist die Verpflichtung zur Herausgabe 
oder Vorlage einer Sache oder zur Vor-
nahme einer vertretbaren Handlung zu 
vollstrecken, so kann das Gericht, soweit 
ein Gesetz nicht etwas anderes bestimmt, 
durch Beschluss neben oder anstelle einer 
Maßnahme nach den Absätzen 1, 2 die in 
§§ 883, 886, 887 der Zivilprozessordnung 
vorgesehenen Maßnahmen anordnen. Die 
§§ 891 und 892 gelten entsprechend.
(5) Der Beschluss, durch den Zwangsmaß-
nahmen angeordnet werden, ist mit der 
sofortigen Beschwerde in entsprechender 
Anwendung der §§ 567 bis 572 der Zivil-
prozessordnung anfechtbar.

§ 41 Bekanntgabe des Beschlusses

(1) Der Beschluss ist den Beteiligten be-
kannt zu geben. Ein anfechtbarer Be-
schluss ist demjenigen zuzustellen, dessen 
erklärtem Willen er nicht entspricht.
(2) Anwesenden kann der Beschluss auch 
durch Verlesen der Beschlussformel be-
kannt gegeben werden. Dies ist in den 
Akten zu vermerken. In diesem Fall ist die 
Begründung des Beschlusses unverzüglich 
nachzuholen. Der Beschluss ist im Fall des 
Satzes 1 auch schriftlich bekannt zu 
geben.
(3) Ein Beschluss, der die Genehmigung 
eines Rechtsgeschäfts zum Gegenstand 
hat, ist auch demjenigen, für den das 
Rechtsgeschäft genehmigt wird, bekannt 
zu geben.
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Abschnitt 4

Einstweilige Anordnung

§ 49 Einstweilige Anordnung

(1) Das Gericht kann durch einstweilige An-
ordnung eine vorläufige Maßnahme treffen, 
soweit dies nach den für das Rechtsverhält-
nis maßgebenden Vorschriften gerechtfertigt 
ist und ein dringendes Bedürfnis für ein so-
fortiges Tätigwerden besteht.
(2) Die Maßnahme kann einen bestehen-
den Zustand sichern oder vorläufig regeln. 
Einem Beteiligten kann eine Handlung 
geboten oder verboten, insbesondere die 
Verfügung über einen Gegenstand unter-
sagt werden. Das Gericht kann mit der 
einstweiligen Anordnung auch die zu ihrer 
Durchführung erforderlichen Anordnun-
gen treffen.

§ 51 Verfahren

(1) Die einstweilige Anordnung wird nur 
auf Antrag erlassen, wenn ein entspre-
chendes Hauptsacheverfahren nur auf 
Antrag eingeleitet werden kann. Der An-
tragsteller hat den Antrag zu begründen 
und die Voraussetzungen für die Anord-
nung glaubhaft zu machen.
(2) Das Verfahren richtet sich nach den 
Vorschriften, die für eine entsprechende 
Hauptsache gelten, soweit sich nicht aus 
den Besonderheiten des einstweiligen 
Rechtsschutzes etwas anderes ergibt. Das 
Gericht kann ohne mündliche Verhand-
lung entscheiden. Eine Versäumnisent-
scheidung ist ausgeschlossen.
(3) Das Verfahren der einstweiligen Anord-
nung ist ein selbständiges Verfahren, auch 
wenn eine Hauptsache anhängig ist. Das 
Gericht kann von einzelnen Verfahrens-
handlungen im Hauptsacheverfahren ab-
sehen, wenn diese bereits im Verfahren 
der einstweiligen Anordnung vorgenom-

men wurden und von einer erneuten Vor-
nahme keine zusätzlichen Erkenntnisse zu 
erwarten sind.
(4) Für die Kosten des Verfahrens der 
einstweiligen Anordnung gelten die allge-
meinen Vorschriften.

§ 52  Einleitung des 
Hauptsacheverfahrens

(1) Ist eine einstweilige Anordnung erlas-
sen, hat das Gericht auf Antrag eines Be-
teiligten das Hauptsacheverfahren einzu-
leiten. Das Gericht kann mit Erlass der 
einstweiligen Anordnung eine Frist bestim-
men, vor deren Ablauf der Antrag unzu-
lässig ist. Die Frist darf drei Monate nicht 
überschreiten.
(2) In Verfahren, die nur auf Antrag einge-
leitet werden, hat das Gericht auf Antrag 
anzuordnen, dass der Beteiligte, der die 
einstweilige Anordnung erwirkt hat, bin-
nen einer zu bestimmenden Frist Antrag 
auf Einleitung des Hauptsacheverfahrens 
oder Antrag auf Bewilligung von Verfah-
renskostenhilfe für das Hauptsacheverfah-
ren stellt. Die Frist darf drei Monate nicht 
überschreiten. Wird dieser Anordnung 
nicht Folge geleistet, ist die einstweilige 
Anordnung aufzuheben.

§ 54  Aufhebung oder Änderung   
der Entscheidung

(1) Das Gericht kann die Entscheidung in der 
einstweiligen Anordnungssache aufheben 
oder ändern. Die Aufhebung oder Ände-
rung erfolgt nur auf Antrag, wenn ein ent-
sprechendes Hauptsacheverfahren nur auf 
Antrag eingeleitet werden kann. Dies gilt 
nicht, wenn die Entscheidung ohne vorhe-
rige Durchführung einer nach dem Gesetz 
notwendigen Anhörung erlassen wurde.
(2) Ist die Entscheidung in einer Familien-
sache ohne mündliche Verhandlung er-
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gangen, ist auf Antrag auf Grund mündli-
cher Verhandlung erneut zu entscheiden.
(3) Zuständig ist das Gericht, das die einst-
weilige Anordnung erlassen hat. Hat es die 
Sache an ein anderes Gericht abgegeben 
oder verwiesen, ist dieses zuständig.
(4) Während eine einstweilige Anord-
nungssache beim Beschwerdegericht an-
hängig ist, ist die Aufhebung oder Ände-
rung der angefochtenen Entscheidung 
durch das erstinstanzliche Gericht 
unzulässig.

§ 57 Rechtsmittel

Entscheidungen in Verfahren der einstwei-
ligen Anordnung in Familiensachen sind 
nicht anfechtbar. Dies gilt nicht, wenn das 
Gericht des ersten Rechtszugs auf Grund 
mündlicher Erörterung 
1.  über die elterliche Sorge für ein Kind,
2.  über die Herausgabe des Kindes an den 

anderen Elternteil,
3.  über einen Antrag auf Verbleiben eines 

Kindes bei einer Pflege- oder 
Bezugsperson,

4.  über einen Antrag nach den §§ 1 und 2 
des Gewaltschutzgesetzes oder

5.  in einer Ehewohnungssache über einen 
Antrag auf Zuweisung der Wohnung

entschieden hat.

Abschnitt 5

Rechtsmittel

Unterabschnitt 1

Beschwerde

§ 58 Statthaftigkeit der Beschwerde

(1) Die Beschwerde findet gegen die im 
ersten Rechtszug ergangenen Endent-
scheidungen der Amtsgerichte und Land-

gerichte in Angelegenheiten nach diesem 
Gesetz statt, sofern durch Gesetz nichts 
anderes bestimmt ist.
(2) Der Beurteilung des Beschwerdege-
richts unterliegen auch die nicht selbstän-
dig anfechtbaren Entscheidungen, die der 
Endentscheidung vorausgegangen sind.

§ 59 Beschwerdeberechtigte

(1) Die Beschwerde steht demjenigen zu, 
der durch den Beschluss in seinen Rechten 
beeinträchtigt ist.
(2) Wenn ein Beschluss nur auf Antrag 
erlassen werden kann und der Antrag 
zurückgewiesen worden ist, steht die Be-
schwerde nur dem Antragsteller zu.
(3) Die Beschwerdeberechtigung von Be-
hörden bestimmt sich nach den besonde-
ren Vorschriften dieses oder eines anderen 
Gesetzes.

§ 60 Beschwerderecht Minderjähriger

Ein Kind, für das die elterliche Sorge be-
steht, oder ein unter Vormundschaft ste-
hender Mündel kann in allen seine Person 
betreffenden Angelegenheiten ohne Mit-
wirkung seines gesetzlichen Vertreters das 
Beschwerderecht ausüben. Das Gleiche 
gilt in sonstigen Angelegenheiten, in de-
nen das Kind oder der Mündel vor einer 
Entscheidung des Gerichts gehört werden 
soll. Dies gilt nicht für Personen, die ge-
schäftsunfähig sind oder bei Erlass der 
Entscheidung das 14. Lebensjahr nicht 
vollendet haben.

§ 61  Beschwerdewert; 
Zulassungsbeschwerde

(1) In vermögensrechtlichen Angelegenhei-
ten ist die Beschwerde nur zulässig, wenn 
der Wert des Beschwerdegegenstandes 
600 Euro übersteigt.
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(2) Übersteigt der Beschwerdegegenstand 
nicht den in Absatz 1 genannten Betrag, 
ist die Beschwerde zulässig, wenn das 
Gericht des ersten Rechtszugs die Be-
schwerde zugelassen hat.
(3) Das Gericht des ersten Rechtszugs lässt 
die Beschwerde zu, wenn 
1.  die Rechtssache grundsätzliche Bedeu-

tung hat oder die Fortbildung des 
Rechts oder die Sicherung einer einheit-
lichen Rechtsprechung eine Entschei-
dung des Beschwerdegerichts erfordert 
und

2. der Beteiligte durch den Beschluss mit 
nicht mehr als 600 Euro beschwert ist.
Das Beschwerdegericht ist an die Zulas-
sung gebunden.

§ 63 Beschwerdefrist

(1) Die Beschwerde ist, soweit gesetzlich 
keine andere Frist bestimmt ist, binnen 
einer Frist von einem Monat einzulegen.
(2) Die Beschwerde ist binnen einer Frist 
von zwei Wochen einzulegen, wenn sie 
sich gegen 
1.  eine einstweilige Anordnung oder
2.  einen Beschluss, der die Genehmigung 

eines Rechtsgeschäfts zum Gegenstand 
hat, richtet.

(3) Die Frist beginnt jeweils mit der schrift-
lichen Bekanntgabe des Beschlusses an die 
Beteiligten. Kann die schriftliche Bekannt-
gabe an einen Beteiligten nicht bewirkt 
werden, beginnt die Frist spätestens mit 
Ablauf von fünf Monaten nach Erlass des 
Beschlusses.

§ 64 Einlegung der Beschwerde

(1) Die Beschwerde ist bei dem Gericht 
einzulegen, dessen Beschluss angefochten 
wird.
(2) Die Beschwerde wird durch Einreichung 
einer Beschwerdeschrift oder zur Nieder-
schrift der Geschäftsstelle eingelegt. Die 

Einlegung der Beschwerde zur Nieder-
schrift der Geschäftsstelle ist in Ehesachen 
und in Familienstreitsachen ausgeschlos-
sen. Die Beschwerde muss die Bezeich-
nung des angefochtenen Beschlusses so-
wie die Erklärung enthalten, dass 
Beschwerde gegen diesen Beschluss einge-
legt wird. Sie ist von dem Beschwerdefüh-
rer oder seinem Bevollmächtigten zu 
unterzeichnen.
(3) Das Beschwerdegericht kann vor der 
Entscheidung eine einstweilige Anordnung 
erlassen; es kann insbesondere anordnen, 
dass die Vollziehung des angefochtenen 
Beschlusses auszusetzen ist.

§ 65 Beschwerdebegründung

(1) Die Beschwerde soll begründet 
werden.
(2) Das Gericht kann dem Beschwerdefüh-
rer eine Frist zur Begründung der Be-
schwerde einräumen.
(3) Die Beschwerde kann auf neue Tatsa-
chen und Beweismittel gestützt werden.
(4) Die Beschwerde kann nicht darauf ge-
stützt werden, dass das Gericht des ersten 
Rechtszugs seine Zuständigkeit zu Unrecht 
angenommen hat.

Abschnitt 7

Kosten

§ 80 Umfang der Kostenpflicht

Kosten sind die Gerichtskosten (Gebühren 
und Auslagen) und die zur Durchführung 
des Verfahrens notwendigen Aufwendun-
gen der Beteiligten. § 91 Abs. 1 Satz 2 der 
Zivilprozessordnung gilt entsprechend.
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§ 81 Grundsatz der Kostenpflicht

(1) Das Gericht kann die Kosten des Ver-
fahrens nach billigem Ermessen den Betei-
ligten ganz oder zum Teil auferlegen. Es 
kann auch anordnen, dass von der Erhe-
bung der Kosten abzusehen ist. In Famili-
ensachen ist stets über die Kosten zu 
entscheiden.
(2) Das Gericht soll die Kosten des Verfah-
rens ganz oder teilweise einem Beteiligten 
auferlegen, wenn 
1.  der Beteiligte durch grobes Verschulden 

Anlass für das Verfahren gegeben hat;
2.  der Antrag des Beteiligten von vornher-

ein keine Aussicht auf Erfolg hatte und 
der Beteiligte dies erkennen musste;

3.  der Beteiligte zu einer wesentlichen 
Tatsache schuldhaft unwahre Angaben 
gemacht hat;

4.  der Beteiligte durch schuldhaftes Verlet-
zen seiner Mitwirkungspflichten das 
Verfahren erheblich verzögert hat;

5.  der Beteiligte einer richterlichen Anord-
nung zur Teilnahme an einer Beratung 
nach § 156 Abs. 1 Satz 4 nicht nachge-
kommen ist, sofern der Beteiligte dies 
nicht genügend entschuldigt hat.

(3) Einem minderjährigen Beteiligten kön-
nen Kosten in Verfahren, die seine Person 
betreffen, nicht auferlegt werden.
(4) Einem Dritten können Kosten des Ver-
fahrens nur auferlegt werden, soweit die 
Tätigkeit des Gerichts durch ihn veranlasst 
wurde und ihn ein grobes Verschulden 
trifft.
(5) Bundesrechtliche Vorschriften, die die 
Kostenpflicht abweichend regeln, bleiben 
unberührt.

§ 84 Rechtsmittelkosten

Das Gericht soll die Kosten eines ohne 
Erfolg eingelegten Rechtsmittels dem Be-
teiligten auferlegen, der es eingelegt hat.

Abschnitt 8

Vollstreckung

Unterabschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 88 Grundsätze

(1) Die Vollstreckung erfolgt durch das 
Gericht, in dessen Bezirk die Person zum 
Zeitpunkt der Einleitung der Vollstreckung 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat.
(2) Das Jugendamt leistet dem Gericht in 
geeigneten Fällen Unterstützung.

§ 89 Ordnungsmittel

(1) Bei der Zuwiderhandlung gegen einen 
Vollstreckungstitel zur Herausgabe von Per-
sonen und zur Regelung des Umgangs kann 
das Gericht gegenüber dem Verpflichteten 
Ordnungsgeld und für den Fall, dass dieses 
nicht beigetrieben werden kann, Ordnungs-
haft anordnen. Verspricht die Anordnung 
eines Ordnungsgelds keinen Erfolg, kann 
das Gericht Ordnungshaft anordnen. Die 
Anordnungen ergehen durch Beschluss.
(2) Der Beschluss, der die Herausgabe der 
Person oder die Regelung des Umgangs 
anordnet, hat auf die Folgen einer Zuwider-
handlung gegen den Vollstreckungstitel 
hinzuweisen.
(3) Das einzelne Ordnungsgeld darf den 
Betrag von 25 000 Euro nicht übersteigen. 
Für den Vollzug der Haft gelten § 901 Satz 
2, die §§ 904 bis 906, 909, 910 und 913 
der Zivilprozessordnung entsprechend.
(4) Die Festsetzung eines Ordnungsmittels 
unterbleibt, wenn der Verpflichtete Gründe 
vorträgt, aus denen sich ergibt, dass er die 
Zuwiderhandlung nicht zu vertreten hat. 
Werden Gründe, aus denen sich das fehlende 
Vertretenmüssen ergibt, nachträglich vorge-
tragen, wird die Festsetzung aufgehoben.
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Buch 2 
Verfahren in 
Familiensachen

Abschnitt 1

Allgemeine Vorschriften

§ 111 Familiensachen

Familiensachen sind 
1. Ehesachen,
2. Kindschaftssachen,
3. Abstammungssachen,
4. Adoptionssachen,
5. Ehewohnungs- und Haushaltssachen,
6. Gewaltschutzsachen,
7. Versorgungsausgleichssachen,
8. Unterhaltssachen,
9. Güterrechtssachen,
10. sonstige Familiensachen,
11. Lebenspartnerschaftssachen.

§ 122 Örtliche Zuständigkeit

Ausschließlich zuständig ist in dieser 
Rangfolge: 
1.  das Gericht, in dessen Bezirk einer der 

Ehegatten mit allen gemeinschaftlichen 
minderjährigen Kindern seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat;

2.  das Gericht, in dessen Bezirk einer der 
Ehegatten mit einem Teil der gemein-
schaftlichen minderjährigen Kinder 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat, 
sofern bei dem anderen Ehegatten 
keine gemeinschaftlichen minderjähri-
gen Kinder ihren gewöhnlichen Aufent-
halt haben;

3.  das Gericht, in dessen Bezirk die Ehe-
gatten ihren gemeinsamen gewöhnli-
chen Aufenthalt zuletzt gehabt haben, 
wenn einer der Ehegatten bei Eintritt 
der Rechtshängigkeit im Bezirk dieses 

Gerichts seinen gewöhnlichen Aufent-
halt hat;

4.  das Gericht, in dessen Bezirk der An-
tragsgegner seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat;

5.  das Gericht, in dessen Bezirk der An-
tragsteller seinen gewöhnlichen Auf-
enthalt hat;

6.  das Amtsgericht Schöneberg in Berlin.

Abschnitt 3

Verfahren in 
Kindschaftssachen

§ 151 Kindschaftssachen

Kindschaftssachen sind die dem Familien-
gericht zugewiesenen Verfahren, die 
1. die elterliche Sorge,
2. das Umgangsrecht,
3. die Kindesherausgabe,
4. die Vormundschaft,
5. die Pflegschaft oder die gerichtliche 
Bestellung eines sonstigen Vertreters für 
einen Minderjährigen oder für eine 
Leibesfrucht,
6.  die Genehmigung der freiheitsentzie-

henden Unterbringung eines Minder-
jährigen (§§ 1631b, 1800 und 1915 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs),

7.  die Anordnung der freiheitsentziehen-
den Unterbringung eines Minderjähri-
gen nach den Landesgesetzen über die 
Unterbringung psychisch Kranker oder

8.  die Aufgaben nach dem 
Jugendgerichtsgesetz

betreffen.

§ 152 Örtliche Zuständigkeit

(1) Während der Anhängigkeit einer Ehe-
sache ist unter den deutschen Gerichten 
das Gericht, bei dem die Ehesache im ers-
ten Rechtszug anhängig ist oder war, aus-
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schließlich zuständig für Kindschaftssa-
chen, sofern sie gemeinschaftliche Kinder 
der Ehegatten betreffen.
(2) Ansonsten ist das Gericht zuständig, in 
dessen Bezirk das Kind seinen gewöhnli-
chen Aufenthalt hat.
(3) Ist die Zuständigkeit eines deutschen 
Gerichts nach den Absätzen 1 und 2 nicht 
gegeben, ist das Gericht zuständig, in des-
sen Bezirk das Bedürfnis der Fürsorge be-
kannt wird.
(4) Für die in den §§ 1693 und 1846 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs und in Artikel 
24 Abs. 3 des Einführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuche bezeichneten 
Maßnahmen ist auch das Gericht zustän-
dig, in dessen Bezirk das Bedürfnis der 
Fürsorge bekannt wird. Es soll die ange-
ordneten Maßnahmen dem Gericht mittei-
len, bei dem eine Vormundschaft oder 
Pflegschaft anhängig ist.

§ 153  Abgabe an das  
Gericht der Ehesache

Wird eine Ehesache rechtshängig, wäh-
rend eine Kindschaftssache, die ein ge-
meinschaftliches Kind der Ehegatten be-
trifft, bei einem anderen Gericht im ersten 
Rechtszug anhängig ist, ist diese von Amts 
wegen an das Gericht der Ehesache abzu-
geben. § 281 Abs. 2 und 3 Satz 1 der 
Zivilprozessordnung gilt entsprechend.

§ 155  Vorrang- und 
Beschleunigungsgebot

(1) Kindschaftssachen, die den Aufenthalt 
des Kindes, das Umgangsrecht oder die 
Herausgabe des Kindes betreffen, sowie 
Verfahren wegen Gefährdung des Kindes-
wohls sind vorrangig und beschleunigt 
durchzuführen.
(2) Das Gericht erörtert in Verfahren nach 
Absatz 1 die Sache mit den Beteiligten in 
einem Termin. Der Termin soll spätestens 

einen Monat nach Beginn des Verfahrens 
stattfinden. Das Gericht hört in diesem 
Termin das Jugendamt an. Eine Verlegung 
des Termins ist nur aus zwingenden Grün-
den zulässig. Der Verlegungsgrund ist mit 
dem Verlegungsgesuch glaubhaft zu 
machen.
(3) Das Gericht soll das persönliche Er-
scheinen der verfahrensfähigen Beteiligten 
zu dem Termin anordnen.

§ 156 Hinwirken auf Einvernehmen

(1) Das Gericht soll in Kindschaftssachen, 
die die elterliche Sorge bei Trennung und 
Scheidung, den Aufenthalt des Kindes, das 
Umgangsrecht oder die Herausgabe des 
Kindes betreffen, in jeder Lage des Verfah-
rens auf ein Einvernehmen der Beteiligten 
hinwirken, wenn dies dem Kindeswohl 
nicht widerspricht. Es weist auf Möglich-
keiten der Beratung durch die Beratungs-
stellen und -dienste der Träger der Kinder- 
und Jugendhilfe insbesondere zur 
Entwicklung eines einvernehmlichen Kon-
zepts für die Wahrnehmung der elterli-
chen Sorge und der elterlichen Verantwor-
tung hin. Das Gericht soll in geeigneten 
Fällen auf die Möglichkeit der Mediation 
oder der sonstigen außergerichtlichen 
Streitbeilegung hinweisen. Es kann anord-
nen, dass die Eltern an einer Beratung 
nach Satz 2 teilnehmen. Die Anordnung 
ist nicht selbständig anfechtbar und nicht 
mit Zwangsmitteln durchsetzbar.
(2) Erzielen die Beteiligten Einvernehmen 
über den Umgang oder die Herausgabe 
des Kindes, ist die einvernehmliche Rege-
lung als Vergleich aufzunehmen, wenn das 
Gericht diese billigt (gerichtlich gebilligter 
Vergleich). Das Gericht billigt die Um-
gangsregelung, wenn sie dem Kindeswohl 
nicht widerspricht.
(3) Kann in Kindschaftssachen, die den 
Aufenthalt des Kindes, das Umgangsrecht 
oder die Herausgabe des Kindes betreffen, 
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eine einvernehmliche Regelung im Termin 
nach § 155 Abs. 2 nicht erreicht werden, 
hat das Gericht mit den Beteiligten und 
dem Jugendamt den Erlass einer einstwei-
ligen Anordnung zu erörtern. Wird die 
Teilnahme an einer Beratung oder eine 
schriftliche Begutachtung angeordnet, soll 
das Gericht in Kindschaftssachen, die das 
Umgangsrecht betreffen, den Umgang 
durch einstweilige Anordnung regeln oder 
ausschließen. Das Gericht soll das Kind vor 
dem Erlass einer einstweiligen Anordnung 
persönlich anhören.

§ 157  Erörterung der Kindeswohl-
gefährdung; einstweilige 
Anordnung

(1) In Verfahren nach den §§ 1666 und 
1666a des Bürgerlichen Gesetzbuchs soll 
das Gericht mit den Eltern und in geeigne-
ten Fällen auch mit dem Kind erörtern, 
wie einer möglichen Gefährdung des Kin-
deswohls, insbesondere durch öffentliche 
Hilfen, begegnet werden und welche Fol-
gen die Nichtannahme notwendiger Hilfen 
haben kann. Das Gericht soll das Jugend-
amt zu dem Termin laden.
(2) Das Gericht hat das persönliche Er-
scheinen der Eltern zu dem Termin nach 
Absatz 1 anzuordnen. Das Gericht führt 
die Erörterung in Abwesenheit eines El-
ternteils durch, wenn dies zum Schutz 
eines Beteiligten oder aus anderen Grün-
den erforderlich ist.
(3) In Verfahren nach den §§ 1666 und 
1666a des Bürgerlichen Gesetzbuchs hat 
das Gericht unverzüglich den Erlass einer 
einstweiligen Anordnung zu prüfen.

§ 158 Verfahrensbeistand

(1) Das Gericht hat dem minderjährigen 
Kind in Kindschaftssachen, die seine Per-
son betreffen, einen geeigneten Verfah-
rensbeistand zu bestellen, soweit dies zur 

Wahrnehmung seiner Interessen erforder-
lich ist.
(2) Die Bestellung ist in der Regel 
erforderlich, 
1.  wenn das Interesse des Kindes zu dem 

seiner gesetzlichen Vertreter in erhebli-
chem Gegensatz steht,

2.  in Verfahren nach den §§ 1666 und 
1666a des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
wenn die teilweise oder vollständige 
Entziehung der Personensorge in Be-
tracht kommt,

3.  wenn eine Trennung des Kindes von 
der Person erfolgen soll, in deren Ob-
hut es sich befindet,

4.  in Verfahren, die die Herausgabe des 
Kindes oder eine Verbleibensanordnung 
zum Gegenstand haben, oder

5.  wenn der Ausschluss oder eine wesent-
liche Beschränkung des Umgangsrechts 
in Betracht kommt.

(3) Der Verfahrensbeistand ist so früh wie 
möglich zu bestellen. Er wird durch seine 
Bestellung als Beteiligter zum Verfahren 
hinzugezogen. Sieht das Gericht in den 
Fällen des Absatzes 2 von der Bestellung 
eines Verfahrensbeistands ab, ist dies in 
der Endentscheidung zu begründen. Die 
Bestellung eines Verfahrensbeistands oder 
deren Aufhebung sowie die Ablehnung 
einer derartigen Maßnahme sind nicht 
selbständig anfechtbar.
(4) Der Verfahrensbeistand hat das Inter-
esse des Kindes festzustellen und im ge-
richtlichen Verfahren zur Geltung zu brin-
gen. Er hat das Kind über Gegenstand, 
Ablauf und möglichen Ausgang des Ver-
fahrens in geeigneter Weise zu informie-
ren. Soweit nach den Umständen des Ein-
zelfalls ein Erfordernis besteht, kann das 
Gericht dem Verfahrensbeistand die zu-
sätzliche Aufgabe übertragen, Gespräche 
mit den Eltern und weiteren Bezugsperso-
nen des Kindes zu führen sowie am Zu-
standekommen einer einvernehmlichen 
Regelung über den Verfahrensgegenstand 
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mitzuwirken. Das Gericht hat Art und Um-
fang der Beauftragung konkret festzule-
gen und die Beauftragung zu begründen. 
Der Verfahrensbeistand kann im Interesse 
des Kindes Rechtsmittel einlegen. Er ist 
nicht gesetzlicher Vertreter des Kindes.
(5) Die Bestellung soll unterbleiben oder 
aufgehoben werden, wenn die Interessen 
des Kindes von einem Rechtsanwalt oder 
einem anderen geeigneten Verfahrensbe-
vollmächtigten angemessen vertreten 
werden.
(6) Die Bestellung endet, sofern sie nicht 
vorher aufgehoben wird, 
1.  mit der Rechtskraft der das Verfahren 

abschließenden Entscheidung oder
2.  mit dem sonstigen Abschluss des 

Verfahrens.
(7) Für den Ersatz von Aufwendungen des 
nicht berufsmäßigen Verfahrensbeistands 
gilt § 277 Abs. 1 entsprechend. Wird die 
Verfahrensbeistandschaft für die Wahr-
nehmung seiner Aufgaben nach Absatz 4 
in jedem Rechtszug jeweils berufsmäßig 
geführt, erhält der Verfahrensbeistand 
eine einmalige Vergütung in Höhe von 
350 Euro. Im Fall der Übertragung von 
Aufgaben nach Absatz 4 Satz 3 erhöht 
sich die Vergütung auf 550 Euro. Die Ver-
gütung gilt auch Ansprüche auf Ersatz 
anlässlich der Verfahrensbeistandschaft 
entstandener Aufwendungen sowie die 
auf die Vergütung anfallende Umsatz-
steuer ab. Der Aufwendungsersatz und die 
Vergütung sind stets aus der Staatskasse 
zu zahlen. Im Übrigen gilt § 168 Abs. 1 
entsprechend.
(8) Dem Verfahrensbeistand sind keine 
Kosten aufzuerlegen.

§ 159  Persönliche Anhörung  
des Kindes

(1) Das Gericht hat das Kind persönlich 
anzuhören, wenn es das 14. Lebensjahr 
vollendet hat. Betrifft das Verfahren aus-

schließlich das Vermögen des Kindes, kann 
von einer persönlichen Anhörung abgese-
hen werden, wenn eine solche nach der 
Art der Angelegenheit nicht angezeigt ist.
(2) Hat das Kind das 14. Lebensjahr noch 
nicht vollendet, ist es persönlich anzuhö-
ren, wenn die Neigungen, Bindungen oder 
der Wille des Kindes für die Entscheidung 
von Bedeutung sind oder wenn eine per-
sönliche Anhörung aus sonstigen Gründen 
angezeigt ist.
(3) Von einer persönlichen Anhörung nach 
Absatz 1 oder Absatz 2 darf das Gericht 
aus schwerwiegenden Gründen absehen. 
Unterbleibt eine Anhörung allein wegen 
Gefahr im Verzug, ist sie unverzüglich 
nachzuholen.
(4) Das Kind soll über den Gegenstand, 
Ablauf und möglichen Ausgang des Ver-
fahrens in einer geeigneten und seinem 
Alter entsprechenden Weise informiert 
werden, soweit nicht Nachteile für seine 
Entwicklung, Erziehung oder Gesundheit 
zu befürchten sind. Ihm ist Gelegenheit 
zur Äußerung zu geben. Hat das Gericht 
dem Kind nach § 158 einen Verfahrensbei-
stand bestellt, soll die persönliche Anhö-
rung in dessen Anwesenheit stattfinden. 
Im Übrigen steht die Gestaltung der per-
sönlichen Anhörung im Ermessen des 
Gerichts.

§ 160 Anhörung der Eltern

(1) In Verfahren, die die Person des Kindes 
betreffen, soll das Gericht die Eltern per-
sönlich anhören. In Verfahren nach den  
§§ 1666 und 1666a des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs sind die Eltern persönlich 
anzuhören.
(2) In sonstigen Kindschaftssachen hat das 
Gericht die Eltern anzuhören. Dies gilt 
nicht für einen Elternteil, dem die elterli-
che Sorge nicht zusteht, sofern von der 
Anhörung eine Aufklärung nicht erwartet 
werden kann.
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(3) Von der Anhörung darf nur aus 
schwerwiegenden Gründen abgesehen 
werden.
(4) Unterbleibt die Anhörung allein wegen 
Gefahr im Verzug, ist sie unverzüglich 
nachzuholen.

§ 162 Mitwirkung des Jugendamts

(1) Das Gericht hat in Verfahren, die die 
Person des Kindes betreffen, das Jugend-
amt anzuhören. Unterbleibt die Anhörung 
wegen Gefahr im Verzug, ist sie unverzüg-
lich nachzuholen.
(2) Das Jugendamt ist auf seinen Antrag 
an dem Verfahren zu beteiligen.
(3) Dem Jugendamt sind alle Entscheidun-
gen des Gerichts bekannt zu machen, zu 
denen es nach Absatz 1 Satz 1 zu hören 
war. Gegen den Beschluss steht dem Ju-
gendamt die Beschwerde zu.

§ 163  Fristsetzung bei schriftlicher 
 Begutachtung; Inhalt des Gut-
achtenauftrags; Vernehmung 
des Kindes

(1) Wird schriftliche Begutachtung ange-
ordnet, setzt das Gericht dem Sachver-
ständigen zugleich eine Frist, innerhalb 
derer er das Gutachten einzureichen hat.
(2) Das Gericht kann in Verfahren, die die 
Person des Kindes betreffen, anordnen, 
dass der Sachverständige bei der Erstel-
lung des Gutachtenauftrags auch auf die 
Herstellung des Einvernehmens zwischen 
den Beteiligten hinwirken soll.
(3) Eine Vernehmung des Kindes als Zeuge 
findet nicht statt.

§ 166  Abänderung und Überprüfung 
von Entscheidungen und ge-
richtlich gebilligten Vergleichen

(1) Das Gericht ändert eine Entscheidung 
oder einen gerichtlich gebilligten Vergleich 

nach Maßgabe des § 1696 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs.
(2) Eine länger dauernde kindesschutz-
rechtliche Maßnahme hat das Gericht in 
angemessenen Zeitabständen zu über-
prüfen.
(3) Sieht das Gericht von einer Maßnahme 
nach den §§ 1666 bis 1667 des Bürgerli-
chen Gesetzbuchs ab, soll es seine Ent-
scheidung in einem angemessenen Zeitab-
stand, in der Regel nach drei Monaten, 
überprüfen.

§ 167  Anwendbare Vorschriften bei 
Unterbringung Minderjähriger

(1) In Verfahren nach § 151 Nr. 6 sind die 
für Unterbringungssachen nach § 312 Nr. 1, 
in Verfahren nach § 151 Nr. 7 die für Un-
terbringungssachen nach § 312 Nr. 3 gel-
tenden Vorschriften anzuwenden. An die 
Stelle des Verfahrenspflegers tritt der 
Verfahrensbeistand.
(2) Ist für eine Kindschaftssache nach Ab-
satz 1 ein anderes Gericht zuständig als 
dasjenige, bei dem eine Vormundschaft 
oder eine die Unterbringung erfassende 
Pflegschaft für den Minderjährigen einge-
leitet ist, teilt dieses Gericht dem für das 
Verfahren nach Absatz 1 zuständigen Ge-
richt die Anordnung und Aufhebung der 
Vormundschaft oder Pflegschaft, den 
Wegfall des Aufgabenbereichs Unterbrin-
gung und einen Wechsel in der Person des 
Vormunds oder Pflegers mit; das für das 
Verfahren nach Absatz 1 zuständige Ge-
richt teilt dem anderen Gericht die Unter-
bringungsmaßnahme, ihre Änderung, 
Verlängerung und Aufhebung mit.
(3) Der Betroffene ist ohne Rücksicht auf 
seine Geschäftsfähigkeit verfahrensfähig, 
wenn er das 14. Lebensjahr vollendet hat.
(4) In den in Absatz 1 Satz 1 genannten 
Verfahren sind die Elternteile, denen die 
Personensorge zusteht, der gesetzliche 
Vertreter in persönlichen Angelegenheiten 
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sowie die Pflegeeltern persönlich 
anzuhören.
(5) Das Jugendamt hat die Eltern, den 
Vormund oder den Pfleger auf deren 
Wunsch bei der Zuführung zur Unterbrin-
gung zu unterstützen.
(6) In Verfahren nach § 151 Nr. 6 und 7 soll 
der Sachverständige Arzt für Kinder- und 
Jugendpsychiatrie und -psychotherapie 
sein. In Verfahren nach § 151 Nr. 6 kann 
das Gutachten auch durch einen in Fragen 
der Heimerziehung ausgewiesenen Psycho-
therapeuten, Psychologen, Pädagogen oder 
Sozialpädagogen erstattet werden.

Buch 3 
Verfahren in  
Betreuungs- und 
Unterbringungssachen

Abschnitt 2

Verfahren in 
Unterbringungssachen

§ 313 Örtliche Zuständigkeit

(1) Ausschließlich zuständig für Unterbrin-
gungssachen nach § 312 Nr. 1 und 2 ist in 
dieser Rangfolge: 
1.  das Gericht, bei dem ein Verfahren zur 

Bestellung eines Betreuers eingeleitet oder 
das Betreuungsverfahren anhängig ist;

2.  das Gericht, in dessen Bezirk der Betrof-
fene seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat;

3.  das Gericht, in dessen Bezirk das Be-
dürfnis für die Unterbringungsmaß-
nahme hervortritt;

4.  das Amtsgericht Schöneberg in Berlin, 
wenn der Betroffene Deutscher ist.

(2) Für einstweilige Anordnungen oder 
einstweilige Maßregeln ist auch das Ge-
richt zuständig, in dessen Bezirk das Be-

dürfnis für die Unterbringungsmaßnahme 
bekannt wird. In den Fällen einer einstwei-
ligen Anordnung oder einstweiligen Maß-
regel soll es dem nach Absatz 1 Nr. 1 oder 
Nr. 2 zuständigen Gericht davon Mittei-
lung machen.
(3) Ausschließlich zuständig für Unterbrin-
gungen nach § 312 Nr. 3 ist das Gericht, in 
dessen Bezirk das Bedürfnis für die Unter-
bringungsmaßnahme hervortritt. Befindet 
sich der Betroffene bereits in einer Einrich-
tung zur freiheitsentziehenden Unterbrin-
gung, ist das Gericht ausschließlich zustän-
dig, in dessen Bezirk die Einrichtung liegt.
(4) Ist für die Unterbringungssache ein 
anderes Gericht zuständig als dasjenige, 
bei dem ein die Unterbringung erfassen-
des Verfahren zur Bestellung eines Betreu-
ers eingeleitet ist, teilt dieses Gericht dem 
für die Unterbringungssache zuständigen 
Gericht die Aufhebung der Betreuung, 
den Wegfall des Aufgabenbereiches Un-
terbringung und einen Wechsel in der 
Person des Betreuers mit. Das für die Un-
terbringungssache zuständige Gericht teilt 
dem anderen Gericht die Unterbringungs-
maßnahme, ihre Änderung, Verlängerung 
und Aufhebung mit.

§ 315 Beteiligte

(1) Zu beteiligen sind 
1. der Betroffene,
2. der Betreuer,
3. der Bevollmächtigte im Sinne des § 
1896 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs.
(2) Der Verfahrenspfleger wird durch seine 
Bestellung als Beteiligter zum Verfahren 
hinzugezogen.
(3) Die zuständige Behörde ist auf ihren 
Antrag als Beteiligte hinzuzuziehen.
(4) Beteiligt werden können im Interesse 
des Betroffenen 
1.  dessen Ehegatte oder Lebenspartner, 

wenn die Ehegatten oder Lebenspart-
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ner nicht dauernd getrennt leben, so-
wie dessen Eltern und Kinder, wenn der 
Betroffene bei diesen lebt oder bei Ein-
leitung des Verfahrens gelebt hat, so-
wie die Pflegeeltern,

2.  eine von ihm benannte Person seines 
Vertrauens,

3.  der Leiter der Einrichtung, in der der 
Betroffene lebt.

Das Landesrecht kann vorsehen, dass wei-
tere Personen und Stellen beteiligt werden 
können.

§ 319 Anhörung des Betroffenen

(1) Das Gericht hat den Betroffenen vor 
einer Unterbringungsmaßnahme persön-
lich anzuhören und sich einen persönli-
chen Eindruck von ihm zu verschaffen. 
Den persönlichen Eindruck verschafft sich 
das Gericht, soweit dies erforderlich ist, in 
der üblichen Umgebung des Betroffenen.
(2) Das Gericht unterrichtet den Betroffenen 
über den möglichen Verlauf des Verfahrens.
(3) Soll eine persönliche Anhörung nach   
§ 34 Abs. 2 unterbleiben, weil hiervon er-
hebliche Nachteile für die Gesundheit des 
Betroffenen zu besorgen sind, darf diese 
Entscheidung nur auf Grundlage eines ärzt-
lichen Gutachtens getroffen werden.
(4) Verfahrenshandlungen nach Absatz 1 
sollen nicht im Wege der Rechtshilfe 
erfolgen.
(5) Das Gericht kann den Betroffenen 
durch die zuständige Behörde vorführen 
lassen, wenn er sich weigert, an Verfah-
renshandlungen nach Absatz 1 mit-
zuwirken.

§ 320  Anhörung der sonstigen 
 Beteiligten und der   
zuständigen Behörde

Das Gericht hat die sonstigen Beteiligten 
anzuhören. Es soll die zuständige Behörde 
anhören.

§ 321 Einholung eines Gutachtens

(1) Vor einer Unterbringungsmaßnahme 
hat eine förmliche Beweisaufnahme durch 
Einholung eines Gutachtens über die Not-
wendigkeit der Maßnahme stattzufinden. 
Der Sachverständige hat den Betroffenen 
vor der Erstattung des Gutachtens persön-
lich zu untersuchen oder zu befragen. Das 
Gutachten soll sich auch auf die voraus-
sichtliche Dauer der Unterbringung erstre-
cken. Der Sachverständige soll Arzt für 
Psychiatrie sein; er muss Arzt mit Erfah-
rung auf dem Gebiet der Psychiatrie sein.
(2) Für eine Maßnahme nach § 312 Nr. 2 
genügt ein ärztliches Zeugnis.

§ 323 Inhalt der Beschlussformel

Die Beschlussformel enthält im Fall der 
Genehmigung oder Anordnung einer Un-
terbringungsmaßnahme auch 
1.  die nähere Bezeichnung der Unterbrin-

gungsmaßnahme sowie
2.  den Zeitpunkt, zu dem die Unterbrin-

gungsmaßnahme endet.

§ 324  Wirksamwerden von 
Beschlüssen

(1) Beschlüsse über die Genehmigung oder 
die Anordnung einer Unterbringungsmaß-
nahme werden mit Rechtskraft wirksam.
(2) Das Gericht kann die sofortige Wirk-
samkeit des Beschlusses anordnen. In die-
sem Fall wird er wirksam, wenn der Be-
schluss und die Anordnung seiner 
sofortigen Wirksamkeit 
1.  dem Betroffenen, dem Verfahrenspfle-

ger, dem Betreuer oder dem Bevoll-
mächtigten im Sinne des § 1896 Abs. 2 
Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
bekannt gegeben werden,

2.  einem Dritten zum Zweck des Vollzugs 
des Beschlusses mitgeteilt werden oder
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3.  der Geschäftsstelle des Gerichts zum 
Zweck der Bekanntgabe übergeben 
werden.

Der Zeitpunkt der sofortigen Wirksamkeit 
ist auf dem Beschluss zu vermerken.

§ 325 Bekanntgabe

(1) Von der Bekanntgabe der Gründe eines 
Beschlusses an den Betroffenen kann ab-
gesehen werden, wenn dies nach ärztli-
chem Zeugnis erforderlich ist, um erhebli-
che Nachteile für seine Gesundheit zu 
vermeiden.
(2) Der Beschluss, durch den eine Unter-
bringungsmaßnahme genehmigt oder 
angeordnet wird, ist auch dem Leiter der 
Einrichtung, in der der Betroffene unterge-
bracht werden soll, bekannt zu geben. Das 
Gericht hat der zuständigen Behörde die 
Entscheidung, durch die eine Unterbrin-
gungsmaßnahme genehmigt, angeordnet 
oder aufgehoben wird, bekannt zu geben.

§ 326 Zuführung zur Unterbringung

(1) Die zuständige Behörde hat den Be-
treuer oder den Bevollmächtigten im Sinne 
des § 1896 Abs. 2 Satz 2 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs auf deren Wunsch bei der 
Zuführung zur Unterbringung nach § 312 
Nr. 1 zu unterstützen.
(2) Gewalt darf die zuständige Behörde 
nur anwenden, wenn das Gericht dies auf 
Grund einer ausdrücklichen Entscheidung 
angeordnet hat. Die zuständige Behörde 
ist befugt, erforderlichenfalls die Unter-
stützung der polizeilichen Vollzugsorgane 
nachzusuchen.
(3) Die Wohnung des Betroffenen darf 
ohne dessen Einwilligung nur betreten 
werden, wenn das Gericht dies auf Grund 
einer ausdrücklichen Entscheidung ange-
ordnet hat. Bei Gefahr im Verzug findet 
Satz 1 keine Anwendung.

§ 329  Dauer und Verlängerung  
der Unterbringung

(1) Die Unterbringung endet spätestens 
mit Ablauf eines Jahres, bei offensichtlich 
langer Unterbringungsbedürftigkeit spä-
testens mit Ablauf von zwei Jahren, wenn 
sie nicht vorher verlängert wird.
(2) Für die Verlängerung der Genehmi-
gung oder Anordnung einer Unterbrin-
gungsmaßnahme gelten die Vorschriften 
für die erstmalige Anordnung oder Geneh-
migung entsprechend. Bei Unterbringun-
gen mit einer Gesamtdauer von mehr als 
vier Jahren soll das Gericht keinen Sach-
verständigen bestellen, der den Betroffe-
nen bisher behandelt oder begutachtet 
hat oder in der Einrichtung tätig ist, in der 
der Betroffene untergebracht ist.

§ 335  Ergänzende Vorschriften  
über die Beschwerde

(1) Das Recht der Beschwerde steht im 
Interesse des Betroffenen 
1.  dessen Ehegatten oder Lebenspartner, 

wenn die Ehegatten oder Lebenspart-
ner nicht dauernd getrennt leben, so-
wie dessen Eltern und Kindern, wenn 
der Betroffene bei diesen lebt oder bei 
Einleitung des Verfahrens gelebt hat, 
den Pflegeeltern,

2.  einer von dem Betroffenen benannten 
Person seines Vertrauens sowie

3.  dem Leiter der Einrichtung, in der der 
Betroffene lebt,

zu, wenn sie im ersten Rechtszug beteiligt 
worden sind.
(2) Das Recht der Beschwerde steht dem 
Verfahrenspfleger zu.
(3) Der Betreuer oder der Vorsorgebevoll-
mächtigte kann gegen eine Entscheidung, die 
seinen Aufgabenkreis betrifft, auch im Na-
men des Betroffenen Beschwerde einlegen.
(4) Das Recht der Beschwerde steht der 
zuständigen Behörde zu.
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BGB

Buch 4 
Familienrecht

Abschnitt 2

Verwandtschaft

Titel 5

Elterliche Sorge

§ 1628  Gerichtliche Entscheidung bei 
Meinungsverschiedenheiten 
der Eltern

Können sich die Eltern in einer einzelnen 
Angelegenheit oder in einer bestimmten 
Art von Angelegenheiten der elterlichen 
Sorge, deren Regelung für das Kind von 
erheblicher Bedeutung ist, nicht einigen, 
so kann das Familiengericht auf Antrag 
eines Elternteils die Entscheidung einem 
Elternteil übertragen. Die Übertragung 
kann mit Beschränkungen oder mit Aufla-
gen verbunden werden.

§ 1629 Vertretung des Kindes

(1) Die elterliche Sorge umfasst die Vertre-
tung des Kindes. Die Eltern vertreten das 
Kind gemeinschaftlich; ist eine Willenser-
klärung gegenüber dem Kind abzugeben, 
so genügt die Abgabe gegenüber einem 
Elternteil. Ein Elternteil vertritt das Kind 
allein, soweit er die elterliche Sorge allein 
ausübt oder ihm die Entscheidung nach  
§ 1628 übertragen ist. Bei Gefahr im Ver-
zug ist jeder Elternteil dazu berechtigt, alle 
Rechtshandlungen vorzunehmen, die zum 
Wohl des Kindes notwendig sind; der an-
dere Elternteil ist unverzüglich zu unter-
richten.

(2) Der Vater und die Mutter können das 
Kind insoweit nicht vertreten, als nach  
§ 1795 ein Vormund von der Vertretung des 
Kindes ausgeschlossen ist. Steht die elterli-
che Sorge für ein Kind den Eltern gemein-
sam zu, so kann der Elternteil, in dessen 
Obhut sich das Kind befindet, Unterhaltsan-
sprüche des Kindes gegen den anderen 
Elternteil geltend machen. Das Familienge-
richt kann dem Vater und der Mutter nach 
§ 1796 die Vertretung entziehen; dies gilt 
nicht für die Feststellung der Vaterschaft.
(2a) Der Vater und die Mutter können das 
Kind in einem gerichtlichen Verfahren 
nach § 1598a Abs. 2 nicht vertreten.
(3) Sind die Eltern des Kindes miteinander 
verheiratet, so kann ein Elternteil, solange 
die Eltern getrennt leben oder eine Ehesa-
che zwischen ihnen anhängig ist, Unter-
haltsansprüche des Kindes gegen den an-
deren Elternteil nur im eigenen Namen 
geltend machen. Eine von einem Elternteil 
erwirkte gerichtliche Entscheidung und ein 
zwischen den Eltern geschlossener gericht-
licher Vergleich wirken auch für und ge-
gen das Kind.

§ 1630  Elterliche Sorge bei Pfleger-
bestellung oder Familienpflege

(1) Die elterliche Sorge erstreckt sich nicht 
auf Angelegenheiten des Kindes, für die 
ein Pfleger bestellt ist.
(2) Steht die Personensorge oder die Ver-
mögenssorge einem Pfleger zu, so ent-
scheidet das Familiengericht, falls sich die 
Eltern und der Pfleger in einer Angelegen-
heit nicht einigen können, die sowohl die 
Person als auch das Vermögen des Kindes 
betrifft.
(3) Geben die Eltern das Kind für längere 
Zeit in Familienpflege, so kann das Famili-
engericht auf Antrag der Eltern oder der 
Pflegeperson Angelegenheiten der elterli-
chen Sorge auf die Pflegeperson übertra-
gen. Für die Übertragung auf Antrag der 
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Pflegeperson ist die Zustimmung der Eltern 
erforderlich. Im Umfang der Übertragung 
hat die Pflegeperson die Rechte und Pflich-
ten eines Pflegers.

§ 1631b  Mit Freiheitsentziehung 
 verbundene Unterbringung

Eine Unterbringung des Kindes, die mit 
Freiheitsentziehung verbunden ist, bedarf 
der Genehmigung des Familiengerichts. 
Die Unterbringung ist zulässig, wenn sie 
zum Wohl des Kindes, insbesondere zur 
Abwendung einer erheblichen Selbst- oder 
Fremdgefährdung, erforderlich ist und der 
Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht 
durch andere öffentliche Hilfen, begegnet 
werden kann. Ohne die Genehmigung ist 
die Unterbringung nur zulässig, wenn mit 
dem Aufschub Gefahr verbunden ist; die 
Genehmigung ist unverzüglich 
nachzuholen.

§ 1632  Herausgabe des Kindes; 
 Bestimmung des Umgangs; 
Verbleibensanordnung bei 
Familienpflege

(1) Die Personensorge umfasst das Recht, 
die Herausgabe des Kindes von jedem zu 
verlangen, der es den Eltern oder einem 
Elternteil widerrechtlich vorenthält.
(2) Die Personensorge umfasst ferner das 
Recht, den Umgang des Kindes auch mit 
Wirkung für und gegen Dritte zu be-
stimmen.
(3) Über Streitigkeiten, die eine Angele-
genheit nach Absatz 1 oder 2 betreffen, 
entscheidet das Familiengericht auf Antrag 
eines Elternteils.
(4) Lebt das Kind seit längerer Zeit in Fami-
lienpflege und wollen die Eltern das Kind 
von der Pflegeperson wegnehmen, so 
kann das Familiengericht von Amts wegen 
oder auf Antrag der Pflegeperson anord-
nen, dass das Kind bei der Pflegeperson 

verbleibt, wenn und solange das Kindes-
wohl durch die Wegnahme gefährdet 
würde.

§ 1666  Gerichtliche Maßnahmen bei 
Gefährdung des Kindeswohls

(1) Wird das körperliche, geistige oder 
seelische Wohl des Kindes oder sein Ver-
mögen gefährdet und sind die Eltern 
nicht gewillt oder nicht in der Lage, die 
Gefahr abzuwenden, so hat das Familien-
gericht die Maßnahmen zu treffen, die 
zur Abwendung der Gefahr erforderlich 
sind.
(2) In der Regel ist anzunehmen, dass das 
Vermögen des Kindes gefährdet ist, wenn 
der Inhaber der Vermögenssorge seine 
Unterhaltspflicht gegenüber dem Kind 
oder seine mit der Vermögenssorge ver-
bundenen Pflichten verletzt oder Anord-
nungen des Gerichts, die sich auf die Ver-
mögenssorge beziehen, nicht befolgt.
(3) Zu den gerichtlichen Maßnahmen nach 
Absatz 1 gehören insbesondere 
1.  Gebote, öffentliche Hilfen wie zum 

Beispiel Leistungen der Kinder- und 
Jugendhilfe und der Gesundheitsfür-
sorge in Anspruch zu nehmen,

2.  Gebote, für die Einhaltung der Schul-
pflicht zu sorgen,

3.  Verbote, vorübergehend oder auf un-
bestimmte Zeit die Familienwohnung 
oder eine andere Wohnung zu nutzen, 
sich in einem bestimmten Umkreis der 
Wohnung aufzuhalten oder zu bestim-
mende andere Orte aufzusuchen, an 
denen sich das Kind regelmäßig auf-
hält,

4.  Verbote, Verbindung zum Kind aufzu-
nehmen oder ein Zusammentreffen mit 
dem Kind herbeizuführen,

5.  die Ersetzung von Erklärungen des In-
habers der elterlichen Sorge,

6.  die teilweise oder vollständige Entzie-
hung der elterlichen Sorge.
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(4) In Angelegenheiten der Personensorge 
kann das Gericht auch Maßnahmen mit 
Wirkung gegen einen Dritten treffen.

§ 1666a  Grundsatz der Verhältnis-
mäßigkeit; Vorrang öffent-
licher Hilfen

(1) Maßnahmen, mit denen eine Trennung 
des Kindes von der elterlichen Familie ver-
bunden ist, sind nur zulässig, wenn der 
Gefahr nicht auf andere Weise, auch nicht 
durch öffentliche Hilfen, begegnet werden 
kann. Dies gilt auch, wenn einem Elternteil 
vorübergehend oder auf unbestimmte Zeit 
die Nutzung der Familienwohnung unter-
sagt werden soll. Wird einem Elternteil 
oder einem Dritten die Nutzung der vom 
Kind mitbewohnten oder einer anderen 
Wohnung untersagt, ist bei der Bemes-
sung der Dauer der Maßnahme auch zu 
berücksichtigen, ob diesem das Eigentum, 
das Erbbaurecht oder der Nießbrauch an 
dem Grundstück zusteht, auf dem sich die 
Wohnung befindet; Entsprechendes gilt 
für das Wohnungseigentum, das Dauer-
wohnrecht, das dingliche Wohnrecht oder 
wenn der Elternteil oder Dritte Mieter der 
Wohnung ist.
(2) Die gesamte Personensorge darf nur 
entzogen werden, wenn andere Maßnah-
men erfolglos geblieben sind oder wenn 
anzunehmen ist, dass sie zur Abwendung 
der Gefahr nicht ausreichen.

§ 1667  Gerichtliche Maßnahmen bei 
Gefährdung des Kindes-
vermögens

(1) Das Familiengericht kann anordnen, 
dass die Eltern ein Verzeichnis des Vermö-
gens des Kindes einreichen und über die 
Verwaltung Rechnung legen. Die Eltern 
haben das Verzeichnis mit der Versiche-
rung der Richtigkeit und Vollständigkeit zu 
versehen. Ist das eingereichte Verzeichnis 

ungenügend, so kann das Familiengericht 
anordnen, dass das Verzeichnis durch eine 
zuständige Behörde oder durch einen zu-
ständigen Beamten oder Notar aufgenom-
men wird.
(2) Das Familiengericht kann anordnen, 
dass das Geld des Kindes in bestimmter 
Weise anzulegen und dass zur Abhebung 
seine Genehmigung erforderlich ist. Gehö-
ren Wertpapiere, Kostbarkeiten oder 
Schuldbuchforderung gegen den Bund 
oder ein Land zum Vermögen des Kindes, 
so kann das Familiengericht dem Elternteil, 
der das Kind vertritt, die gleichen Ver-
pflichtungen auferlegen, die nach §§ 1814 
bis 1816, 1818 einem Vormund obliegen; 
die §§ 1819, 1820 sind entsprechend 
anzuwenden.
(3) Das Familiengericht kann dem Eltern-
teil, der das Vermögen des Kindes gefähr-
det, Sicherheitsleistung für das seiner Ver-
waltung unterliegende Vermögen 
auferlegen. Die Art und den Umfang der 
Sicherheitsleistung bestimmt das Familien-
gericht nach seinem Ermessen. Bei der 
Bestellung und Aufhebung der Sicherheit 
wird die Mitwirkung des Kindes durch die 
Anordnung des Familiengerichts ersetzt. 
Die Sicherheitsleistung darf nur dadurch 
erzwungen werden, dass die Vermögens-
sorge gemäß § 1666 Abs. 1 ganz oder 
teilweise entzogen wird.
(4) Die Kosten der angeordneten Maßnah-
men trägt der Elternteil, der sie veranlasst 
hat.

§ 1671  Getrenntleben bei gemein-
samer elterlicher Sorge

(1) Leben Eltern, denen die elterliche 
Sorge gemeinsam zusteht, nicht nur vorü-
bergehend getrennt, so kann jeder Eltern-
teil beantragen, dass ihm das Familienge-
richt die elterliche Sorge oder einen Teil 
der elterlichen Sorge allein überträgt.
(2) Dem Antrag ist stattzugeben, soweit 
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1.  der andere Elternteil zustimmt, es sei 
denn, dass das Kind das 14. Lebensjahr 
vollendet hat und der Übertragung 
widerspricht, oder

2.  zu erwarten ist, dass die Aufhebung 
der gemeinsamen Sorge und die Über-
tragung auf den Antragsteller dem 
Wohl des Kindes am besten entspricht.

(3) Dem Antrag ist nicht stattzugeben, 
soweit die elterliche Sorge auf Grund an-
derer Vorschriften abweichend geregelt 
werden muss.

§ 1672  Getrenntleben bei elterlicher 
Sorge der Mutter

(1) Leben die Eltern nicht nur vorüberge-
hend getrennt und steht die elterliche 
Sorge nach § 1626a Abs. 2 der Mutter zu, 
so kann der Vater mit Zustimmung der 
Mutter beantragen, dass ihm das Familien-
gericht die elterliche Sorge oder einen Teil 
der elterlichen Sorge allein überträgt. Dem 
Antrag ist stattzugeben, wenn die Über-
tragung dem Wohl des Kindes dient.
(2) Soweit eine Übertragung nach Absatz 
1 stattgefunden hat, kann das Familienge-
richt auf Antrag eines Elternteils mit Zu-
stimmung des anderen Elternteils entschei-
den, dass die elterliche Sorge den Eltern 
gemeinsam zusteht, wenn dies dem Wohl 
des Kindes nicht widerspricht. Das gilt 
auch, soweit die Übertragung nach Absatz 
1 wieder aufgehoben wurde.

§ 1674  Ruhen der elterlichen Sorge   
bei tatsächlichem Hindernis

(1) Die elterliche Sorge eines Elternteils 
ruht, wenn das Familiengericht feststellt, 
dass er auf längere Zeit die elterliche Sorge 
tatsächlich nicht ausüben kann.
(2) Die elterliche Sorge lebt wieder auf, 
wenn das Familiengericht feststellt, dass 
der Grund des Ruhens nicht mehr besteht.

§ 1678  Folgen der tatsächlichen Ver-
hinderung oder des Ruhens  
für den anderen Elternteil

(1) Ist ein Elternteil tatsächlich verhindert, 
die elterliche Sorge auszuüben, oder ruht 
seine elterliche Sorge, so übt der andere 
Teil die elterliche Sorge allein aus; dies gilt 
nicht, wenn die elterliche Sorge dem El-
ternteil nach § 1626a Abs. 2, § 1671 oder 
§ 1672 Abs. 1 allein zustand.
(2) Ruht die elterliche Sorge des Elternteils, 
dem sie nach § 1626a Abs. 2 allein zu-
stand, und besteht keine Aussicht, dass 
der Grund des Ruhens wegfallen werde, 
so hat das Familiengericht die elterliche 
Sorge dem anderen Elternteil zu übertra-
gen, wenn dies dem Wohl des Kindes 
dient.

§ 1680  Tod eines Elternteils oder 
 Entziehung des Sorgerechts

(1) Stand die elterliche Sorge den Eltern 
gemeinsam zu und ist ein Elternteil gestor-
ben, so steht die elterliche Sorge dem 
überlebenden Elternteil zu.
(2) Ist ein Elternteil, dem die elterliche 
Sorge gemäß § 1671 oder § 1672 Abs. 1 
allein zustand, gestorben, so hat das Fami-
liengericht die elterliche Sorge dem über-
lebenden Elternteil zu übertragen, wenn 
dies dem Wohl des Kindes nicht wider-
spricht. Stand die elterliche Sorge der 
Mutter gemäß § 1626a Abs. 2 allein zu, 
so hat das Familiengericht die elterliche 
Sorge dem Vater zu übertragen, wenn dies 
dem Wohl des Kindes dient.
(3) Absatz 1 und Absatz 2 Satz 2 gelten 
entsprechend, soweit einem Elternteil, 
dem die elterliche Sorge gemeinsam mit 
dem anderen Elternteil oder gemäß  
§ 1626a Abs. 2 allein zustand, die elterli-
che Sorge entzogen wird.
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§ 1681  Todeserklärung eines 
Elternteils

(1) § 1680 Abs. 1 und 2 gilt entsprechend, 
wenn die elterliche Sorge eines Elternteils 
endet, weil er für tot erklärt oder seine 
Todeszeit nach den Vorschriften des Ver-
schollenheitsgesetzes festgestellt worden 
ist.
(2) Lebt dieser Elternteil noch, so hat ihm 
das Familiengericht auf Antrag die elterli-
che Sorge in dem Umfang zu übertragen, 
in dem sie ihm vor dem nach § 1677 maß-
gebenden Zeitpunkt zustand, wenn dies 
dem Wohl des Kindes nicht widerspricht.

§ 1682  Verbleibensanordnung zu-
gunsten von Bezugspersonen

Hat das Kind seit längerer Zeit in einem 
Haushalt mit einem Elternteil und dessen 
Ehegatten gelebt und will der andere El-
ternteil, der nach den §§ 1678, 1680, 
1681 den Aufenthalt des Kindes nunmehr 
allein bestimmen kann, das Kind von dem 
Ehegatten wegnehmen, so kann das Fami-
liengericht von Amts wegen oder auf An-
trag des Ehegatten anordnen, dass das 
Kind bei dem Ehegatten verbleibt, wenn 
und solange das Kindeswohl durch die 
Wegnahme gefährdet würde. Satz 1 gilt 
entsprechend, wenn das Kind seit längerer 
Zeit in einem Haushalt mit einem Elternteil 
und dessen Lebenspartner oder einer nach 
§ 1685 Abs. 1 umgangsberechtigten voll-
jährigen Person gelebt hat.

§ 1684  Umgang des Kindes  
mit den Eltern 

(1) Das Kind hat das Recht auf Umgang 
mit jedem Elternteil; jeder Elternteil ist 
zum Umgang mit dem Kind verpflichtet 
und berechtigt.
(2) Die Eltern haben alles zu unterlassen, 
was das Verhältnis des Kindes zum jeweils 

anderen Elternteil beeinträchtigt oder die 
Erziehung erschwert. Entsprechendes gilt, 
wenn sich das Kind in der Obhut einer 
anderen Person befindet.
(3) Das Familiengericht kann über den 
Umfang des Umgangsrechts entscheiden 
und seine Ausübung, auch gegenüber 
Dritten, näher regeln. Es kann die Beteilig-
ten durch Anordnungen zur Erfüllung der 
in Absatz 2 geregelten Pflicht anhalten. 
Wird die Pflicht nach Absatz 2 dauerhaft 
oder wiederholt erheblich verletzt, kann 
das Familiengericht auch eine Pflegschaft 
für die Durchführung des Umgangs anord-
nen (Umgangspflegschaft). Die Umgangs-
pflegschaft umfasst das Recht, die Heraus-
gabe des Kindes zur Durchführung des 
Umgangs zu verlangen und für die Dauer 
des Umgangs dessen Aufenthalt zu be-
stimmen. Die Anordnung ist zu befristen. 
Für den Ersatz von Aufwendungen und 
die Vergütung des Umgangspflegers gilt  
§ 277 des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
entsprechend.
(4) Das Familiengericht kann das Um-
gangsrecht oder den Vollzug früherer Ent-
scheidungen über das Umgangsrecht ein-
schränken oder ausschließen, soweit dies 
zum Wohl des Kindes erforderlich ist. Eine 
Entscheidung, die das Umgangsrecht oder 
seinen Vollzug für längere Zeit oder auf 
Dauer einschränkt oder ausschließt, kann 
nur ergehen, wenn andernfalls das Wohl 
des Kindes gefährdet wäre. Das Familien-
gericht kann insbesondere anordnen, dass 
der Umgang nur stattfinden darf, wenn 
ein mitwirkungsbereiter Dritter anwesend 
ist. Dritter kann auch ein Träger der Ju-
gendhilfe oder ein Verein sein; dieser be-
stimmt dann jeweils, welche Einzelperson 
die Aufgabe wahrnimmt.
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§ 1685  Umgang des Kindes mit 
 anderen Bezugspersonen

(1) Großeltern und Geschwister haben ein 
Recht auf Umgang mit dem Kind, wenn 
dieser dem Wohl des Kindes dient.
(2) Gleiches gilt für enge Bezugspersonen 
des Kindes, wenn diese für das Kind tatsäch-
liche Verantwortung tragen oder getragen 
haben (sozial-familiäre Beziehung). Eine 
Übernahme tatsächlicher Verantwortung ist 
in der Regel anzunehmen, wenn die Person 
mit dem Kind längere Zeit in häuslicher Ge-
meinschaft zusammengelebt hat.
(3) § 1684 Abs. 2 bis 4 gilt entsprechend. 
Eine Umgangspflegschaft nach § 1684 
Abs. 3 Satz 3 bis 5 kann das Familienge-
richt nur anordnen, wenn die Vorausset-
zungen des § 1666 Abs. 1 erfüllt sind.

§ 1686  Auskunft über die persönlichen 
Verhältnisse des Kindes

Jeder Elternteil kann vom anderen Eltern-
teil bei berechtigtem Interesse Auskunft 
über die persönlichen Verhältnisse des 
Kindes verlangen, soweit dies dem Wohl 
des Kindes nicht widerspricht. Über Strei-
tigkeiten entscheidet das Familiengericht.

§ 1687  Ausübung der gemeinsamen 
Sorge bei Getrenntleben

(1) Leben Eltern, denen die elterliche 
Sorge gemeinsam zusteht, nicht nur vorü-
bergehend getrennt, so ist bei Entschei-
dungen in Angelegenheiten, deren Rege-
lung für das Kind von erheblicher 
Bedeutung ist, ihr gegenseitiges Einver-
nehmen erforderlich. Der Elternteil, bei 
dem sich das Kind mit Einwilligung des 
anderen Elternteils oder auf Grund einer 
gerichtlichen Entscheidung gewöhnlich 
aufhält, hat die Befugnis zur alleinigen 
Entscheidung in Angelegenheiten des täg-
lichen Lebens. Entscheidungen in Angele-

genheiten des täglichen Lebens sind in der 
Regel solche, die häufig vorkommen und 
die keine schwer abzuändernden Auswir-
kungen auf die Entwicklung des Kindes 
haben. Solange sich das Kind mit Einwilli-
gung dieses Elternteils oder auf Grund 
einer gerichtlichen Entscheidung bei dem 
anderen Elternteils aufhält, hat dieser die 
Befugnis zur alleinigen Entscheidung in 
Angelegenheiten der tatsächlichen Betreu-
ung. § 1629 Abs. 1 Satz 4 und § 1684 
Abs. 2 Satz 1 gelten entsprechend.
(2) Das Familiengericht kann die Befug-
nisse nach Absatz 1 Satz 2 und 4 ein-
schränken oder ausschließen, wenn dies 
zum Wohl des Kindes erforderlich ist.

§ 1687a  Entscheidungsbefugnisse  
des nicht sorgeberechtigten 
Elternteils

Für jeden Elternteil, der nicht Inhaber der 
elterlichen Sorge ist und bei dem sich das 
Kind mit Einwilligung des anderen Eltern-
teils oder eines sonstigen Inhabers der 
Sorge oder auf Grund einer gerichtlichen 
Entscheidung aufhält, gilt § 1687 Abs. 1 
Satz 4 und 5 und Abs. 2 entsprechend.

§ 1687b  Sorgerechtliche Befugnisse 
des Ehegatten

(1) Der Ehegatte eines allein sorgeberech-
tigten Elternteils, der nicht Elternteil des 
Kindes ist, hat im Einvernehmen mit dem 
sorgeberechtigten Elternteil die Befugnis 
zur Mitentscheidung in Angelegenheiten 
des täglichen Lebens des Kindes. § 1629 
Abs. 2 Satz 1 gilt entsprechend.
(2) Bei Gefahr im Verzug ist der Ehegatte 
dazu berechtigt, alle Rechtshandlungen 
vorzunehmen, die zum Wohl des Kindes 
notwendig sind; der sorgeberechtigte El-
ternteil ist unverzüglich zu unterrichten.
(3) Das Familiengericht kann die Befug-
nisse nach Absatz 1 einschränken oder 
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ausschließen, wenn dies zum Wohl des 
Kindes erforderlich ist.
(4) Die Befugnisse nach Absatz 1 bestehen 
nicht, wenn die Ehegatten nicht nur vorü-
bergehend getrennt leben.

§ 1688  Entscheidungsbefugnisse   
der Pflegeperson

(1) Lebt ein Kind für längere Zeit in Famili-
enpflege, so ist die Pflegeperson berech-
tigt, in Angelegenheiten des täglichen 
Lebens zu entscheiden sowie den Inhaber 
der elterlichen Sorge in solchen Angele-
genheiten zu vertreten. Sie ist befugt, den 
Arbeitsverdienst des Kindes zu verwalten 
sowie Unterhalts-, Versicherungs-, Versor-
gungs- und sonstige Sozialleistungen für 
das Kind geltend zu machen und zu ver-
walten. § 1629 Abs. 1 Satz 4 gilt 
entsprechend.
(2) Der Pflegeperson steht eine Person 
gleich, die im Rahmen der Hilfe nach den 
§§ 34, 35 und 35a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 und 
4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch die 
Erziehung und Betreuung eines Kindes 
übernommen hat.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, wenn 
der Inhaber der elterlichen Sorge etwas an-
deres erklärt. Das Familiengericht kann die 
Befugnisse nach den Absätzen 1 und 2 ein-
schränken oder ausschließen, wenn dies 
zum Wohl des Kindes erforderlich ist.
(4) Für eine Person, bei der sich das Kind 
auf Grund einer gerichtlichen Entschei-
dung nach § 1632 Abs. 4 oder § 1682 
aufhält, gelten die Absätze 1 und 3 mit 
der Maßgabe, dass die genannten Befug-
nisse nur das Familiengericht einschränken 
oder ausschließen kann.

§ 1693  Gerichtliche Maßnahmen bei 
Verhinderung der Eltern

Sind die Eltern verhindert, die elterliche 
Sorge auszuüben, so hat das Familienge-

richt die im Interesse des Kindes erforderli-
chen Maßregeln zu treffen.

§ 1696  Abänderung gerichtlicher Ent-
scheidungen und gerichtlich 
gebilligter Vergleiche

(1) Eine Entscheidung zum Sorge- oder 
Umgangsrecht oder ein gerichtlich gebil-
ligter Vergleich ist zu ändern, wenn dies 
aus triftigen, das Wohl des Kindes nach-
haltig berührenden Gründen angezeigt ist. 
§ 1672 Abs. 2, § 1680 Abs. 2 Satz 1 sowie 
§ 1681 Abs. 1 und 2 bleiben unberührt.
(2) Eine Maßnahme nach den §§ 1666 bis 
1667 oder einer anderen Vorschrift des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs, die nur ergriffen 
werden darf, wenn dies zur Abwendung 
einer Kindeswohlgefährdung oder zum 
Wohl des Kindes erforderlich ist (kindes-
schutzrechtliche Maßnahme), ist aufzuhe-
ben, wenn eine Gefahr für das Wohl des 
Kindes nicht mehr besteht oder die Erfor-
derlichkeit der Maßnahme entfallen ist.

Abschnitt 3

Vormundschaft,  
Rechtliche Betreuung, 
Pflegschaft

Titel 1

Vormundschaft

Untertitel 1

Begründung der 
Vormundschaft

§ 1774 Anordnung von Amts wegen

Das Familiengericht hat die Vormundschaft 
von Amts wegen anzuordnen. Ist anzu-
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nehmen, dass ein Kind mit seiner Geburt 
eines Vormunds bedarf, so kann schon vor 
der Geburt des Kindes ein Vormund be-
stellt werden; die Bestellung wird mit der 
Geburt des Kindes wirksam.

§ 1779  Auswahl durch das 
Familiengericht

(1) Ist die Vormundschaft nicht einem nach 
§ 1776 Berufenen zu übertragen, so hat 
das Familiengericht nach Anhörung des 
Jugendamts den Vormund auszuwählen.
(2) Das Familiengericht soll eine Person 
auswählen, die nach ihren persönlichen 
Verhältnissen und ihrer Vermögenslage 
sowie nach den sonstigen Umständen zur 
Führung der Vormundschaft geeignet ist. 
Bei der Auswahl unter mehreren geeigne-
ten Personen sind der mutmaßliche Wille 
der Eltern, die persönlichen Bindungen des 
Mündels, die Verwandtschaft oder Schwä-
gerschaft mit dem Mündel sowie das reli-
giöse Bekenntnis des Mündels zu 
berücksichtigen.
(3) Das Familiengericht soll bei der Aus-
wahl des Vormunds Verwandte oder Ver-
schwägerte des Mündels hören, wenn dies 
ohne erhebliche Verzögerung und ohne 
unverhältnismäßige Kosten geschehen 
kann. Die Verwandten und Verschwäger-
ten können von dem Mündel Ersatz ihrer 
Auslagen verlangen; der Betrag der Ausla-
gen wird von dem Familiengericht 
festgesetzt.

§ 1789  Bestellung durch das 
Familiengericht

Der Vormund wird von dem Familienge-
richt durch Verpflichtung zu treuer und 
gewissenhafter Führung der Vormund-
schaft bestellt. Die Verpflichtung soll mit-
tels Handschlags an Eides Statt erfolgen.

§ 1791b  Bestellte Amtsvormundschaft 
des Jugendamts

(1) Ist eine als ehrenamtlicher Einzelvor-
mund geeignete Person nicht vorhanden, 
so kann auch das Jugendamt zum Vor-
mund bestellt werden. Das Jugendamt 
kann von den Eltern des Mündels weder 
benannt noch ausgeschlossen werden.
(2) Die Bestellung erfolgt durch Beschluss 
des Familiengerichts; die §§ 1789, 1791 
sind nicht anzuwenden.

Untertitel 2

Führung der 
Vormundschaft

§ 1796  Entziehung der 
Vertretungsmacht

(1) Das Familiengericht kann dem Vor-
mund die Vertretung für einzelne Angele-
genheiten oder für einen bestimmten Kreis 
von Angelegenheiten entziehen.
(2) Die Entziehung soll nur erfolgen, wenn 
das Interesse des Mündels zu dem Inter-
esse des Vormunds oder eines von diesem 
vertretenen Dritten oder einer der in  
§ 1795 Nr. 1 bezeichneten Personen in 
erheblichem Gegensatz steht.

§ 1800 Umfang der Personensorge

Das Recht und die Pflicht des Vormunds, 
für die Person des Mündels zu sorgen, 
bestimmen sich nach §§ 1631 bis 1633.

§ 1846  Einstweilige Maßregeln  
des Familiengerichts

Ist ein Vormund noch nicht bestellt oder 
ist der Vormund an der Erfüllung seiner 
Pflichten verhindert, so hat das Familien-
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gericht die im Interesse des Betroffenen 
erforderlichen Maßregeln zu treffen.

Untertitel 6

Beendigung der 
Vormundschaft

§ 1886 Entlassung des Einzelvormunds

Das Familiengericht hat den Einzelvor-
mund zu entlassen, wenn die Fortführung 
des Amts, insbesondere wegen pflichtwid-
rigen Verhaltens des Vormunds, das Inter-
esse des Mündels gefährden würde oder 
wenn in der Person des Vormunds einer 
der im § 1781 bestimmten Gründe 
vorliegt.

Titel 3

Pflegschaft

§ 1909 Ergänzungspflegschaft

(1) Wer unter elterlicher Sorge oder unter 
Vormundschaft steht, erhält für Angele-
genheiten, an deren Besorgung die Eltern 
oder der Vormund verhindert sind, einen 
Pfleger. Er erhält insbesondere einen Pfle-
ger zur Verwaltung des Vermögens, das er 
von Todes wegen erwirbt oder das ihm 
unter Lebenden unentgeltlich zugewendet 
wird, wenn der Erblasser durch letztwillige 
Verfügung, der Zuwendende bei der Zu-
wendung bestimmt hat, dass die Eltern 
oder der Vormund das Vermögen nicht 
verwalten sollen.
(2) Wird eine Pflegschaft erforderlich, so 
haben die Eltern oder der Vormund dies 
dem Familiengericht unverzüglich 
anzuzeigen.
(3) Die Pflegschaft ist auch dann anzuord-
nen, wenn die Voraussetzungen für die 

Anordnung einer Vormundschaft vorlie-
gen, ein Vormund aber noch nicht bestellt 
ist.

§ 1915  Anwendung des 
Vormundschaftsrechts

(1) Auf die Pflegschaft finden die für die 
Vormundschaft geltenden Vorschriften 
entsprechende Anwendung, soweit sich 
nicht aus dem Gesetz ein anderes ergibt. 
Abweichend von § 3 Abs. 1 bis 3 des Vor-
münder- und Betreuervergütungsgesetzes 
bestimmt sich die Höhe einer nach § 1836 
Abs. 1 zu bewilligenden Vergütung nach 
den für die Führung der Pflegschaftsge-
schäfte nutzbaren Fachkenntnissen des 
Pflegers sowie nach dem Umfang und der 
Schwierigkeit der Pflegschaftsgeschäfte, 
sofern der Pflegling nicht mittellos ist. An 
die Stelle des Familiengerichts tritt das 
Betreuungsgericht; dies gilt nicht bei der 
Pflegschaft für Minderjährige oder für eine 
Leibesfrucht.
(2) Die Bestellung eines Gegenvormunds 
ist nicht erforderlich.
(3) § 1793 Abs. 2 findet auf die Pfleg-
schaft für Volljährige keine Anwendung.

SGB VIII

Erstes Kapitel 
Allgemeine Vorschriften

§ 8a  Schutzauftrag bei 
Kindeswohlgefährdung

(1) Werden dem Jugendamt gewichtige 
Anhaltspunkte für die Gefährdung des 
Wohls eines Kindes oder Jugendlichen 
bekannt, so hat es das Gefährdungsrisiko 
im Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 
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abzuschätzen. Dabei sind die Personensor-
geberechtigten sowie das Kind oder der 
Jugendliche einzubeziehen, soweit hier-
durch der wirksame Schutz des Kindes 
oder des Jugendlichen nicht in Frage ge-
stellt wird. Hält das Jugendamt zur Ab-
wendung der Gefährdung die Gewährung 
von Hilfen für geeignet und notwendig, so 
hat es diese den Personensorgeberechtig-
ten oder den Erziehungsberechtigten 
anzubieten.
(2) In Vereinbarungen mit den Trägern 
von Einrichtungen und Diensten, die Leis-
tungen nach diesem Buch erbringen, ist 
sicherzustellen, dass deren Fachkräfte den 
Schutzauftrag nach Absatz 1 in entspre-
chender Weise wahrnehmen und bei der 
Abschätzung des Gefährdungsrisikos eine 
insoweit erfahrene Fachkraft hinzuziehen. 
Insbesondere ist die Verpflichtung aufzu-
nehmen, dass die Fachkräfte bei den  
Personensorgeberechtigten oder den Er-
ziehungsberechtigten auf die Inanspruch-
nahme von Hilfen hinwirken, wenn sie 
diese für erforderlich halten, und das 
Jugendamt informieren, falls die ange-
nommenen Hilfen nicht ausreichend er-
scheinen, um die Gefährdung abzu-
wenden.
(3) Hält das Jugendamt das Tätigwerden 
des Familiengerichts für erforderlich, so 
hat es das Gericht anzurufen; dies gilt 
auch, wenn die Personensorgeberechtig-
ten oder die Erziehungsberechtigten nicht 
bereit oder in der Lage sind, bei der Ab-
schätzung des Gefährdungsrisikos mitzu-
wirken. Besteht eine dringende Gefahr 
und kann die Entscheidung des Gerichts 
nicht abgewartet werden, so ist das Ju-
gendamt verpflichtet, das Kind oder den 
Jugendlichen in Obhut zu nehmen.
(4) Soweit zur Abwendung der Gefähr-
dung das Tätigwerden anderer Leistungs-
träger, der Einrichtungen der Gesundheits-
hilfe oder der Polizei notwendig ist, hat 
das Jugendamt auf die Inanspruchnahme 

durch die Personensorgeberechtigten oder 
die Erziehungsberechtigten hinzuwirken. 
Ist ein sofortiges Tätigwerden erforderlich 
und wirken die Personensorgeberechtigten 
oder die Erziehungsberechtigten nicht mit, 
so schaltet das Jugendamt die anderen zur 
Abwendung der Gefährdung zuständigen 
Stellen selbst ein.

Zweites Kapitel 
Leistungen der 
Jugendhilfe

Zweiter Abschnitt

Förderung der Erziehung 
in der Familie

§ 17  Beratung in Fragen der Partner-
schaft, Trennung und Scheidung

(1) Mütter und Väter haben im Rahmen 
der Jugendhilfe Anspruch auf Beratung in 
Fragen der Partnerschaft, wenn sie für ein 
Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen 
haben oder tatsächlich sorgen. Die Bera-
tung soll helfen, 
1.  ein partnerschaftliches Zusammenleben 

in der Familie aufzubauen,
2.  Konflikte und Krisen in der Familie zu 

bewältigen,
3.  im Fall der Trennung oder Scheidung 

die Bedingungen für eine dem Wohl 
des Kindes oder des Jugendlichen för-
derliche Wahrnehmung der Elternver-
antwortung zu schaffen.

(2) Im Fall der Trennung oder Scheidung 
sind Eltern unter angemessener Beteili-
gung des betroffenen Kindes oder Jugend-
lichen bei der Entwicklung eines einver-
nehmlichen Konzepts für die 
Wahrnehmung der elterlichen Sorge zu 
unterstützen; dieses Konzept kann auch 
als Grundlage für die richterliche Entschei-
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dung über die elterliche Sorge nach der 
Trennung oder Scheidung dienen.
(3) Die Gerichte teilen die Rechtshängigkeit 
von Scheidungssachen, wenn gemein-
schaftliche minderjährige Kinder vorhanden 
sind (§ 622 Abs. 2 Satz 1 der Zivilprozess-
ordnung), sowie Namen und Anschriften 
der Parteien dem Jugendamt mit, damit 
dieses die Eltern über das Leistungsange-
bot der Jugendhilfe nach Absatz 2 
unterrichtet.

§ 18  Beratung und Unterstützung bei 
der Ausübung der Personensorge 
und des Umgangsrechts

(1) Mütter und Väter, die allein für ein 
Kind oder einen Jugendlichen zu sorgen 
haben oder tatsächlich sorgen, haben An-
spruch auf Beratung und Unterstützung 
1.  bei der Ausübung der Personensorge 

einschließlich der Geltendmachung von 
Unterhalts- oder Unterhaltsersatzan-
sprüchen des Kindes oder 
Jugendlichen,

2.  bei der Geltendmachung ihrer Unter-
haltsansprüche nach § 1615l des Bür-
gerlichen Gesetzbuchs.

(2) Mütter und Väter, die mit dem anderen 
Elternteil nicht verheiratet sind, haben 
Anspruch auf Beratung über die Abgabe 
einer Sorgeerklärung.
(3) Kinder und Jugendliche haben An-
spruch auf Beratung und Unterstützung 
bei der Ausübung des Umgangsrechts 
nach § 1684 Abs. 1 des Bürgerlichen Ge-
setzbuchs. Sie sollen darin unterstützt wer-
den, dass die Personen, die nach Maßgabe 
der §§ 1684 und 1685 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zum Umgang mit ihnen be-
rechtigt sind, von diesem Recht zu ihrem 
Wohl Gebrauch machen. Eltern, andere 
Umgangsberechtigte sowie Personen, in 
deren Obhut sich das Kind befindet, ha-
ben Anspruch auf Beratung und Unter-
stützung bei der Ausübung des Umgangs-

rechts. Bei der Befugnis, Auskunft über die 
persönlichen Verhältnisse des Kindes zu 
verlangen, bei der Herstellung von Um-
gangskontakten und bei der Ausführung 
gerichtlicher oder vereinbarter Umgangs-
regelungen soll vermittelt und in geeigne-
ten Fällen Hilfestellung geleistet werden.
(4) Ein junger Volljähriger hat bis zur Voll-
endung des 21. Lebensjahres Anspruch 
auf Beratung und Unterstützung bei der 
Geltendmachung von Unterhalts- oder 
Unterhaltsersatzansprüchen.

Vierter Abschnitt

Hilfe zur Erziehung, Ein-
gliederungshilfe für see-
lisch behinderte Kinder 
und Jugendliche, Hilfe 
für junge Volljährige

Dritter Unterabschnitt

Gemeinsame Vorschrif-
ten für die Hilfe zur Er-
ziehung und die Einglie-
derungshilfe für seelisch 
behinderte Kinder und 
Jugendliche

§ 36 Mitwirkung, Hilfeplan

(1) Der Personensorgeberechtigte und das 
Kind oder der Jugendliche sind vor der 
Entscheidung über die Inanspruchnahme 
einer Hilfe und vor einer notwendigen 
Änderung von Art und Umfang der Hilfe 
zu beraten und auf die möglichen Folgen 
für die Entwicklung des Kindes oder des 
Jugendlichen hinzuweisen. Vor und wäh-
rend einer langfristig zu leistenden Hilfe 
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außerhalb der eigenen Familie ist zu prü-
fen, ob die Annahme als Kind in Betracht 
kommt. Ist Hilfe außerhalb der eigenen 
Familie erforderlich, so sind die in Satz 1 
genannten Personen bei der Auswahl der 
Einrichtung oder der Pflegestelle zu beteili-
gen. Der Wahl und den Wünschen ist zu 
entsprechen, sofern sie nicht mit unver-
hältnismäßigen Mehrkosten verbunden 
sind. Wünschen die in Satz 1 genannten 
Personen die Erbringung einer in § 78a 
genannten Leistung in einer Einrichtung, 
mit deren Träger keine Vereinbarungen 
nach § 78b bestehen, so soll der Wahl nur 
entsprochen werden, wenn die Erbringung 
der Leistung in dieser Einrichtung nach 
Maßgabe des Hilfeplans nach Absatz 2 
geboten ist.
(2) Die Entscheidung über die im Einzelfall 
angezeigte Hilfeart soll, wenn Hilfe voraus-
sichtlich für längere Zeit zu leisten ist, im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte 
getroffen werden. Als Grundlage für die 
Ausgestaltung der Hilfe sollen sie zusam-
men mit dem Personensorgeberechtigten 
und dem Kind oder dem Jugendlichen ei-
nen Hilfeplan aufstellen, der Feststellungen 
über den Bedarf, die zu gewährende Art 
der Hilfe sowie die notwendigen Leistun-
gen enthält; sie sollen regelmäßig prüfen, 
ob die gewählte Hilfeart weiterhin geeignet 
und notwendig ist. Werden bei der Durch-
führung der Hilfe andere Personen, Dienste 
oder Einrichtungen tätig, so sind sie oder 
deren Mitarbeiter an der Aufstellung des 
Hilfeplans und seiner Überprüfung zu be-
teiligen. Erscheinen Maßnahmen der beruf-
lichen Eingliederung erforderlich, so sollen 
auch die für die Eingliederung zuständigen 
Stellen beteiligt werden.
(3) Erscheinen Hilfen nach § 35a erforder-
lich, so soll bei der Aufstellung und Ände-
rung des Hilfeplans sowie bei der Durch-
führung der Hilfe die Person, die eine 
Stellungnahme nach § 35a Abs. 1a abge-
geben hat, beteiligt werden.

(4) Vor einer Entscheidung über die Ge-
währung einer Hilfe, die ganz oder teil-
weise im Ausland erbracht wird, soll zur 
Feststellung einer seelischen Störung mit 
Krankheitswert die Stellungnahme einer in 
§ 35a Abs. 1a Satz 1 genannten Person 
eingeholt werden.

§ 36a  Steuerungsverantwortung, 
Selbstbeschaffung

(1) Der Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
trägt die Kosten der Hilfe grundsätzlich 
nur dann, wenn sie auf der Grundlage 
seiner Entscheidung nach Maßgabe des 
Hilfeplans unter Beachtung des Wunsch- 
und Wahlrechts erbracht wird; dies gilt 
auch in den Fällen, in denen Eltern durch 
das Familiengericht oder Jugendliche und 
junge Volljährige durch den Jugendrichter 
zur Inanspruchnahme von Hilfen verpflich-
tet werden. Die Vorschriften über die Her-
anziehung zu den Kosten der Hilfe bleiben 
unberührt.
(2) Abweichend von Absatz 1 soll der Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe die nied-
rigschwellige unmittelbare Inanspruch-
nahme von ambulanten Hilfen, 
insbesondere der Erziehungsberatung, 
zulassen. Dazu soll er mit den Leistungser-
bringern Vereinbarungen schließen, in de-
nen die Voraussetzungen und die Ausge-
staltung der Leistungserbringung sowie die 
Übernahme der Kosten geregelt werden.
(3) Werden Hilfen abweichend von den 
Absätzen 1 und 2 vom Leistungsberechtig-
ten selbst beschafft, so ist der Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zur Übernahme 
der erforderlichen Aufwendungen nur 
verpflichtet, wenn 
1.  der Leistungsberechtigte den Träger der 

öffentlichen Jugendhilfe vor der Selbst-
beschaffung über den Hilfebedarf in 
Kenntnis gesetzt hat,

2.  die Voraussetzungen für die Gewäh-
rung der Hilfe vorlagen und
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3.  die Deckung des Bedarfs 
 a)  bis zu einer Entscheidung des Trägers 

der öffentlichen Jugendhilfe über die 
Gewährung der Leistung oder

 b)  bis zu einer Entscheidung über ein 
Rechtsmittel nach einer zu Unrecht 
abgelehnten Leistung keinen zeitli-
chen Aufschub geduldet hat.

War es dem Leistungsberechtigten un-
möglich, den Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe rechtzeitig über den Hilfebedarf 
in Kenntnis zu setzen, so hat er dies un-
verzüglich nach Wegfall des Hinderungs-
grundes nachzuholen.

Drittes Kapitel 
Andere Aufgaben der 
Jugendhilfe

Erster Abschnitt

Vorläufige Maßnahmen 
zum Schutz von Kindern 
und Jugendlichen

§ 42  Inobhutnahme von Kindern  
und Jugendlichen 

(1) Das Jugendamt ist berechtigt und ver-
pflichtet, ein Kind oder einen Jugendlichen 
in seine Obhut zu nehmen, wenn 
1.  das Kind oder der Jugendliche um Ob-

hut bittet oder
2.  eine dringende Gefahr für das Wohl 

des Kindes oder des Jugendlichen die 
Inobhutnahme erfordert und 

 a)  die Personensorgeberechtigten nicht 
widersprechen oder

 b)  eine familiengerichtliche Entschei-
dung nicht rechtzeitig eingeholt wer-
den kann oder

3.  ein ausländisches Kind oder ein auslän-
discher Jugendlicher unbegleitet nach 

Deutschland kommt und sich weder 
Personensorge- noch Erziehungsbe-
rechtigte im Inland aufhalten.

Die Inobhutnahme umfasst die Befugnis, 
ein Kind oder einen Jugendlichen bei einer 
geeigneten Person, in einer geeigneten 
Einrichtung oder in einer sonstigen Wohn-
form vorläufig unterzubringen; im Fall von 
Satz 1 Nr. 2 auch ein Kind oder einen Ju-
gendlichen von einer anderen Person 
wegzunehmen.
(2) Das Jugendamt hat während der Inob-
hutnahme die Situation, die zur Inobhut-
nahme geführt hat, zusammen mit dem 
Kind oder dem Jugendlichen zu klären und 
Möglichkeiten der Hilfe und Unterstützung 
aufzuzeigen. Dem Kind oder dem Jugend-
lichen ist unverzüglich Gelegenheit zu 
geben, eine Person seines Vertrauens zu 
benachrichtigen. Das Jugendamt hat wäh-
rend der Inobhutnahme für das Wohl des 
Kindes oder des Jugendlichen zu sorgen 
und dabei den notwendigen Unterhalt 
und die Krankenhilfe sicherzustellen. Das 
Jugendamt ist während der Inobhutnahme 
berechtigt, alle Rechtshandlungen vorzu-
nehmen, die zum Wohl des Kindes oder 
Jugendlichen notwendig sind; der mut-
maßliche Wille der Personensorge- oder 
der Erziehungsberechtigten ist dabei ange-
messen zu berücksichtigen.
(3) Das Jugendamt hat im Fall des Absat-
zes 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 die Personen-
sorge- oder Erziehungsberechtigten unver-
züglich von der Inobhutnahme zu 
unterrichten und mit ihnen das Gefähr-
dungsrisiko abzuschätzen. Widersprechen 
die Personensorge- oder Erziehungsbe-
rechtigten der Inobhutnahme, so hat das 
Jugendamt unverzüglich 
1.  das Kind oder den Jugendlichen den 

Personensorge- oder Erziehungsberech-
tigten zu übergeben, sofern nach der 
Einschätzung des Jugendamts eine Ge-
fährdung des Kindeswohls nicht be-
steht oder die Personensorge- oder 
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Erziehungsberechtigten bereit und in 
der Lage sind, die Gefährdung abzu-
wenden oder

2.  eine Entscheidung des Familiengerichts 
über die erforderlichen Maßnahmen 
zum Wohl des Kindes oder des Jugend-
lichen herbeizuführen.

Sind die Personensorge- oder Erziehungs-
berechtigten nicht erreichbar, so gilt Satz 2 
Nr. 2 entsprechend. Im Fall des Absatzes 1 
Satz 1 Nr. 3 ist unverzüglich die Bestellung 
eines Vormunds oder Pflegers zu veranlas-
sen. Widersprechen die Personensorgebe-
rechtigten der Inobhutnahme nicht, so ist 
unverzüglich ein Hilfeplanverfahren zur 
Gewährung einer Hilfe einzuleiten.
(4) Die Inobhutnahme endet mit 
1.  der Übergabe des Kindes oder Jugendli-

chen an die Personensorge- oder 
Erziehungsberechtigten,

2.  der Entscheidung über die Gewährung 
von Hilfen nach dem Sozialgesetzbuch.

(5) Freiheitsentziehende Maßnahmen im 
Rahmen der Inobhutnahme sind nur zuläs-
sig, wenn und soweit sie erforderlich sind, 
um eine Gefahr für Leib oder Leben des 
Kindes oder des Jugendlichen oder eine 
Gefahr für Leib oder Leben Dritter abzu-
wenden. Die Freiheitsentziehung ist ohne 
gerichtliche Entscheidung spätestens mit 
Ablauf des Tages nach ihrem Beginn zu 
beenden.
(6) Ist bei der Inobhutnahme die Anwen-
dung unmittelbaren Zwangs erforderlich, 
so sind die dazu befugten Stellen 
hinzuzuziehen.

Dritter Abschnitt

Mitwirkung in gericht-
lichen Verfahren

§ 50  Mitwirkung in Verfahren vor  
den Familiengerichten

(1) Das Jugendamt unterstützt das Famili-
engericht bei allen Maßnahmen, die die 
Sorge für die Person von Kindern und Ju-
gendlichen betreffen. Es hat in folgenden 
Verfahren nach dem Gesetz über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den An-
gelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit mitzuwirken: 
1.  Kindschaftssachen (§ 162 des Gesetzes 

über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der frei-
willigen Gerichtsbarkeit),

2.  Abstammungssachen (§ 176 des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit),

3.  Adoptionssachen (§ 188 Abs. 2, §§ 189, 
194, 195 des Gesetzes über das Verfah-
ren in Familiensachen und in den Ange-
legenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit),

4.  Ehewohnungssachen (§ 204 Abs. 2,  
§ 205 des Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichtsbar-
keit) und

5.  Gewaltschutzsachen (§§ 212, 213 des 
Gesetzes über das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit).

(2) Das Jugendamt unterrichtet insbeson-
dere über angebotene und erbrachte Leis-
tungen, bringt erzieherische und soziale 
Gesichtspunkte zur Entwicklung des Kin-
des oder des Jugendlichen ein und weist 
auf weitere Möglichkeiten der Hilfe hin. In 
Kindschaftssachen informiert das Jugend-
amt das Familiengericht in dem Termin 
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nach § 155 Abs. 2 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit über den Stand des 
Beratungsprozesses.

§ 64 Datenübermittlung und -nutzung

(1) Sozialdaten dürfen zu dem Zweck 
übermittelt oder genutzt werden, zu dem 
sie erhoben worden sind.
(2) Eine Übermittlung für die Erfüllung von 
Aufgaben nach § 69 des Zehnten Buches 
ist abweichend von Absatz 1 nur zulässig, 
soweit dadurch der Erfolg einer zu gewäh-
renden Leistung nicht in Frage gestellt wird.
(2a) Vor einer Übermittlung an eine Fach-
kraft, die der verantwortlichen Stelle nicht 
angehört, sind die Sozialdaten zu anony-
misieren oder zu pseudonymisieren, so-
weit die Aufgabenerfüllung dies zulässt.
(3) Sozialdaten dürfen beim Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe zum Zwecke der 
Planung im Sinne des § 80 gespeichert 
oder genutzt werden; sie sind unverzüg-
lich zu anonymisieren.

Viertes Kapitel 
Schutz von Sozialdaten

§ 65  Besonderer Vertrauensschutz   
in der persönlichen und  
erzieherischen Hilfe

(1) Sozialdaten, die dem Mitarbeiter eines 
Trägers der öffentlichen Jugendhilfe zum 
Zweck persönlicher und erzieherischer 
Hilfe anvertraut worden sind, dürfen von 
diesem nur weitergegeben werden 
1.  mit der Einwilligung dessen, der die 

Daten anvertraut hat, oder
2.  dem Vormundschafts- oder dem Famili-

engericht zur Erfüllung der Aufgaben 

nach § 8a Abs. 3, wenn angesichts 
einer Gefährdung des Wohls eines Kin-
des oder eines Jugendlichen ohne diese 
Mitteilung eine für die Gewährung von 
Leistungen notwendige gerichtliche 
Entscheidung nicht ermöglicht werden 
könnte, oder

3.  dem Mitarbeiter, der aufgrund eines 
Wechsels der Fallzuständigkeit im Ju-
gendamt oder eines Wechsels der örtli-
chen Zuständigkeit für die Gewährung 
oder Erbringung der Leistung verant-
wortlich ist, wenn Anhaltspunkte für 
eine Gefährdung des Kindeswohls ge-
geben sind und die Daten für eine Ab-
schätzung des Gefährdungsrisikos not-
wendig sind, oder

4.  an die Fachkräfte, die zum Zwecke der 
Abschätzung des Gefährdungsrisikos 
nach § 8a hinzugezogen werden; § 64 
Abs. 2a bleibt unberührt, oder

5.  unter den Voraussetzungen, unter de-
nen eine der in § 203 Abs. 1 oder 3 des 
Strafgesetzbuches genannten Personen 
dazu befugt wäre.

Gibt der Mitarbeiter anvertraute Sozialda-
ten weiter, so dürfen sie vom Empfänger 
nur zu dem Zweck weitergegeben wer-
den, zu dem er diese befugt erhalten hat.
(2) § 35 Abs. 3 des Ersten Buches gilt 
auch, soweit ein behördeninternes Weiter-
gabeverbot nach Absatz 1 besteht.

§ 68  Sozialdaten im Bereich der 
 Beistandschaft, Amtspflegschaft 
und der Amtsvormundschaft

(1) Der Beamte oder Angestellte, dem die 
Ausübung der Beistandschaft, Amtspfleg-
schaft oder Amtsvormundschaft übertra-
gen ist, darf Sozialdaten nur erheben und 
verwenden, soweit dies zur Erfüllung sei-
ner Aufgaben erforderlich ist. Die Nutzung 
dieser Sozialdaten zum Zweck der Auf-
sicht, Kontrolle oder Rechnungsprüfung 
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durch die dafür zuständigen Stellen sowie 
die Übermittlung an diese ist im Hinblick 
auf den Einzelfall zulässig.
(2) Für die Löschung und Sperrung der 
Daten gilt § 84 Abs. 2, 3 und 6 des Zehn-
ten Buches entsprechend.
(3) Wer unter Beistandschaft, Amtspfleg-
schaft oder Amtsvormundschaft gestan-
den hat, hat nach Vollendung des 18. Le-
bensjahres ein Recht auf Kenntnis der zu 
seiner Person gespeicherten Informatio-
nen, soweit nicht berechtigte Interessen 
Dritter entgegenstehen. Vor Vollendung 
des 18. Lebensjahres können ihm die ge-
speicherten Informationen bekannt gege-
ben werden, soweit er die erforderliche 
Einsichts- und Urteilsfähigkeit besitzt und 
keine berechtigten Interessen Dritter ent-
gegenstehen. Nach Beendigung einer Bei-
standschaft hat darüber hinaus der Eltern-
teil, der die Beistandschaft beantragt hat, 
einen Anspruch auf Kenntnis der gespei-
cherten Daten, solange der junge Mensch 
minderjährig ist und der Elternteil antrags-
berechtigt ist.
(4) Personen oder Stellen, an die Sozialda-
ten übermittelt worden sind, dürfen diese 
nur zu dem Zweck verwenden, zu dem sie 
ihnen nach Absatz 1 befugt weitergege-
ben worden sind.
(5) Für die Tätigkeit des Jugendamts als 
Gegenvormund gelten die Absätze 1 bis 4 
entsprechend.

§ 69  Träger der öffentlichen  
Jugendhilfe, Jugendämter, 
Landesjugendämter

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
werden durch Landesrecht bestimmt.
(2) (weggefallen)
(3) Für die Wahrnehmung der Aufgaben 
nach diesem Buch errichtet jeder örtliche 
Träger ein Jugendamt, jeder überörtliche 
Träger ein Landesjugendamt.

(4) Mehrere örtliche Träger und mehrere 
überörtliche Träger können, auch wenn sie 
verschiedenen Ländern angehören, zur 
Durchführung einzelner Aufgaben ge-
meinsame Einrichtungen und Dienste 
errichten.

§ 76  Beteiligung anerkannter Träger 
der freien Jugendhilfe an der 
Wahrnehmung anderer Aufgaben

(1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
können anerkannte Träger der freien Ju-
gendhilfe an der Durchführung ihrer Auf-
gaben nach den §§ 42, 43, 50 bis 52a 
und 53 Abs. 2 bis 4 beteiligen oder ihnen 
diese Aufgaben zur Ausführung 
übertragen.
(2) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe 
bleiben für die Erfüllung der Aufgaben 
verantwortlich.
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Rechtspflegergesetz

Erster Abschnitt 
Aufgaben und Stellung 
des Rechtspflegers

§ 3 Übertragene Geschäfte

Dem Rechtspfleger werden folgende Ge-
schäfte übertragen: 
1.  in vollem Umfange die nach den ge-

setzlichen Vorschriften vom Richter 
wahrzunehmenden Geschäfte des 
Amtsgerichts in 

 a)  Vereinssachen nach den §§ 29, 37, 
55 bis 79 des Bürgerlichen Gesetz-
buchs sowie nach Buch 5 des Geset-
zes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit,

 b)  die weiteren Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit nach § 410 
des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angele-
genheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit sowie die Verfahren nach  
§ 84 Abs. 2, § 189 des 
Versicherungsvertragsgesetzes,

 c)  Aufgebotsverfahren nach Buch 8 des 
Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit,

 d)  Pachtkreditsachen im Sinne des 
Pachtkreditgesetzes,

 e)  Güterrechtsregistersachen nach den 
§§ 1558 bis 1563 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sowie nach Buch 5 des 
Gesetzes über das Verfahren in Fami-
liensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
auch in Verbindung mit § 7 des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes,

 f)  Urkundssachen einschließlich der 
Entgegennahme der Erklärung,

 g)  Verschollenheitssachen,
 h)  Grundbuchsachen, Schiffsregister- 

und Schiffsbauregistersachen sowie 
Sachen des Registers für Pfandrechte 
an Luftfahrzeugen,

 i)  Verfahren nach dem Gesetz über die 
Zwangsversteigerung und die 
Zwangsverwaltung,

 k)  Verteilungsverfahren, die außerhalb 
der Zwangsvollstreckung nach den 
Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
über das Verteilungsverfahren durch-
zuführen sind,

 l)  Verteilungsverfahren, die außerhalb 
der Zwangsversteigerung nach den 
für die Verteilung des Erlöses im Falle 
der Zwangsversteigerung geltenden 
Vorschriften durchzuführen sind,

 m)  Verteilungsverfahren nach § 75 Abs. 
2 des Flurbereinigungsgesetzes,  
§ 54 Abs. 3 des Landbeschaffungs-
gesetzes, § 28 Abs. 2 des Luftver-
kehrsgesetzes, § 119 Abs. 3 des 
Baugesetzbuchs und § 94 Abs. 4 
des Bundesberggesetzes;

2.  vorbehaltlich der in den §§ 14 bis 19b 
dieses Gesetzes aufgeführten Ausnah-
men die nach den gesetzlichen Vor-
schriften vom Richter wahrzunehmen-
den Geschäfte des Amtsgerichts in 

 a)  Kindschaftssachen und Adoptionssa-
chen sowie entsprechenden Le-
benspartnerschaftssachen nach den 
§§ 151, 186 und 269 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen 
und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit,

 b)  Betreuungssachen sowie betreuungs-
gerichtlichen Zuweisungssachen 
nach den §§ 271 und 340 des Ge-
setzes über das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit,

 c)  Nachlass- und Teilungssachen nach  
§ 342 des Gesetzes über das Verfah-
ren in Familiensachen und in den 
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Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit,

 d)  Handels-, Genossenschafts- und 
Partnerschaftsregistersachen sowie 
unternehmensrechtlichen Verfahren 
nach den §§ 374 und 375 des Ge-
setzes über das Verfahren in Famili-
ensachen und in den Angelegenhei-
ten der freiwilligen Gerichtsbarkeit,

 e)  Verfahren nach der 
Insolvenzordnung,

 f)  (weggefallen)
 g)  Verfahren nach der Verordnung (EG) 

Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. 
Mai 2000 über Insolvenzverfahren 
(ABl. EG Nr. L 160 S. 1) und nach 
Artikel 102 des Einführungsgesetzes 
zur Insolvenzordnung,

 h)  Verfahren nach der Schiffahrtsrechtli-
chen Verteilungsordnung;

3.  die in den §§ 20 bis 24a, 25 und 25a 
dieses Gesetzes einzeln aufgeführten 
Geschäfte 

 a)  in Verfahren nach der Zivilprozeßord-
nung und dem Mieterschutzgesetz,

 b)  in Festsetzungsverfahren,
 c)  des Gerichts in Straf- und 

Bußgeldverfahren,
 d)  in Verfahren vor dem Patentgericht,
 e)  auf dem Gebiet der Aufnahme von 

Erklärungen,
 f)  auf dem Gebiet der Beratungshilfe,
 g)  auf dem Gebiet der Familiensachen,
 h)  in Verfahren über die Verfahrenskos-

tenhilfe nach dem Gesetz über das 
Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit;

4.  die in den §§ 29 bis 31 dieses Gesetzes 
einzeln aufgeführten Geschäfte 

 a)  im internationalen Rechtsverkehr,
 b)  in Hinterlegungssachen,
 c)  der Staatsanwaltschaft im Strafver-

fahren und der Vollstreckung in Straf- 
und Bußgeldsachen sowie von Ord-
nungs- und Zwangsmittel

Zivilprozessordnung

Buch 2 
Verfahren im ersten 
Rechtszug

Abschnitt 1

Verfahren vor den 
Landgerichten

Titel 5

Prozesskosten

§ 91  Grundsatz und Umfang  
der Kostenpflicht

(1) Die unterliegende Partei hat die Kosten 
des Rechtsstreits zu tragen, insbesondere 
die dem Gegner erwachsenen Kosten zu 
erstatten, soweit sie zur zweckentspre-
chenden Rechtsverfolgung oder Rechtsver-
teidigung notwendig waren. Die Kostener-
stattung umfasst auch die Entschädigung 
des Gegners für die durch notwendige 
Reisen oder durch die notwendige Wahr-
nehmung von Terminen entstandene Zeit-
versäumnis; die für die Entschädigung von 
Zeugen geltenden Vorschriften sind ent-
sprechend anzuwenden.
(2) Die gesetzlichen Gebühren und Ausla-
gen des Rechtsanwalts der obsiegenden 
Partei sind in allen Prozessen zu erstatten, 
Reisekosten eines Rechtsanwalts, der nicht 
in dem Bezirk des Prozessgerichts nieder-
gelassen ist und am Ort des Prozessge-
richts auch nicht wohnt, jedoch nur inso-
weit, als die Zuziehung zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung 
oder Rechtsverteidigung notwendig war. 
Die Kosten mehrerer Rechtsanwälte sind 
nur insoweit zu erstatten, als sie die Kos-
ten eines Rechtsanwalts nicht übersteigen 
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oder als in der Person des Rechtsanwalts 
ein Wechsel eintreten musste. In eigener 
Sache sind dem Rechtsanwalt die Gebüh-
ren und Auslagen zu erstatten, die er als 
Gebühren und Auslagen eines bevoll-
mächtigten Rechtsanwalts erstattet verlan-
gen könnte.
(3) Zu den Kosten des Rechtsstreits im 
Sinne der Absätze 1, 2 gehören auch die 
Gebühren, die durch ein Güteverfahren 
vor einer durch die Landesjustizverwaltung 
eingerichteten oder anerkannten Güte-
stelle entstanden sind; dies gilt nicht, 
wenn zwischen der Beendigung des Güte-
verfahrens und der Klageerhebung mehr 
als ein Jahr verstrichen ist.
(4) Zu den Kosten des Rechtsstreits im 
Sinne von Absatz 1 gehören auch Kosten, 
die die obsiegende Partei der unterlegenen 
Partei im Verlaufe des Rechtsstreits gezahlt 
hat.

§ 99  Anfechtung von 
Kostenentscheidungen

(1) Die Anfechtung der Kostenentschei-
dung ist unzulässig, wenn nicht gegen die 
Entscheidung in der Hauptsache ein 
Rechtsmittel eingelegt wird.
(2) Ist die Hauptsache durch eine auf 
Grund eines Anerkenntnisses ausgespro-
chene Verurteilung erledigt, so findet ge-
gen die Kostenentscheidung die sofortige 
Beschwerde statt. Dies gilt nicht, wenn der 
Streitwert der Hauptsache den in § 511 
genannten Betrag nicht übersteigt. Vor der 
Entscheidung über die Beschwerde ist der 
Gegner zu hören.

Titel 8

Beweis durch 
Sachverständige

§ 404a  Leitung der Tätigkeit des 
Sachverständigen

(1) Das Gericht hat die Tätigkeit des Sach-
verständigen zu leiten und kann ihm für 
Art und Umfang seiner Tätigkeit Weisun-
gen erteilen.
(2) Soweit es die Besonderheit des Falles 
erfordert, soll das Gericht den Sachver-
ständigen vor Abfassung der Beweisfrage 
hören, ihn in seine Aufgabe einweisen und 
ihm auf Verlangen den Auftrag erläutern.
(3) Bei streitigem Sachverhalt bestimmt 
das Gericht, welche Tatsachen der Sach-
verständige der Begutachtung zugrunde 
legen soll.
(4) Soweit es erforderlich ist, bestimmt das 
Gericht, in welchem Umfang der Sachver-
ständige zur Aufklärung der Beweisfrage 
befugt ist, inwieweit er mit den Parteien in 
Verbindung treten darf und wann er ihnen 
die Teilnahme an seinen Ermittlungen zu 
gestatten hat.
(5) Weisungen an den Sachverständigen 
sind den Parteien mitzuteilen. Findet ein 
besonderer Termin zur Einweisung des 
Sachverständigen statt, so ist den Parteien 
die Teilnahme zu gestatten.
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FamGKG

Abschnitt 7

Wertvorschriften 

Unterabschnitt 1

Allgemeine 
Wertvorschriften

§ 45 Bestimmte Kindschaftssachen

(1) In einer Kindschaftssache, die 

1.die Übertragung oder Entziehung der 
elterlichen Sorge oder eines Teils der elter-
lichen Sorge,
2.das Umgangsrecht einschließlich der 
Umgangspflegschaft oder
3.die Kindesherausgabe betrifft, beträgt 
der Verfahrenswert 3 000 Euro.
(2) Eine Kindschaftssache nach Absatz 1 
ist auch dann als ein Gegenstand zu be-
werten, wenn sie mehrere Kinder betrifft.
(3) Ist der nach Absatz 1 bestimmte Wert 
nach den besonderen Umständen des 
Einzelfalls unbillig, kann das Gericht einen 
höheren oder einen niedrigeren Wert 
festsetzen.

JVEG

Abschnitt 3

Vergütung von Sachver-
ständigen, Dolmetschern 
und Übersetzern

§ 8 Grundsatz der Vergütung

(1) Sachverständige, Dolmetscher und 
Übersetzer erhalten als Vergütung 
1.ein Honorar für ihre Leistungen  
(§§ 9 bis 11),
2.  Fahrtkostenersatz (§ 5),
3.  Entschädigung für Aufwand (§ 6) sowie
4.  Ersatz für sonstige und für besondere 

Aufwendungen (§§ 7 und 12).
(2) Soweit das Honorar nach Stundensät-
zen zu bemessen ist, wird es für jede 
Stunde der erforderlichen Zeit einschließ-
lich notwendiger Reise- Reise- und Warte-
zeiten gewährt. Die letzte bereits begon-
nene Stunde wird voll gerechnet, wenn sie 
zu mehr als 30 Minuten für die Erbringung 
der Leistung erforderlich war; anderenfalls 
beträgt das Honorar die Hälfte des sich für 
eine volle Stunde ergebenden Betrags.
(3) Soweit vergütungspflichtige Leistungen 
oder Aufwendungen auf die gleichzeitige 
Erledigung mehrerer Angelegenheiten 
entfallen, ist die Vergütung nach der An-
zahl der Angelegenheiten aufzuteilen.
(4) Den Sachverständigen, Dolmetschern 
und Übersetzern, die ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt im Ausland haben, kann unter 
Berücksichtigung ihrer persönlichen Ver-
hältnisse, insbesondere ihres regelmäßigen 
Erwerbseinkommens, nach billigem Ermes-
sen eine höhere als die in Absatz 1 be-
stimmte Vergütung gewährt werden.
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§ 9  Honorar für die Leistung der Sach-
verständigen und Dolmetscher

(1) Der Sachverständige erhält für jede 
Stunde ein Honorar 

 in der Honorar 
gruppe ...

 in Höhe von 
... Euro

1 50

2 55

3 60

4 65

5 70

6 75

7 80

8 85

9 90

10 95

M 1 50

M 2 60

M 3 85

Die Zuordnung der Leistungen zu einer 
Honorargruppe bestimmt sich nach der 
Anlage 1. Wird die Leistung auf einem 
Sachgebiet erbracht, das in keiner Hono-
rargruppe genannt wird, ist sie unter Be-
rücksichtigung der allgemein für Leistun-
gen dieser Art außergerichtlich und 
außerbehördlich vereinbarten Stunden-
sätze einer Honorargruppe nach billigem 
Ermessen zuzuordnen; dies gilt entspre-
chend, wenn ein medizinisches oder psy-
chologisches Gutachten einen Gegenstand 
betrifft, der in keiner Honorargruppe ge-
nannt wird. Erfolgt die Leistung auf meh-
reren Sachgebieten oder betrifft das medi-

zinische oder psychologische Gutachten 
mehrere Gegenstände und sind die Sach-
gebiete oder Gegenstände verschiedenen 
Honorargruppen zugeordnet, bemisst sich 
das Honorar einheitlich für die gesamte 
erforderliche Zeit nach der höchsten dieser 
Honorargruppen; jedoch gilt Satz 3 ent-
sprechend, wenn dies mit Rücksicht auf 
den Schwerpunkt der Leistung zu einem 
unbilligen Ergebnis führen würde. § 4 gilt 
entsprechend mit der Maßgabe, dass die 
Beschwerde auch zulässig ist, wenn der 
Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro 
nicht übersteigt. Die Beschwerde ist nur 
zulässig, solange der Anspruch auf Vergü-
tung noch nicht geltend gemacht worden 
ist.
(2) Im Fall des § 22 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 der 
Insolvenzordnung beträgt das Honorar des 
Sachverständigen abweichend von Absatz 
1 für jede Stunde 65 Euro.
(3) Das Honorar des Dolmetschers beträgt 
für jede Stunde 55 Euro. Ein ausschließlich 
als Dolmetscher Tätiger erhält eine Ausfall-
entschädigung in Höhe von höchstens  
55 Euro, soweit er durch die Aufhebung 
eines Termins, zu dem er geladen war und 
dessen Aufhebung nicht durch einen in 
seiner Person liegenden Grund veranlasst 
war, einen Einkommensverlust erlitten hat 
und ihm die Aufhebung erst am Termins-
tag oder an einem der beiden vorherge-
henden Tage mitgeteilt worden ist.
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Eine Gebührentabelle für Gegenstands-
werte bis 500.000 Euro ist diesem Gesetz 
als Anlage 2 beigefügt.
(2) Der Mindestbetrag einer Gebühr ist  
10 Euro.

Gegenstandswert 
 bis ... Euro

für jeden angefangenen Betrag  
von weiteren ... Euro

um ... Euro

1 500 300 20

5 000 500 28

10 000 1 000 37

25 000 3 000 40

50 000 5 000 72

200 000 15 000 77

500 000 30 000 118

über 500 000 50 000 150

RVG

Abschnitt 2 

Gebührenvorschriften

§ 13 Wertgebühren

Wenn sich die Gebühren nach dem Ge-
genstandswert richten, beträgt die Gebühr 
bei einem Gegenstandswert bis 300 Euro 
25 Euro. Die Gebühr erhöht sich bei einem 

FGG

§ 20a

(1) Die Anfechtung der Entscheidung über 
den Kostenpunkt ist unzulässig, wenn 
nicht gegen die Entscheidung in der 
Hauptsache ein Rechtsmittel eingelegt 
wird. Gegen die Auslagenentscheidung 
nach § 13a Abs. 2 findet jedoch die sofor-
tige Beschwerde der Staatskasse, des Be-
troffenen, des Dritten oder der Körper-
schaft, deren Verwaltungsbehörde den 
Antrag auf eine Unterbringungsmaß-

nahme nach § 70 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3  
gestellt hat, statt, wenn der Wert des Be-
schwerdegegenstandes 100 Euro über-
steigt.
(2) Ist eine Entscheidung in der Hauptsa-
che nicht ergangen, so findet gegen die 
Entscheidung über den Kostenpunkt die 
sofortige Beschwerde statt, wenn der Wert 
des Beschwerdegegenstandes 100 Euro 
übersteigt.
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StGB

§ 203  Verletzung von 
Privatgeheimnissen

(1) Wer unbefugt ein fremdes Geheimnis, 
namentlich ein zum persönlichen Lebens-
bereich gehörendes Geheimnis oder ein 
Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, offen-
bart, das ihm als 
1.  Arzt, Zahnarzt, Tierarzt, Apotheker 

oder Angehörigen eines anderen Heil-
berufs, der für die Berufsausübung 
oder die Führung der Berufsbezeich-
nung eine staatlich geregelte Ausbil-
dung erfordert,

2.  Berufspsychologen mit staatlich aner-
kannter wissenschaftlicher 
Abschlußprüfung,

3.  Rechtsanwalt, Patentanwalt, Notar, 
Verteidiger in einem gesetzlich geord-
neten Verfahren, Wirtschaftsprüfer, 
vereidigtem Buchprüfer, Steuerberater, 
Steuerbevollmächtigten oder Organ 
oder Mitglied eines Organs einer 
Rechtsanwalts-, Patentanwalts-, Wirt-
schaftsprüfungs-, Buchprüfungs- oder 
Steuerberatungsgesellschaft,

4.  Ehe-, Familien-, Erziehungs- oder Ju-
gendberater sowie Berater für Suchtfra-
gen in einer Beratungsstelle, die von 
einer Behörde oder Körperschaft, An-
stalt oder Stiftung des öffentlichen 
Rechts anerkannt ist.

4a. Mitglied oder Beauftragten einer aner-
kannten Beratungsstelle nach den §§ 3 
und 8 des Schwangerschafts konflikt-
gesetzes,

5.  staatlich anerkanntem Sozialarbeiter 
oder staatlich anerkanntem Sozialpäda-
gogen oder

6.  Angehörigen eines Unternehmens der 
privaten Kranken-, Unfall- oder Lebens-
versicherung oder einer privatärztlichen, 

steuerberaterlichen oder anwaltlichen 
Verrechnungsstelle

anvertraut worden oder sonst bekanntge-
worden ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.
(2) Ebenso wird bestraft, wer unbefugt ein 
fremdes Geheimnis, namentlich ein zum 
persönlichen Lebensbereich gehörendes 
Geheimnis oder ein Betriebs- oder Ge-
schäftsgeheimnis, offenbart, das ihm als 
1.  Amtsträger,
2.  für den öffentlichen Dienst besonders 

Verpflichteten,
3.  Person, die Aufgaben oder Befugnisse 

nach dem Personalvertretungsrecht 
wahrnimmt,

4.  Mitglied eines für ein Gesetzgebungs-
organ des Bundes oder eines Landes 
tätigen Untersuchungsausschusses, 
sonstigen Ausschusses oder Rates, das 
nicht selbst Mitglied des Gesetzge-
bungsorgans ist, oder als Hilfskraft ei-
nes solchen Ausschusses oder Rates,

5.  öffentlich bestelltem Sachverständigen, 
der auf die gewissenhafte Erfüllung 
seiner Obliegenheiten auf Grund eines 
Gesetzes förmlich verpflichtet worden 
ist, oder

6.  Person, die auf die gewissenhafte Erfül-
lung ihrer Geheimhaltungspflicht bei 
der Durchführung wissenschaftlicher 
Forschungsvorhaben auf Grund eines 
Gesetzes förmlich verpflichtet worden 
ist,

anvertraut worden oder sonst bekanntge-
worden ist. Einem Geheimnis im Sinne des 
Satzes 1 stehen Einzelangaben über per-
sönliche oder sachliche Verhältnisse eines 
anderen gleich, die für Aufgaben der öf-
fentlichen Verwaltung erfaßt worden sind; 
Satz 1 ist jedoch nicht anzuwenden, so-
weit solche Einzelangaben anderen Behör-
den oder sonstigen Stellen für Aufgaben 
der öffentlichen Verwaltung bekanntgege-
ben werden und das Gesetz dies nicht 
untersagt.
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(2a) Die Absätze 1 und 2 gelten entspre-
chend, wenn ein Beauftragter für den 
Datenschutz unbefugt ein fremdes Ge-
heimnis im Sinne dieser Vorschriften offen-
bart, das einem in den Absätzen 1 und 2 
Genannten in dessen beruflicher Eigen-
schaft anvertraut worden oder sonst be-
kannt geworden ist und von dem er bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben als Beauf-
tragter für den Datenschutz Kenntnis er-
langt hat.
(3) Einem in Absatz 1 Nr. 3 genannten 
Rechtsanwalt stehen andere Mitglieder 
einer Rechtsanwaltskammer gleich. Den in 
Absatz 1 und Satz 1 Genannten stehen 
ihre berufsmäßig tätigen Gehilfen und die 
Personen gleich, die bei ihnen zur Vorbe-
reitung auf den Beruf tätig sind. Den in 
Absatz 1 und den in Satz 1 und 2 Genann-
ten steht nach dem Tod des zur Wahrung 
des Geheimnisses Verpflichteten ferner 
gleich, wer das Geheimnis von dem Ver-
storbenen oder aus dessen Nachlaß er-
langt hat.
(4) Die Absätze 1 bis 3 sind auch anzu-
wenden, wenn der Täter das fremde Ge-
heimnis nach dem Tod des Betroffenen 
unbefugt offenbart.
(5) Handelt der Täter gegen Entgelt oder 
in der Absicht, sich oder einen anderen zu 
bereichern oder einen anderen zu schädi-
gen, so ist die Strafe Freiheitsstrafe bis zu 
zwei Jahren oder Geldstrafe.
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